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l!mmentar 

Gegen ein "Stop and go" 
in der Benachteiligtenförderung 
für eine duale Nachqualifizierung 
von Ungelernten 

Hermann Schmidt 

Die Zukunft Ungelernter in den durchrationalisierten indu­

striellen und postindustriellen Gesellschaften sieht trübe 

aus. Die Perspektiven für ihr Arbeitsleben weisen eine durch 

kürzere oder längere Beschäftigungsphasen unterbrochene 

Dauerarbeitslosigkeit aus. Bei vielen von ihnen sind die Ver­

suche, ei ne qualifizierte Berufsausbildung zu beginnen und 

erfolgreich abzuschließen, aufgrund sehr unterschiedlicher 

Dispositionen und individueller Rahmenbedingungen ge­

scheitert . Derweil weisen alle mittel- und langfristigen Perso­

nalplanungen in der Wirtschaft darauf hin , daß die dauer­

haften Beschäftigungen fast ausschließlich für qualifizierte 

Fachkräfte reserviert bleiben. Je länger also der Personen­

kreis der Ungelernten von Berufsbildungsprozessen ausge­

schlossen bleibt, um so schneller sinken gesicherte Perspekti­

ven für das Erwerbsleben. 

Ende 1990 war jeder Siebente der 20- bis 24jährigen in den 

alten Bundesländern und jeder Elfte in den neuen ohne an­

erkannten Berufsbildungsabschluß. Insgesamt sind das rund 

800 000 Jugendliche dieser Altersgruppe. Von den 20- bis 

29jährigen zählen sogar 1,6 Mio. dazu. 

Mit dem 1980 vom Bundesministerium für Bildung und Wis­

senschaft gestarteten Programm zur Förderung der Be­
rufsausbildung benachteiligter Jugendlicher wurden im 

Laufe der Jahre zahlreiche Jugendliche durch eine berufliche 

Bildung in überbetrieblichen Einrichtungen und durch aus­

bildungsbegleitende Hilfen erfolgreich qualifiziert, die ohne 

dieses Programm kaum eine solche Chance gehabt hätten. 

Doch stoßen diese Ansätze wie auch Fortbildungs- und Um­

schulungsmaßnahmen an ihre Grenzen, wenn es um die 

Nachqualifizierung Erwachsener geht: Sie sind u. a. zeitlich eng 

befristet, häufig losgelöst von betrieblichen Arbeits- und Er­

fahrungsprozessen, ohne kontinuierliche Beratung und ohne 

eine sichere langfristig planbare Finanzierungsgrundlage. 

Die erfolgreiche Nachqualifizierung und berufliche Integra­

tion junger ungelernter Erwachsener erfordert jedoch eine 

langfristige individuelle Bildungsplanung und neue Bil­

dungsgänge. Angesichts von 1,6 Mio. existentiell bedrohten 

jungen Menschen, dem Ausbleiben einer ausreichenden 

Nachfrage nach Ausbildungsplätzen in den alten Ländern 

und einem steigenden Bedarf an qualifizierten Fachkräften 

stellt sich hier eine bildungspolitische Herausforderung von 

höchster Priorität. 

Wie sollte eine neue erfolgreichere Nachqualifizierung aus­

sehen? 

Nach einer Untersuchung des Bundesinstituts streben etwa 

320 000 der 20- bis 29jährigen ernsthaft eine nachträgliche 

Berufsausbildung an, wobei sie eine Kombination von Be­

schäftigung und Qualifizierung bevorzugen . Dabei wün­

schen sie sich eine Ausbildung, die an ihre bisherigen Berufs­

erfahrungen anknüpft, die parallel zu ihrer Beschäftigung 

verläuft und ihnen ein materielles Auskommen sichert . 

Diese Nachqualifizierung müßte dual organisiert sein, in­

dem sie Ausbildung und Beschäftigung miteinander ver­

knüpft. Diese Kombination käme der Lebenssituation (mate­

rielle Absicherung) und den Lernvoraussetzungen (Abnei­

gung gegenüber schulischen Lernformen) entgegen. Die 

Vergütung müßte - mit Rücksicht auf das Lebensalter -

über den üblichen Ausbildungsvergütungen liegen und mit 

steigendem Qualifikationsniveau angehoben werden. 

Die Nachqualifizierung sollte abschlußbezogen sein , 
d. h., zu einem anerkannten Ausbildungsabschluß als Fach­

arbeiter, Handwerksgeselle oder Fachangestellter führen . Um 

diesen Abschluß während der Beschäftigung zu erreichen, 

sollten einzelne Qualifizierungsbausteine beschrieben 
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werden, die ein schrittweises Vorgehen mit kleinen motivie­

renden Erfolgserlebnissen verknüpft . Eine solche modulare 

Nachqualifizierung kann an unterschiedliche Vorqualifika­

tionen anknüpfen, so daß vorhandene Berufserfahrungen 

nicht unbeachtet bleiben . 

Vorhandene Berufsbilder lassen sich relativ leicht in zertifi­

zierbare Module zerlegen. Dabei ist allerdings sicherzustel­

len, daß die Summe der Module qualitativ zum gleichen Be­

rufsabschluß führt wie der vergleichbare Bildungsgang im 

dualen System. 

Selbstverständlich muß auch in diesen Nachqualifizierungen 

das theoretische Rüstzeug für den Beruf vermittelt wer­

den. Wenn auch die Berufsschule auf diese spezielle Form 
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der Nachqualifizierung zur Zeit noch nicht eingestellt ist, hat 

sie doch in den letzten 15 Jahren ausreichend Erfahrung mit 

der Erwachsenenqualifizierung sammeln können . Unterricht 

für junge Erwachsene ist für die Berufsschule also nichts 

Neues mehr. 

Wenn die Bundesregierung, die Kultusministerien, Arbeitge­

ber und Gewerkschaften es wirklich wollen, können in rela­

tiv kurzer Zeit alle Vorkehrungen getroffen werden, diesen 

Schatz an menschlicher Produktivkraft für die Zukunft unse­

res Landes zu sichern und zahlreichen jungen Erwachsenen 

eine bessere berufliche Perspektive zu geben . 



Fehbeiträge 

Peter Dehnbostel 
Dr. phil. , wissenschaftlicher 

Mitarbeiter der Abteilung 

2.3 "Innovations- und Mo­

dellversuche" im Bundes-

institut fiir Berufsbildung, 

Berlin 

Konzepte für eine 
dezentrale Berufsbildung 

Zu dem seit langem anhaltenden 
Trend der Auslagerung beruflichen 
Lernens aus dem Arbeitsprozeß in 
zentrale Bildungseinrichtungen 

zeichnet sich derzeit eine Gegenbe­
wegung ab. Arbeitsplatzbezogenes 
Lernen gewinnt an Bedeutung, der 
Stellenwert betrieblicher und ar­

beitsweltlicher Bildungsprozesse 
wächst. Der Arbeitsplatz als Lern­
ort erfährt eine Renaissance. Kon­
zepte dezentraler Berufsbildung 
nehmen diese Neuorientierung be­
trieblicher Berufsbildung zum Aus­
gangspunkt. Neue Formen arbeits­
platzbezogenen Lernens, neue Lern­
ortkombinationen sowie integrative 

Verbindungen von Lernen und Ar­
beiten werden entwickelt und er­
probt. 

Lernen im Arbeitsprozeß 

Bestehen im Arbeitsprozeß aber hinreichend 

Lernpotentiale und lernförderliche Arbeits­

bedingungen, die eine solche Neuorientie­

rung möglich machen? Ist die seit Jahrzehnten 

zunehmende Verlagerung der Berufsbildung 

an Lernorte außerhalb des Arbeitsplatzes 

nicht ein Beleg dafür, daß qualifizierte und 

persönlichkeitsbildende Lernprozesse im Ar­

beitsprozeß nur sehr eingeschränkt möglich 

sind? Und sind wichtige Innovationen nicht 

gerade im Zuge der verstärkten Zentralisie­

rung und Systematisierung der Berufsbil­

dung in den 70er und 80er Jahren entstan­

den? 

Sicherlich bestehen für Lehr- und Lernpro­

zesse in produktionsunabhängigen Lernorten 

eine Reihe von Vorteilen wie der gezielte 

Einsatz von Methoden, Möglichkeiten zur 

Reflexion von Arbeitsabläufen sowie die 

Theoriebildung. Auch sind Innovationen wie 

die Projektmethode, die Leittextmethode so­

wie Ansätze zu selbstgesteuertem, kooperati­

vem und gruppenorientiertem Lernen vor­

nehmlich in zentralen Bildungseinrichtungen 

entwickelt worden, und zwar besonders im 

Rahmen der Ausgestaltung des Berufsgrund­

bildungsjahres und der Systematisierung der 

Weiterbildung. Allerdings weist die anhal­

tende und durch die Neuordnung anerkann­

ter Ausbildungsberufe offensichtlich ver­

stärkte Verlagerung der Berufsbildung in 

zentrale Lernorte auch deutliche Nachteile 

auf: die Kluft zwischen Lernsituation und 

betrieblicher Realsituation wird größer; bei 

den Aus- und Weiterzubildenden treten ver­

stärkt Lern- und Motivationsprobleme auf; 

die Einarbeitungszeiten am Arbeitsplatz 

nach der Aus- oder Weiterbildung werden 

länger; finanzielle Aufwendungen wachsen. 

Solange überkommene tayloristische Ar­

beitsstrukturen bestehen, repetitive und mo­

notone Tätigkeiten in Arbeitsprozessen vor­

herrschen, hat die Berufsbildung kaum eine 

Alternative zu diesem Weg der zunehmenden 

Trennung von Lernprozessen und realen Ar­

beitsprozessen. 

Mit der Verbreitung neuer Technologien und 

neuer Produktions- und Organisationskon­

zepte entstehen grundlegend veränderte Rah­

menbedingungen für betriebliches Lernen. 

So werden tayloristische Strukturen von in-
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formationstechnologisch vernetzten und ar­

beitsorganisatorisch erweiterten Arbeitspro­

zessen abgelöst. In der Arbeitsorganisation 

setzen sich zusehends Gruppenkonzepte, 

Inselmodelle und Problemlösungsgruppen 

durch. Der Mitarbeiter nimmt Aufgaben er­

höhten Arbeitsumfanges wahr, die sich durch 

Ganzheitlichkeit, Flexibilität und Verantwor­

tung auszeichnen. 

Was bedeuten diese Veränderungen für die 

Entwicklung betrieblicher Berufsbildung 

und das Verhältnis von Lernen und Arbeiten? 

In der erst begonnenen Diskussion darüber 

werden unterschiedliche Einschätzungen 

vertreten. Vor allem zur Frage des Lernens 

im Arbeitsprozeß stehen sich zwei Positionen 

gegenüber, die für die Berufsbildungspraxis 

gegensätzliche Konsequenzen haben. 

Vertreter der einen Position gehen davon aus, 

daß das Lernen am Arbeitsplatz weiter er­

schwert und eingeschränkt wird. 1 Hat sich 

gezeigt , daß in stark arbeitsteilig organisier­

ten Strukturen kaum anspruchsvolle Lern­

prozesse möglich sind, so wird nun festge­

stellt, daß mit informationstechnologisch 

und arbeitsorganisatorisch erweiterten Ar­

beitsvorgängen neue Restriktionen entstehen. 

Danach werden Arbeitsprozesse immer un­

durchschaubarer, sinnliche Erfaßbarkeit und 

Erfahrbarkeit nehmen ab, und eine steigende 

Spezialisierung der Betriebe läßt den Erwerb 

breiter arbeitsplatzgebundener Qualifikatio­

nen immer weniger zu. Zudem scheinen ka­

pitalintensive computergestützte Arbeitssy­

steme aufgrund hoher Störanfalligkeit und 

drohender Schadensfolgen bei unsachgemä­

ßer Handhabung als Lernfeld für die Aus­

und Weiterbildung kaum in Frage zu kom­

men. Weder ist ein Lernen durch Mitarbeit 

möglich , noch sind in solchen Systemen 

Experimentier- und Übungsphasen durch­

führbar. Die zunehmende Trennung von be­

ruflichen Lernprozessen und realen Arbeits­

prozessen scheint somit auch unter moder­

nisierten Arbeitsvollzügen unvermeidlich. 

Folgerichtig besteht die Konsequenz in der 

weiteren Verstärkung des Lernens in zentra­

len Bildungseinrichtungen. 

Die andere Position geht von erweiterten 

Lernmöglichkeiten im Arbeitsprozeß aus. 2 

Neue Ansätze zur Verbindung von Lernen 

und Arbeiten werden vor dem Hintergrund 

partizipativer Arbeitsorganisationsformen, 

der Requalifizierung von Facharbeit sowie 

einem Zuwachs von Lernpotentialen im Ar­

beitsprozeß gesehen. So erfordert die Ein­

führung und Handhabung rechnergestützter 

Arbeitssysteme die Fähigkeit zur Teamarbeit 

und zur Arbeits- und Technikgestaltung, was 

auf den Wandel der Systeme von statisch und 

tayloristisch bestimmten zu flexibel speziali­

sierten zurückzuführen ist. Die Rückführung 

von Wartungs- und Instandhaltungsarbeiten 

in Produktionsaufgaben, integrierte Quali­

tätskontrolle sowie gewachsene Entschei­

dungs- und Gestaltungsspielräume zeichnen 

moderne Produktionsarbeiten zunehmend 

aus. Flexibel automatisierte Fertigungssyste­

me mit ihren dezentralen Arbeits- und Orga­

nisationsformen, Verfahren der Werkstatt­

programmierung und integrierte CAD /CAM­

Systeme sind Beispiele dafür. Die Verschrän­

kung von Lern- und Arbeitsprozessen ist hier 

möglich und- dies gilt es zu betonen- not­

wendig geworden. Die Konsequenz für die 

Berufsbildung besteht in der Schaffung neuer 

Formen und Modelle des Lernens im Arbeits­

prozeß sowie in der zunehmenden Verzah­

nung von Betriebspädagogik und betrieb­

licher Organisationsentwicklung. 

Konzepte dezentraler 
Berufsbildung 

Die 1990 begonnene Modellversuchsreihe 

"Dezentrales Lernen" 3 knüpft an die zuletzt 

genannte Einschätzung neuer Lernmöglich­

keiten im Arbeitsprozeß an. Vor dem Hinter­

grund der skizzierten neuen Unternehmens­

entwicklungen und Qualifikationsanforde­

rungen werden Konzepte für eine dezentrale 

Berufsbildung entwickelt und erprobt. 
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Die Dezentralisierung umfaßt gleichermaßen 

organisatorische wie didaktische Aspekte. 

Organisatorisch werden arbeitsplatzgebun­

dene und arbeitsplatzverbundene Lernorte 

wie Lerninsel, Lernstation, Technikzen­

trum, Lernfabrik, Lernfeld und Lernfeld Ar­

beitsstruktur geschaffen. Diese werden mit 

herkömmlichen Lernorten wie Bildungszen­

trum und Betriebseinsatz verknüpft. Didak­

tisch werden offene Lernprozesse und Be­

rufsbilder angestrebt, Lernpotentiale des Ar­

beitsplatzes genutzt und mit berufspädago­

gisch systematischem Lernen verbunden. Im 

Kern zielt die didaktische Orientierung auf 

die Vorzüge und Qualitätsmerkmale des Ler­

nens im Arbeitsprozeß. Zu nennen sind vor 

allem: Ernstcharakter und Verbindlichkeit 

des Arbeitsplatzes, seine orientierende und 

motivierende Funktion, die Modernität, An­

schaulichkeit und Kontingenz von Arbeitsin­

halten sowie die Möglichkeit zu entdecken­

dem und erfahrungsorientiertem Lernen. Zu­

dem werden Arbeitsstrukturen sowie 

Ablauf- und Aufbauorganisationen als In­

haltsbereiche in die Berufsbildung einbezo­

gen. Dies geschieht z. B. in betrieblichen 

Lernstationen und im Lernfeld Arbeitsstruk­

tur. Schlüsselqualifikationen wie Systemden­

ken und Zusammenhangsverständnis werden 

so im realen Arbeitshandeln erworben. 

Die Dezentralisierung führt zur Delegation 

von Verantwortung und Kompetenzen in die 

neugeschaffenen Lernorte. Für Aus- und 

Weiterzubildende sowie hauptamtliche Aus­

bilder und ausbildende Fachkräfte erhöhen 

sich Selbständigkeit und Selbstorganisation, 

soziale Bindungen in der Arbeitswelt wach­

sen und berufliche Handlungskompetenz 

wird in wesentlichen Teilen in realen Ar­

beitsvollzügen erworben. 

Bei der Auswahl und Erschließung von Ar­

beitsplätzen als dezentrale Lernorte wird un­

tersucht, welche Lernpotentiale bestehen, in­

wieweit systematische und persönlichkeits­

bildende Lernprozesse möglich sind und wie 

eng sich diese mit informellen und erfah-



rungsgeleiteten Lernprozessen verbinden las­

sen. Arbeitsplatz- und Qualifikationsanalysen 

dienen dazu, Arbeitsaufgaben und Hand­

lungssituationen unter arbeits- und berufs­

pädagogischen Gesichtspunkten zu beurteilen, 

Lern- und Bildungschancen festzustellen . Es 

geht dabei nicht vorrangig um methodische 

Fragen, sondern gleichermaßen um didakti­

sche Fragen im engeren Sinne, also um Fra­

gen der Auswahl von Inhalten und ihrer An­

lage in dezentralen Lernorten und Berufsbil­

dungskonzepten. Die Realisierung einer sol­

chen didaktischen Ausrichtung, die im Ge­

gensatz zur herkömmlichen, methodisch re­

duzierten Anpassungsqualifizierung steht, 

könnte entscheidend dazu beitragen, die wei­

ter existierende Dichotomie beruflicher und 

allgemeiner Bildung real - und nicht nur 

ideologisch - aufzuheben. Sie könnte mate­

rial die Basis für die Durchsetzung der 

Gleichwertigkeit allgemeiner und beruflicher 

Bildung in der Sekundarstufe II abgeben. 

In der Modellversuchsreihe stehen vier 

Schwerpunkte im Mittelpunkt, die als inhalt­

liche Grundlage und Leitlinie zur Entwick­

lung und Erprobung dezentraler Ansätze 

dienen: 

• neue Organisationsformen arbeitsplatzbe­

zogenen Lernens und neue Lernortkombina­

tionen; 

• Funktionen und Aufgaben des Bildungs­

personals; 

• didaktisch-methodische Ansätze arbeits­

platzbezogenen Lernens; 

• Qualität und Lernergiebigkeit des Lern­

orts Arbeitsplatz. 

Diese Themenschwerpunkte werden in Ein­

zelvorhaben und in regelmäßigen Treffen 

zwischen Mitarbeitern der Modellversuche 

bearbeitet. 

Zwei Beispiele dezentraler Berufsbildungs­

konzepte werden im folgenden beschrieben: 

ein Modellversuch in einem Großbetrieb und 

ein weiterer in Klein- und Mittelbetrieben. 

Beide Modellversuche befinden sich noch in 

der ersten Hälfte ihrer Laufzeit. 

Dezentrales Lernen 
in Teamarbeit 

Der Modellversuch "Dezentrales Lernen in 

Teamarbeit" 4 begann 1990 in der gewerb­

lich-technischen Berufsausbildung der Mer­

cedes-Benz AG in Gaggenau. Er wird im 

dortigen Nutzfahrzeugwerk und im neuen 

Pkw-Werk in Rastatt durchgeführt. Seit 1992 

sind weitere, dem Unternehmen nicht ange­

hörende Klein- und Mittelbetriebe einbezo­

gen, um das Konzept bereits frühzeitig unter 

dem Aspekt des Transfers zu überprüfen und 

zu verbreiten. 

I Erwerb neuer 
Qualifikationen in 

fachlicher, 
fachübergreifender 

und sozialer 
Hinsicht notwendig 

Der Kern des Vorhabens liegt in der Neube­

stimmung von Lernmöglichkeiten im Betrieb 

sowie in der Entwicklung und Erprobung 

eines neuen Lernorts inmitten der Produk­

tion: der LerninseL Mit dem dort zu ent­

wickelnden dezentralen, teamorientierten 

Lernen sollen der Erwerb beruflicher Hand­

lungskompetenz verbessert und die Berufs­

ausbildung dezentralisiert werden. Das Kon­

zept geht davon aus, daß dem seit langem zu 

beobachtenden Praxisdefizit und dem zuneh­

menden Wirklichkeitsverlust in der groBin­

dustriellen Berufsausbildung durch eine ge­

zielte arbeitsplatzbezogene Gestaltung beruf­

licher Lernprozesse zu begegnen sei, und 

zwar auch oder gerade unter den Bedingun­

gen vernetzter und rechnergestützter Arbeits­

prozesse. Der Erwerb neuer Qualifikationen 

wird in fachlicher, fachübergreifender und 

sozialer Hinsicht für notwendig erachtet. 

Diese sind zum Teil - so eine zentrale Mo­

dellversuchshypothese - nur im unmittel­

baren Produktionsprozeß hinreichend zu er­

werben. 

Für die Lerninseln ist eine doppelte Infra­

struktur kennzeichnend: zum einen eine Ar­

beitsinfrastruktur, die im Hinblick auf Ar­

beitsaufgaben, Technik, Arbeitsorganisation 

und Qualifikationsanforderungen dem umge­

benden Produktionsfeld entspricht, zum an­

deren eine Lerninfrastruktur, die zusätzliche 

räumliche, ausstattungsmäßige und personel­

le Ressourcen bereitstellt. Das Lernen ist 

zwar arbeitsplatzgebunden, es beschränkt 

sich jedoch nicht auf informelle Lernprozes­

se oder ein "learning by doing". Arbeitsauf­

träge werden im Sinne des Lernens in neuge­

ordneten Berufen vom Lernenden selbstän­

dig oder in der Gruppe geplant, durchgeführt 

und kontrolliert. Erfahrungsgeleitete Lern­

prozesse in der Lerninsel werden mit berufs­

pädagogisch systematisiertem Lernen ver­

bunden . 

Im Nutzfahrzeugwerk in Gaggerrau sind bis­

her Lerninseln in der Fahrzeugmontage, der 

Achsenmontage, der Kleinserienfertigung 

und der Instandhaltung eingerichtet worden. 

Weitere sind im Entstehen begriffen. Die 

Voraussetzungen für den Einsatz in den Lern­

inseln sind klar umrissen, zudem sind sie in 

den betrieblichen Ausbildungsplan eingeord­

net. Aufgrund der hohen Eingangsvorausset­

zungen erfolgen die Lerninseleinsätze erst in 

den letzten anderthalb Ausbildungsjahren. 

Für die Arbeit in den Lerninseln gibt es 

Lernzielkataloge, die fachliche, methodische 

und soziale Inhalte und Ziele ausweisen. Da­

zu gehören auch berufsübergreifende, be­

triebswirtschaftliche sowie arbeits- und tech­

nikgestaltende Ziele. Grobe Aufgabeninhalte 

und Durchlaufphasen einer Lerninsel, der 

Achsenmontage-Lerninsel, sind dem nach­

stehenden Schaubild zu entnehmen. 

Die Verweildauer in der Lerninsel Fahrzeug­

montage beträgt in der Regel neun , in den 

anderen Lerninseln jeweils fünf Wochen. 

Zwischen drei und fünf Auszubildende sowie 

ein Lerninselfachausbilder arbeiten jeweils 

in einer LerninseL Ein- und Ausstieg der 

Auszubildenden können in der Gruppe oder 

einzeln erfolgen. 
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Abbildung 1: Durchlaufstationen der Lerninsel Achsenmontage 

Aufgabe: 

Definierte und verbindliche 
Eingangsvoraussetzungen 

4 Versetzungsbeginn 

Aufgabe: 
• technische Umrüstung 

• Umrüstungsplanung • Qualitätssicherung 
• Wirtschaftlichkeitsüberlegung 

FACHAUSBILDER: 
• Personalbetreuung 
• Personalsteuerung 

Aufgabe: • Fachexperte der Insel Aufgabe: 
• Rüstvorbereitung 
• Bereitstellung von 
• Fertigungsmaterial 
• und Betnebsmittel 

• Beurteilungen • Einweisung neuer Inselmitarbeiter 
• Außenkontakte 
• Gesamtsteuerung der Insel 
• Qualitätsverantwortung 

Aufgabe: 
• Abrechnung 
• Ausstellen der Sondergutschriften 
• Ausstellen der Entnahmescheine 
• Dokumentationen 

Im Rastatter Pkw-Werk, das im Frühjahr 

1992 die Arbeit aufgenommen hat, sind 

zwölf ausstattungsintensive Lerninseln mit 

jeweils fünf Arbeitsplätzen von vornherein in 

die Produktionsstruktur eingebaut worden. 

In der Anlaufphase des Werkes dienen sie 

zunächst der Einstiegsqualifizierung berufs­

erfahrener neuer Mitarbeiter. In der neuen 

Fabrik wird ausnahmslos in Gruppen von 

acht bis zwölf Mitarbeitern gearbeitet. Eck­

punkte des Gruppenkonzepts sind regelmäßi­

ge Gruppengespräche, interne Abstimmung 

und Vertretung der Gruppe durch einen 

Sprecher, der "Kontinuierliche Verbesse­

rungsprozeß" sowie hohe Selbststeuerung, 

Dispositionsfreiräume und Eigenverantwort­

lichkeit Neben neuen Formen der Arbeits­

organisation zeichnet sich die Fabrik durch 

offene und flexible Fertigungssysteme ein­

schließlich baulicher Variabilität, eine flache 

Führungshierarchie sowie erweiterte und an­

gereicherte Arbeitsinhalte mit Arbeitsumfän-

gen von bis zu 40 Minuten aus. Die Lernin­

seln bereiten auf diese neukonzipierte Fabrik 

vor, insbesondere auf die komplexen Arbeits­

prozesse und das Arbeiten in teilautonomen 

Gruppen. Die Infrastruktur und die Anlage 

des Arbeitsiemens entsprechen den Lernin­

seln in Gaggenau, auch wenn es sich hier um 

einen Lerninseltyp der Weiterbildung mit ei­

gener Akzentsetzung handelt. 

Nach der Anlaufphase des Werkes dienen die 

Lerninseln der kontinuierlichen Weiterquali­

fizierung der Mitarbeiter und Auszubilden­

den. 

Da die Lerninseln im Rastatter Werk erst seit 

einigen Monaten bestehen, sind aus diesem 

Teil der Modellversuchsarbeit noch keine 

Schlüsse zu ziehen. Auf der Basis der knapp 

zweijährigen Entwicklungen und Erfahrun­

gen im Gaggenauer Werk ist in einer ersten 

Zusammenfassung festzuhalten , daß sich das 

Lerninselkonzept durch folgende Merkmale 

auszeichnet: 
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• Lerninseln sind mit Lernausstattungen 

angereicherte Arbeitsplätze in der Produk­

tion , in denen Auszubildende verschiedener 

Ausbildungsberufe selbständig Arbeitsauf­

träge ausführen; 

• die Auszubildenden arbeiten im Team , 

wobei die Teamarbeit in Anlehnung an das 

Modell der teilautonomen Gruppenarbeit 

strukturiert ist ; 

• dem Lerninselfachausbilder kommt vor­

rangig die Rolle eines Prozeß- und Entwick­

lungsbegleiters der Gruppe zu, zugleich ist 

er qualifizierter Facharbeiter der jeweiligen 

Betriebsabteilung; 

• die Arbeitsaufträge genügen den Krite­

rien ganzheitlicher Arbeit und enthalten 

lernrelevante und gestalterische Dimen­

sionen; 

• Lerninseln fungieren als Innovationsstät­

ten im Arbeitsprozeß, insbesondere als Pilot­

und Experimentierfelder für neue Formen 

der Arbeitsorganisation und Arbeitsgestal­

tung. 

Diese Kennzeichen sind zugleich Kriterien 

für die Erschließung von Arbeitsplätzen als 

Lernorte, für die Konstruktion und Gestal­

tung von Lerninseln . Auch Untersuchungser­

gebnisse zur Lernrelevanz von Arbeitsaufträ­

gen und zu Lernpotentialen der Abteilungen 

werden hierbei und besonders bei der Stand­

ortauswahl der Lerninseln berücksichtigt. 

Zudem sind Lerninseln als Teil einer dezen­

tralen Ausbildungskonzeption ausbildungs­

organisatorisch und didaktisch nur in Ab­

stimmung mit anderen betrieblichen Lernor­

ten zu entwickeln. So sind in die Modellver­

suchsarbeit alle Lernorganisationsformen 

und Lernorte der betrieblichen Berufsausbil­

dung einbezogen: 

• die Ausbildungsprojekte und Lehrgänge 

im Bildungszentrum; 

• die Realprojekte und Produktionsarbeiten 

in den Anwendungswerkstätten im Bildungs­

zentrum; 

• die Betriebseinsätze in Versetzungsstel­

len . 



Mit den Lerninseln im Betrieb umfaßt die 

Berufsausbildung in Gaggenau somit vier un­

terschiedliche, sich ergänzende Lernorte, 

wobei ein Teil der Aufgaben und Kompeten­

zen, die bisher im Bildungszentrum konzen­

triert waren, mit der Schaffung von Lernin­

seln in den Betrieb delegiert worden ist. Es 

zeichnet sich ab, daß Lerninseln zur Wirt­

schaftlichkeit von Berufsausbildung beitra­

gen: produktive Ausbildungsanteile konnten 

erhöht und Einarbeitungszeiten für Jungfach­

arbeiter reduziert werden. 

Offen bleibt allerdings, wieweit die Eigen­

ständigkeit betrieblicher Lerninseln und de­

ren organisations- und personalwirtschaftli­

che Einbettung in segmentierte Betriebsteile 

und Cost Centers vorangetrieben werden 

kann, ohne daß die qualitativen und persön­

lichkeitsfördernden Ziele der Berufsbildung 

denen ökonomischer Rentabilität untergeord­

net werden. Hiermit ist eine Grundfrage und 

zugleich ein Prüfstein in der weiteren Ent­

wicklung des Verhältnisses von Betriebspäd-

sich um Betriebe der Metallindustrie sowie 

einen holzverarbeitenden Betrieb. Die Pro­

duktionshereiche reichen von der Hütten­

und Halbzeugindustrie über den Werkzeug-, 

Maschinen- und Anlagenbau bis zur Büro­

möbelherstellung. Sechs Betriebe haben zwi­

schen 50 und 400 Beschäftigte, zwei weitere 

haben 600 und 900 Mitarbeiter. Die Anzahl 

der Auszubildenden liegt zwischen vier und 

40. Nur die drei größten Unternehmen verfü­

gen über Lehrwerkstätten und hauptamtliche 

Ausbilder, wobei in zwei Firmen ein und in 

einer Firma drei Ausbilder tätig sind. 

I Lerninseln tragen zur 
Wirtschaftlichkeit 

von Berufsausbildung bei 

Die Entwicklung und Erprobung eines 

Arbeits- und Lernaufgabensystems für die 

Ausbildung in und zwischen den beteiligten 

Betrieben steht im Mittelpunkt dieses Vorha-

agogik und betrieblicher Organisationsent- bens. 

wiekJung angesprochen. Eine betriebsspezi-

fische Funktionalisierung der Berufsbildung 

könnte zwar - wie das japanische Beispiel 

zeigt - den Erfordernissen einer Lean Pro­

duction nach Humanressourcen entsprechen, 

widerspräche jedoch dem weiter gesteckten 

Auftrag der Berufsausbildung nach betriebs­

unabhängigen Qualifikationen und Persön­

lichkeitsbildung. 

Dezentrales Lernen 
in Klein- und Mittelbetrieben 

Der Modellversuch "Dezentrales Lernen in 

Klein- und Mittelbetrieben" 5 besteht seit 

Ende 1991. An dem Modellversuch beteili­

gen sich acht Klein- und Mittelbetriebe aus 

der Region Villingen-Schwenningen, die 

dortige Industrie- und Handelskammer, das 

Arbeitsamt sowie die Berufsschule. Träger 

des Modellversuchs ist das "Bildungszen­

trum Turmgasse" in Villingen. Es handelt 

Es wird ein Ausbildungskonzept erprobt, das 

arbeitsplatzbezogenes Lernen in Klein- und 

Mittelbetrieben weiterentwickelt, und zwar 

unter den Aspekten neuer Technologien, 

neuer Arbeits- und Produktionskonzepte so­

wie veränderter Ausbildungsanforderungen . 

Die Dezentralisierung zeigt sich didaktisch 

im Arbeitsplatzbezug der Ausbildung. Reale 

Arbeitsaufgaben sind die Basis für eine auf­

gabenorientierte Gestaltung der Ausbildung, 

die sich durch erhöhte Flexibilität und Offen­

heit von Lernumgehungen und Lernprozes­

sen auszeichnet. Lernorganisatorisch wird 

die Ausbildung dadurch dezentralisiert, daß 

sie in der Regel nicht mehr in einem, son­

dern in mehreren Betrieben erfolgt. Das 

führt zu einer Erweiterung und erhöhten 

Selbständigkeit betrieblicher Lernorte im 

klein- und mittelbetriebliehen Verbund. Die 

bisher bei einem Betrieb konzentrierten Aus­

bildungskompetenzen und -aufgaben werden 

in Teilen delegiert. In dem Modellversuch 

wird diese Konzeption für unterschiedliche 

Ausbildungssequenzen, vornehmlich im 2. 

Ausbildungsjahr, entwickelt und erprobt. 

Ausbildungspotentiale und Ausbildungsfä­

higkeit von Klein- und Mittelbetrieben wer­

den prinzipiell als hoch eingeschätzt. Aller­

dings wird davon ausgegangen, daß vieler­

orts Formen und didaktisch-methodische 

Grundlagen der Berufsbildung modernisiert 

und reformiert werden müssen, wozu der 

Modellversuch einen Beitrag leistet. Eine 

Hypothese geht davon aus, daß sich Klein­

und Mittelbetriebe durch ganzheitliche Ar­

beitsaufgaben, transparente Organisations­

strukturen und überschaubare Zusammen­

hänge auszeichnen . Abgrenzungen zwischen 

Funktionsbereichen wie Einkauf, Verwal­

tung, Konstruktion , Arbeitsvorbereitung, 

Fertigung und Abnahme sind zumeist weni­

ger ausgeprägt als in Großbetrieben oder be­

stehen gar nicht. Aufgabenzuschnitte und 

Qualifikationserfordernisse sind entspre­

chend kohärent und ganzheitlich. 

An diese Vorteile, die sich auch im Bestehen 

stärkerer sozialer Bindungen und der arbeits­

prozeßgebundenen Integration von Fähigkei­

ten und Fertigkeiten niederschlagen, wird in 

dem Modellversuch gezielt angeknüpft. Um 

die Arbeits- und Ausbildungssituation in den 

beteiligten Betrieben zu erfassen, sind in 

einem dreistufigen Verfahren Betriebs- und 

Qualifikationsanalysen, Bestandsaufnahmen 

der Ausbildungsbedingungen sowie Analy­

sen typischer Arbeitsaufträge durchgeführt 

worden. Diese Untersuchungen gehen in die 

Erschließung von Arbeitsplätzen als Lernor­

te ein , die dann konstruktiv über Arbeits­

und Lernaufgaben erfolgt. 

Es handelt sich dabei um reale Auftragsar­

beiten , die um Lernanteile angereichert wer­

den. In der Analyse betriebstypischer Ar­

beitsaufgaben ist z. B. die Herstellung einer 

"Welle" als eine lernrelevante Aufgabe iden­

tifiziert worden. Für die didaktische Aufbe­

reitung wird die Aufgabe analytisch in ein-
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Abbildung 2: Drei typische Lernortfolgen im Verbund 

BETRIEBLICHE ABLAUFORGANISATION 
Entwicklung Konstruktion Arbeits- Produktions- Fertigung Montage Verkauf 

1 Projektierung 1 1 vorbereitung 1 planung 1 1 1 

FIRMA 1 

FIRMA 2 

FIRMA 3 

0 0 

Lernortfolge Version 1: 
Die Auszubildenden lernen in den verschiedenen 
Abteilungen einer Firma alle Bearbeitungsschritte 
zur Herstellung eines Produktes kennen. 

zeine Arbeitsschritte von der Auftragsentge­

gennahme und Arbeitsvorbereitung über die 

eigentliche Produktion und Qualitätskontrol­

le bis zum Abschluß des Auftrages geglie­

dert. Es wird analysiert, welche Qualifika­

tionen für einzelne Arbeitshandlungen sowie 

die Gesamtheit der Handlungen notwendig 

und welche Inhaltserweiterungen aus arbeits­

und berufspädagogischen Gründen hinzuzu­

fügen sind. In Handreichungen für ausbi l­

dende Fachkräfte und Auszubildende werden 

die Arbeits- und Lernaufgaben curricular fi­

xiert. Die Welle wird so aufbereitet, daß sie 

einen Typ von Arbeits- und Lernaufgaben 

repräsentiert , der auf viele Produktvarianten 

_.._., • ____._., • _ _., • _.. • 
0 

Lernortfolge Version 2: 
Die Auszubildenden lernen in den verschiedenen 
Abteilungen einer Firma bestimmte Bearbeitungs­
schritte zur Herstellung eines Produktes kennen 
und lernen bestimmte Produktionsschritte bei 
versch iedenen Firmen besonders intensiv kennen. 

anzuwenden bzw. in vielen Betrieben einzu­

setzen ist. 

Das System von Arbeits- und Lernaufgaben 

wird systematisch und spiralförm ig angelegt . 

Die Reihenfolge der Aufgaben erfolgt auf 

wachsenden Komplexitätsstufen. Ausgehend 

von dieser Entwicklungssystematik und der 

Analyse realer Arbeitsaufträge, sind die 

Arbeits- und Lernaufgaben so strukturiert und 

einzusetzen, daß folgende Merkmale zutreffen: 

• die Aufgaben genügen ganzheitlichen 

Arbeits- und Lernvollzügen, in denen fachli­

che, soziale und berufsübergreifende Quali­

fikationen erworben werden; 

0 0 

l 
0 --_",.. 

0 0 
Lernortfolge Version 3: 
Die Auszubildenden lernen einen Produktions­
schritt, der ihrem Ausbildungsberuf entspricht, 
bei verschiedenen Firmen kennen . 

• die Aufgabenbearbeitung erfolgt in zu­

nehmendem Maße in Gruppenarbeit mit ho­

her Eigenverantwortung und Selbstorganisa­

tion der Auszubildenden ; 

• Lernprozesse sind handlungs- und erfah­

rungsgeleitet geprägt , Erfahrungswissen 

wird erworben; 

• Fragen der Arbeitsgestaltung und Ar­

beitsorganisation werden gezielt reflektiert 

und mit einem kontinuierlichen Arbeitsver­

besserungsprozeß verbunden; 

• Die Auswahl und die Anreicherung von 

Arbeitsaufgaben erfolgen so, daß sie zur Ein­

lösung des jeweiligen Berufsbildes beitra­

gen. 
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Die Neugestaltung der Ausbildung durch 

Arbeits- und Lernaufgaben erfordert in den 

Betrieben neue arbeitsplatzbezogene Lern­

und Lernorganisationsformen. Dies betrifft 

sowohl die Gestaltung der Arbeitslernorte 

als auch den Einsatz von Methoden. Die 

Aufgaben sind in unterschiedlichen Lernort­

folgen in einem Betrieb, im Verbundsystem 

zwischen Betrieben oder im Verbundsystem 

zwischen verschiedenen Betrieben und dem 

Bildungszentrum einzusetzen. Drei mögliche 

Lernortfolgen sind beispielhaft in dem Über­

blick auf Seite 8 dargestellt. 

Das Bildungspersonal in den beteiligten Be­

trieben spielt in dem Modellversuch von Be­

ginn an eine aktive Rolle. Es ist an der Ent­

wicklung der Arbeits- und Lernaufgaben so­

wie an der Erarbeitung von Handreichungen 

beteiligt. Zwischen den Betrieben bzw. aus­

bildenden Fachkräften wird eine Koopera­

tionsstruktur aufgebaut, um den zwischenbe­

trieblichen Verbund einzurichten und Erfah­

rungen auszutauschen. Eine zusätzliche Auf­

gabe besteht in der Vorbereitung und Durch­

führung von Weiterbildungsveranstaltungen 

für ausbildende Fachkräfte. Es werden min­

destens zwei Veranstaltungen durchgeführt, 

in denen die Entwicklung von Arbeits- und 

Lernaufgaben sowie die Organisation von 

zwischenbetrieblichen Verbundsystemen im 

Mittelpunkt stehen. 

Dem Modellversuch kommt eine zusätzliche 

Bedeutung insofern zu, als Klein- und Mit­

telbetriebe vor zunehmenden Schwierigkei­

ten stehen, Ausbildungsplätze zu besetzen. 

Die Ausbildung ist attraktiver zu gestalten, 

Qualitätsstandards sind zu verbessern. Die 

Berufswahl- und Bildungsgangentscheidung 

von Jugendlichen wird allerdings - zumal in 

Zeiten des Überangebots an Ausbildungs­

plätzen - zunehmend von weiteren Faktoren 

mitbeeinflußt. Zu nennen sind vor allem be­

triebliche Karrierewege sowie Möglichkeiten 

zur Erlangung von Studienberechtigungen 

über Doppelqualifizierungen und Gleichwer­

tigkeitsanerkennungen. Der Modellversuch 

trägt über das integrierte Arbeits- und Lern­

konzept, über die Verbindung von berufli­

cher und allgemeiner Bildung wesentlich da­

zu bei , solche Wege und Möglichkeiten zu 

verstärken und zu eröffnen. 

Schlußbemerkungen 

Es bleibt anzumerken, daß Tendenzen und 

Konzepte der Dezentralisierung nicht als ori­

ginäre Entwicklungen der Berufsbildung an­

zusehen sind. In anderen Bereichen bestehen 

z. T. profiliertere Entwicklungen, die auch 

auf die Berufsbildung einwirken. Besonders 

ist auf die externe und interne Dezentralisie­

rung von Unternehmensorganisationen hin­

zuweisen, die als Folge veränderter Marktsi­

tuationen, systemischer Rationalisierung und 

erhöhter Flexibilitäts- und Mobilitätserfor­

dernisse anzusehen ist. 6 In neuen Unter­

nehmens- und Organisationsentwicklungen 

zeigt sich diese Dezentralisierung in der Ent­

hierarchisierung und Segmentierung, in der 

Verlagerung von Aufgaben, Verantwortung 

und Kompetenzen aus der Planung und 

Arbeitsvorbereitung in den unmittelbaren 

Arbeitsprozeß. 7 Neue Organisationsformen 

wie Gruppenarbeit, Inselmodelle, Qualitäts­

zirkel, Lernstatt und Werkstattzirkel sind 

Ausdruck dieses Prozesses. In der weiteren 

Entwicklung wird sich zeigen, inwieweit die­

se Organisationsformen mit dezentralen Be­

rufsbildungskonzepten verbunden werden 

und die Dezentralisierung zur Verschränkung 

von betrieblicher Organisationsentwicklung 

und Berufsbildung beiträgt. 

Anmerkungen: 

1 Zu dieser Position vgl. Kruse, W.; Kühn/ein, G.; Paul­

Kohlhoff, A.; Strauß, J.: Berufsausbildung im Wandel -

Neue Aufgaben für die Berufsschule. (Max-Traeger-Stif 

tung, MTS-Script 3}, Frankfurt a. M. 1989, S. 143ff. 

11:1. Senatskommission für Berufsbildungsforschung 

(Hrsg.): Berufsbildungsforschung an den Hochschulen 

der Bundesrepublik Deutschland: Situation, Hauptaufga­

ben, Förderungsbedaif. 1990, S. 44 jJ. 
2 Zu dieser Position vgl. u. a. die Einzelbeiträge unter 

der Überschrift "Neue Technologien, Arbeitsorganisation 

und Qualifikation" in Dehnbostel, P.; Hecker, 0. ; Höp­

ke, l.; I#Jlter-Lezius, H.-1.; Weilnböck-Buck,I.; Wolf, B.: 

Neue Technologien und berufliche Bildung - Modellhafte 

Entwicklungen und theoretische Erkenntnisse. Berichte 

zur beruflichen Bildung, H. 151, Bundesinstitut für Be­

rufsbildung, Berlin 1992 
3 Zu den Inhaltsschwerpunkten dieser Reihe und zu Ein­

zelbeschreibungen von Modellversuchen und Modellver­

suchsinitiativen vgl. Dehnbostel, P.; Holz, H.; Novak, H. 

(Hrsg.): Lernenfür die Zukunft durch verstärktes Lemen 

am Arbeitsplatz - Dezentrale Aus- und 

konzepte in der Praxis-. Berichte zur beniflichen Bildung, 

H. 149, Bundesinstitut für Berufsbildung, Berlin 1992. 

Kurzbeschreibungen zu neun Modellversuchen sind zu­

dem zwei Berufsbildungsberichten zu entnehmen: Bundes­

minister für Bildung und Wissenschaft (Hrsg.): Berufsbil­

dungsbericht 1990. Bonn 1990, S. 109 f 

Derselbe (Hrsg.): Berufsbildungsbericht 1992. Bonn 

1992, S. 99f 
4 Der Modellversuch trägt auch die Bezeichnung "Ge­

staltung von Lerninseln im unmittelbaren Produktionspro­

zeß - entwickelt am Beispiel fertigungs- und montage­

orientierter Produktion ·: Zu diesem Vorhaben vgl. Bitt­

mann, A.; Erhard, H.; Fischer, H.-P.; Novak , H. : Lernin­

seln in der Produktion als Prototypen und Experimentier­

feld neuer Formen des Lernens und Arbeitens. In: Dehn­

bastei, P.; Holz, H.; Novak, H.: Lernenfür .. . , a. a. 0., 
S. 39ff. 
5 11:1. Kornwachs, K.; Reith, S.; Schonhardt, M. ; Wilke­

Schnaufer, J.: Dezentrale Ausbildungskonzeption für 

Klein- und Mittelbetriebe. In: ebenda, S. 189 jJ. 
6 Zum Hindergrund dieser Veränderungen, insbesondere 

zu veränderten Rationalisierungsformen und veränderten 

Produktionsweisen, vgl. Bergstermann, J. ; Brandherm­

Böhmker (Hrsg.): Systemische Rationalisierung als sozia­

Ler Prozeß. Bann 1990 

11:1. Mahnkopf, B.: Die dezentrale Unternehmensorgani­
sation - (k)ein Terrain für neue .,Produktionsbündnis­

se"? In: Prok/a 76, 19 (1989) 3, S. 27-50 

11:1. Piore, M. J. ; Sabel , C. F.: Das Ende der Massenpro­

duktion. Frankfurt a. M. 1989 
7 Um Mißverständnissen vorzubeugen sei betont, daß es 

hier um die Skizzierung einer bestimmten Entwicklungs­

linie betrieblicher Organisations- und Produktionskon­

zepte geht. Realiter bestehen unterschiedliche Konzepte 

nebeneinander und werden sicherlich auch zukünftig be­

stehen, wenn auch vieles dafür spricht, daß ökonomische, 

technologische und soziale Elfordernisse zu einer weiteren 

Verstärkung dezentraler Organisationsformen und partizi­

pati ver Arbeitsformen führen werden. 
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Ursula Beicht 
Mitarbeiterin in der Abtei-

lung 6.1 "Bildungsökono­

mie" im Bundesinstitut für 

Berufsbildung, Bann 

Tarifliche Ausbildungs­
vergütungen 1992 in den alten 
und neuen Bundesländern 

Jeder Jugendliche, der im Rahmen 
des dualen Systems ausgebildet 
wird, erhält von seinem Ausbil­
dungsbetrieb eine Vergütung. De­
ren Höhe wird in den meisten Bran­
chen zwischen den Sozialpartnern 
in den Tarifverhandlungen verein­
bart. Sowohl in den alten wie auch 
in den neuen Bundesländern bilde­
te sich eine sehr starke Differenzie­
rung der tariflichen Ausbildungs­
vergütungen heraus. Im vorliegen­
den Beitrag werden die aktuellen 
Strukturen aufgezeigt. Im Anschluß 
daran wird der Frage nachgegan­
gen, wie die vorzufindenden gro­
Ben Unterschiede mit dem beste­
henden rechtlichen Anspruch auf 
eine angemessene Ausbildungs­
vergütung (§ 10 Berufsbildungs­
gesetz) vereinbar sind. Abschlie­
ßend werden Überlegungen zur 
künftigen Vergütungsentwicklung 
angestellt. 

In den meisten Wirtschaftszweigen der alten 

und der neuen Bundesländer sind die Ausbil­

dungsvergütungen durch Tarifverträge gere­

gelt. Die Höhe der Zahlungen an die Auszu­

bildenden wird von den Tarifpartnern im Zuge 

der Lohn- und Gehaltsverhandlungen verein­

bart. Im Bundesinstitut für Berufsbildung 

wird die Entwicklung der tariflichen Ausbil­

dungsvergütungen seit dem Jahr 1976 beob­

achtet und analysiert. 1 Jährlich zum Stand 

1. Oktober wird eine Auswertung der in den 

wichtigsten Tarifverträgen festgelegten Aus­

bildungsvergütungen durchgeführt. 

Tarifverträge werden in der Bundesrepublik 

in der Regel für eine bestimmte Branche ab­

geschlossen und haben meist nur einen be­

grenzten regionalen Geltungsbereich, der 

sich auf ein oder mehrere Bundesländer oder 

auch nur Teile von Bundesländern erstreckt. 

Durch die starke branchenspezifische und re­

gionale Aufgliederung besteht in Deutsch­

land eine Vielzahl an unterschiedlichen tarif­

vertraglichen Vereinbarungen über die Aus­

bildungsvergütungen. Einbezogen in die 

Auswertungen sind derzeit über 450 Tarif­

verträge aus den alten und rund 150 Tarifver­

träge aus den neuen Bundesländern. 2 

In den Tarifverträgen wird für jedes Ausbil­

dungsjahr ein monatlicher Vergütungssatz 

festgelegt , der gemäß § 10 Berufsbildungsge­

setz mit jedem Lehrjahr ansteigt. In acht 

Prozent der Tarifverträge sind die Vergü­

tungssätze unterschieden in Grundbeträge 

und in erhöhte Beträge für Auszubildende ab 

einem bestimmten Lebensalter - meist ab 

18 Jahren. Die vereinbarten Beträge gelten 

für alle Auszubildenden im Geltungsbereich 

des Tarifvertrags, unabhängig vom jeweili­

gen Ausbildungsberuf. Dies bedeutet, daß es 

in einem bestimmten Beruf in der Regel keine 

einheitliche Ausbildungsvergütung gibt, son­

dern diese nach Branchen und Regionen dif­

feriert. 

Im Bundesinstitut wurde ein Verfahren ent­

wickelt, das es ermöglicht, über eine Zuord­

nung von Ausbildungsberufen zu Tarifverträ­

gen berufsspezifische Ausbildungsvergütun­

gen zu ermitteln. 3 Auf diese Weise konnten 

1992 die durchschnittlichen Ausbildungsver-
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gütungen für 211 Berufe in den alten Bundes­

ländern berechnet werden. Dabei handelt es 

sich grundsätzlich um Berufe mit einer Be­

setzungszahl von mindestens 250 Auszubil­

denden. 92 Prozent aller Auszubildenden in 

Westdeutschland werden in den erfaßten Be­

rufen ausgebildet. 

1992 erfolgte erstmals auch eine vergleichba­

re Auswertung für die neuen Bundesländer. 

Hier wurden die durchschnittlichen Vergü­

tungen für 161 Berufe ermittelt. Es wurden 

die gleichen Berufe wie im Westen ausge­

wählt, allerdings konnten 50 Berufe wegen 

fehlender tariflicher Vereinbarungen oder zu 

geringer Besetzungszahlen nicht berücksich­

tigt werden. Trotz der im Vergleich zum 

Westen deutlich geringeren Zahl an erfaß­

ten Ausbildungsberufen entfallen auf diese 

90 Prozent der ostdeutschen Auszubilden­

den. 

Wegen der derzeit noch relativ großen Vergü­

tungsunterschiede, die zwischen den alten 

und den neuen Bundesländern bestehen, er­

schien es nicht sinnvoll , Zusammenfassun­

gen für das gesamte Bundesgebiet vorzu­

nehmen. Die nachfolgende Darstellung der 

Vergütungsstruktur 1992 erfolgt daher für 

West und Ost getrennt. 

Vergütungssituation in 
den alten Bundesländern 

In den alten Bundesländern lagen die tarifli­

chen Ausbildungsvergütungen 1992 im Durch­

schnitt bei 920 DM pro Monat. Gegenüber 

dem Vorjahr stiegen sie um 9,8 Prozent an. 

Die sehr hohe Steigerungsrate von 1991 -

sie betrug ll,7 Prozent - wurde damit zwar 

nicht mehr erreicht, jedoch handelte es sich 

um die zweitstärkste Erhöhung in den ver­

gangenen 16 Jahren. Die Ausbildungsver­

gütungen entwickelten sich 1992 auch wieder 

mit Abstand günstiger als die Tariflöhne und 

-gehälter, die um durchschnittlich 5,6 Pro­

zent zunahmen. 4 

Eine wesentliche Ursache für den starken 

Anstieg der Ausbildungsvergütungen in den 

letzten Jahren ist in dem sich immer gravie­

render bemerkbar machenden Auszubilden­

denmangel in den westlichen Bundesländern 

zu sehen. So konnten 1992 über 123 000 

Ausbildungsplätze, das war ein Fünftel der 

angebotenen Stellen, nicht besetzt werden. 

Immer weniger Jugendliche entscheiden sich 

wegen der als wesentlich aussichtsreicher 

eingeschätzten Berufskarrieren, die ein hö­

herer allgemeinbildender Schulabschluß und 

ein Hochschulstudium eröffnen, für eine 

Ausbildung im dualen System. In vielen 

Branchen wird daher versucht, die Attrakti-

vität einer betrieblichen Berufsausbildung zu 

erhöhen, unter anderem durch verbesserte 

Vergütungszahlungen. 

Der oben genannte Vergütungsdurchschnitt 

von 920 DM wurde auf der Basis der tarifli­

chen Grundbeträge ermittelt. Werden die in 

einigen Tarifverträgen vorgesehenen alters­

abhängigen erhöhten Vergütungen mit ein­

bezogen, ergibt sich für 1992 eine durch­

schnittliche Vergütung von 924 DM. Bei al­

len nachfolgend genannten Vergütungsdurch­

schnitten sind die altersabhängigen Zuschlä­

ge jeweils berücksichtigt, da die meisten 

Auszubildenden derzeit mindestens 18 Jahre 

alt sind. 

Abbildung 1: Ausbildungsvergütungen pro Monat in den alten und neuen Bundesländern 1992 
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Bei Betrachtung der einzelnen Ausbildungs­

bereiche ergibt sich folgendes Bild (vgl. Ab­

bildung 1): Die höchsten durchschnittlichen 

Ausbildungsvergütungen wurden 1992 erst­

mals im Öffentlichen Dienst mit I 062 DM 

erreicht; in den Vorjahren lagjeweils der Be­

reich Industrie und Handel an der Spitze. 

Die im Öffentlichen Dienst zu verzeichnende 

hohe Steigerungsrate von 15,9 Prozent gegen­

über dem Vorjahr ist wahrscheinlich unter 

anderem auf die soziale Komponente zurück­

zuführen, die im Tarifabschluß für den Öf­

fentlichen Dienst 1992 besondere Berück­

sichtigung fand und den unteren Einkom­

mensgruppen und damit auch den Auszubil­

denden stärkere Tariferhöhungen einbrachte. 

In Industrie und Handel , dem größten Aus­

bildungsbereich , war 1992 eine Ausbildungs­

vergütung von I Oll DM festzustellen, was 

einer unterdurchschnittlichen Anhebung um 

8,1 Prozent gegenüber 1991 entsprach. Es 

folgten die Ausbildungsbereiche Landwirt­

schaft mit durchschnittlich 831 DM und 

Freie Berufe mit 804 DM. Im Handwerk, 

dem zweitgrößten Ausbildungsbereich, be­

trug die durchschnittliche Vergütung 796 DM, 

womit eine relativ hohe Steigerungsrate von 

11,2 Prozent erreicht wurde. Die im Ver­

gleich zu Industrie und Handel deutlich stär­

kere Anhebung der Ausbildungsvergütungen 

im Handwerk ist möglicherweise auf den 

hier besonders gravierenden Nachwuchs­

mangel zurückzuführen: So konnten 1992 für 

30 Prozent der im Handwerk angebotenen 

Lehrstellen keine Auszubildenden gewonnen 

werden; demgegenüber liegt der Anteil der 

unbesetzten Plätze in Industrie und Handel 

nur bei 14 Prozent. 

Die für die Ausbildungsbereiche ermittelten 

Durchschnittswerte geben selbstverständlich 

noch keinen Aufschluß über die gesamte 

Spannweite der Ausbildungsvergütungen; 

diese wird erst bei Betrachtung der einzelnen 

Ausbildungsberufe deutlich. Die höchsten 

Vergütungen wurden 1992 - ebenso wie im 

Vorjahr - im Beruf Gerüstbauer I -in er-

reicht. In dem 1990 neu geschaffenen Aus­

bildungsberuf konnten Jugendliche ab 18 

Jahren mit monatlich 1 686 DM im Durch­

schnitt über die zweijährige Ausbildungsdau­

er rechnen. Auch die Ausbildungsvergütun­

gen der angehenden Binnenschiffer I -innen 

waren mit durchschnittlich 1 621 DM sehr 

hoch. In den Berufen des Bauhauptgewerbes 

wurde ebenfalls relativ viel gezahlt: die 

künftigen Maurer, Zimmerer, Straßenbauer, 

Stukkateure / -innen, Fliesen-, Platten- und 

Mosaikleger I -innen kamen auf durchschnitt­

lich 1 399 DM. Die in den genannten Beru­

fen gewährten "Spitzenvergütungen" lassen 

sich vor allem mit den besonderen Bemühun­

gen in den entsprechenden Bereichen erklä­

ren, qualifizierten Nachwuchs zu gewinnen, 

was insbesondere angesichts der relativ 

schwierigen Arbeitsbedingungen und den 

von vielen Jugendlichen als unattraktiv ange­

sehenen Berufs- und Karriereaussichten teil­

weise schon seit längerer Zeit kaum noch ge­

lingt. 

Die mit Abstand niedrigsten Vergütungen 

waren, wie bereits seit vielen Jahren, auch 

1992 in den Berufen des Schneiderhand­

werks festzustellen : Die angehenden Herren­

schneiderf-innen erhielten lediglich 265 DM , 

die künftigen Damenschneider I -innen nur 

300 DM im Durchschnitt. Relativ geringe 

Vergütungen waren auch in den Berufen 

Polster- und Dekorationsnäher I -in mit 

491 DM sowie Friseur/ -in mit 541 DM zu 

verzeichnen. 

Die Spannweite der berufsspezifischen Aus­

bildungsvergütungen war damit 1992 extrem 

groß: Die Differenz zwischen höchster und 

niedrigster monatlicher Vergütung betrug 

1 421 DM. Dabei ist darauf hinzuweisen, 

daß es sich bei den ausgewiesenen Vergü­

tungsbeträgen um Durchschnitte über die je­

weilige Gesamtausbildungsdauer der Berufe 

handelt. Da die Ausbildungsvergütungen von 

Lehrjahr zu Lehrjahr ansteigen, können die 

Abweichungen in den einzelnen Ausbil­

dungsjahren noch stärker sein. 
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In den meisten Berufen sind die Ausbil­

dungsvergütungen allerdings von den Ex­

tremwerten relativ weit entfernt und bewe­

gen sich eher auf mittlerem Niveau. Dies 

zeigt Abbildung 2, in der für 20 ausgewählte 

Berufe die durchschnittlichen Vergütungen 

dargestellt sind. Um ein möglichst vielseiti­

ges Bild der Vergütungssituation zu vermit­

teln , wurden neben den Berufen mit der 

höchsten und der niedrigsten Vergütung rela­

tiv stark besetzte Berufe aus sehr unter­

schiedlichen Bereichen berücksichtigt. 

Genaueren Aufschluß über die gesamte Ver­

gütungsstruktur gibt Abbildung 3. Hier wur­

den alle erfaßten Berufe entsprechend ihrer 

Vergütungshöhe 100-DM-Intervallen zuge­

ordnet und anhand der Besetzungszahlen der 

Berufe die Verteilung der Auszubildenden 

nach Vergütungshöhe ermittelt. Danach be­

wegten sich 1992 die monatlichen Vergütun­

gen für 82 Prozent der Auszubildenden zwi­

schen 700 DM und 1 099 DM. Mit 32 Pro­

zent der Auszubildenden ist dabei die stärk­

ste Konzentration auf den Bereich zwischen 

I 000 DM und I 099 DM zu verzeichnen. 

Vergleichsweise hohe Vergütungen von 

I 100 DM und mehr erhielten elf Prozent der 

Auszubildenden; weniger als 700 DM gab es 

für sieben Prozent der Auszubildenden. 5 

Abbildung 3 zeigt damit die sehr starke Dif­

ferenzierung der Ausbildungsvergütungen in 

den alten Bundesländern besonders deutlich 

auf. Sichtbar wird hier vor allem, daß nicht 

nur zwischen einigen "extremen" Berufen 

hohe Abweichungen vorhanden sind, son­

dern die Vergütungsunterschiede insgesamt 

sehr groß sind. 

Vergütungssituation in 
den neuen Bundesländern 

In den neuen Bundesländern betrug der 

Durchschnitt der tariflichen Ausbildungsver­

gütungen 620 DM bzw. 628 DM bei Berück­

sichtigung der altersabhängigen erhöhten Be­

träge. Damit erreichte das tarifliche Vergü-



Abbildung 2: Ausbildungsvergütungen in 20 ausgewählten Berufen in den alten und neuen Bundesländern 1992 
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tungsniveau in den östlichen Ländern 1992 

etwa zwei Drittel der Vergütungshöhe im 

Westen. 

Zu berücksichtigen ist hierbei allerdings, daß 

die tariflichen Vergütungssätze nur für Ju­

gendliche in einer betrieblichen Ausbildung 

gelten. 1992 befand sich ca. ein Fünftel der 

Auszubildenden im Osten in einer außerbe­

trieblichen Ausbildung nach § 40c Arbeits­

forderungsgesetz (AFG). Hier wird seit dem 

I. 10. 1992 - entsprechend den von der Bun­

desanstalt für Arbeit gewährten Zuschüssen 

- eine Ausbildungsvergütung von höchstens 

440 DM im ersten Ausbi ldungsjahr-inden 

nachfolgenden Ausbildungsjahren erhöhen 

sich die Beträge um jeweils fünf Prozent -

gezahlt. 6 Bezogen auf alle Auszubildenden 

in den neuen Bundesländern entspricht das 

Vergütungsniveau aus diesem Grund nicht 

den tariflichen Ausbildungsvergütungen, 

sondern ist entsprechend niedriger einzu­

schätzen . 

Werden die tariflichen Vergütungen in den 

einzelnen Ausbildungsbereichen betrachtet , 

so sind im Osten Deutschlands ähnlich große 

Unterschiede festzustellen wie im Westen 

(vgl. Abbildung 1). An der Spitze lag 1992 

auch hier der Öffentliche Dienst mit einem 

Abbildung 3: Verteilung der Auszubildenden nach Höhe der Ausbildungsvergütungen in den 
alten und neuen Bundesländern 1992 (Anteil der Auszubildenden in Prozent) 
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Basis: Tarifliche Grundbeträge sowie altersabhängige erhöhte Beträge 
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Durchschnitt von 741 DM , gefolgt vom größ­

ten Ausbildungsbereich Industrie und Han­

del mit 642 DM. Im Handwerk, auch in den 

neuen Ländern der zweitgrößte Ausbildungs­

bereich , war ein Vergütungsdurchschnitt von 

605 DM zu verzeichnen. Ein vergleichswei­

se niedriges Vergütungsniveau wies im Osten 

der Landwirtschaftsbereich mit 538 DM 

auf. 7 

Ein Ost-West-Vergleich der durchschnittli­

chen Vergütungen in den Ausbi ldungsberei­

chen ergibt8
, daß im ostdeutschen Hand­

werk ein Vergütungsniveau von 75 Prozent 

der Westvergütung erreicht wurde. Im Öf­

fentlichen Dienst entsprachen die Vergütun­

gen im Durchschnitt 70 Prozent der Westver­

gütung, in der Landwirtschaft 65 Prozent 

und in Industrie und Handel 63 Prozent. 

Hieraus kann allerdings nicht der Schluß ge­

zogen werden, daß die Angleichung der ta­

riflichen Ausbildungsvergütungen im Hand­

werk 1992 generell entsprechend weit fortge­

schritten war. Der für das ostdeutsche Hand­

werk ermittelte vergleichsweise hohe Vergü­

tungsdurchschnitt ist auch auf eine andere 

Berufs- bzw. Auszubildendenstruktur als im 

Westen zurückzuführen: So werden in den 

neuen Ländern beispielsweise wesentl ich 

häufiger Jugendliche im Bauhandwerk aus­

gebi ldet , in dem auch hier hohe Ausbil­

dungsvergütungen tariflich vereinbart sind . 

Diese gehen daher mit einem stärkeren Ge­

wicht in den Durchschnittswert des Hand­

werks ein als im Westen. Jedoch auch wenn 

diese Strukturunterschiede unberücksichtigt 

bleiben , ist festzustellen , daß im Handwerk 

die Ausbildungsvergütungen bereits deutlich 

näher an das westliche Tarifniveau angegli­

chen waren als in Industrie und Handel. 9 

Die Vergütungsunterschiede zwischen den 

einzelnen Ausbildungsberufen waren 1992 in 

den neuen Bundesländern fast ebenso stark 

ausgeprägt wie in den alten Ländern. Die 

höchsten Ausbildungsvergütungen waren 

auch im Osten im Beruf Gerüstbauer I -in mit 

durchschnitt lich I 349 DM zu verzeichnen. 



Sehr hohe Vergütungen gab es außerdem für 

die Auszubildenden im Bauhauptgewerbe 

(Maurer, Zimmerer, Straßenbauer, Stukka­

teure / -innen, Fliesen-, Platten- und Mosaik­

leger / -innen) mit 1077 DM. 

Am unteren Ende der Vergütungsskala be­

fand sich 1992 auch in Ostdeutschland der 

Beruf Herrenschneider I -in mit durchschnitt­

lich 210 DM. Relativ niedrige Ausbildungs­

vergütungen erhielten auch die künftigen 

Konditoren / -innen mü 358 DM und die 

angehenden Damenschneider I -innen mit 

365 DM. Bemerkenswert ist, daß die Auszu­

bildenden im ostdeutschen Damenschneider­

handwerk im Durchschnitt eine höhere Aas­

bildungsvergütung erreichten als im Westen. 

Die Spannweite der berufsspezifischen Aas­

bildungsvergütungen betrug somit in den 

neuen Ländern 1139 DM. Angesichts des im 

Osten niedrigeren Vergütungsniveaus fiel die 

Differenz zwischen höchster und niedrigster 

Vergütung damit ähnlich groß aus wie im 

Westen , wo sie um lediglich 282 DM höher 

lag. 

Abbildung 3 zeigt, daß sich in Ostdeutsch­

land eine etwas andere Struktur der Ausbil­

dungsvergütungen entwickelt hat als in West­

deutschland. Im Osten lagen für 55 Prozent 

der Auszubildenden die Vergütungen zwi­

schen 500 DM und 599 DM. Damit war hier 

eine stärkere Konzentration auf einen relativ 

kleinen Vergütungsbereich vorhanden als im 

Westen. 32 Prozent der Auszubildenden er­

hielten Vergütungen von 600 DM und mehr, 

wobei 13 Prozent der Auszubildenden sogar 

sehr hohe Vergütungen von 1 000 DM bis 

1 099 DM erreichten. Unter 500 DM befan­

den sich die Ausbildungsvergütungen für 

ebenfalls 13 Prozent der Auszubildenden. 

Die Differenzierung der Ausbildungsvergü­

tungen ist insgesamt betrachtet auch in Ost­

deutschland als sehr stark ausgeprägt zu be­

zeichnen. Angesichts der weitgehend ein­

heitlichen Lehrlingsentgelte, die in der ehe-

maligen DDR staatlich festgesetzt waren 10 , 

ist es bemerkenswert, daß sich in den neuen 

Ländern in kurzer Zeit ähnlich krasse Vergü­

tungsunterschiede herausgebildet haben, wie 

sie in Westdeutschland bereits seit langem 

vorhanden sind. 

Angemessenheit der 
Ausbildungsvergütungen 

Angesichts der sowohl in den alten wie auch 

in den neuen Bundesländern vorgefundenen 

extrem großen Vergütungsunterschiede stellt 

sich die Frage, wie diese mit der gesetzli­

chen Forderung nach angemessenen Ausbil­

dungsvergütungen (§ 10 Berufsbildungsge­

setz) vereinbar sind. Hierfür ist zunächst zu 

klären, was der Gesetzgeber unter der Ange­

messenheit der Ausbildungsvergütung ver­

standen hat. Im Abschlußbericht des Bun­

destagsausschusses für Arbeit zum Entwurf 

des Berufsbildungsgesetzes 11 wurde hierzu 

folgendes ausgeführt: Mit der Ausbildungs­

vergütung "soll einmal dem Auszubildenden 

(bzw. seinen Eltern) zur Durchführung der 

Berufsausbildung eine finanzielle Hilfe gesi­

chert" werden. Die Zahlung einer Vergütung 

sei "außerdem aber auch aus arbeitsrechtli­

chen Gesichtspunkten der Entlohnung ge­

rechtfertigt". Die Festlegung der Vergütungs­

höhe sollte nach Auffassung des Ausschusses 

unter Berücksichtigung dieser Aspekte "in 

erster Linie dem Ausbildenden und dem 

Auszubildenden sowie den Tarifvertragspar­

teien überlassen sein". Die Ausführungen des 

Bundestagsausschusses enthielten somit kei­

ne konkreten Anhaltspunkte für die Ermitt­

lung einer angemessenen Vergütung. Daher 

gab es seit Inkrafttreten des Berufsbildungs­

gesetzes im Jahr 1969 immer wieder gericht­

liche Auseinandersetzungen, in denen darum 

gestritten wurde, welche Vergütungshöhe in 

bestimmten Einzelfällen als angemessen an­

zusehen war. 12 Jedoch führten die ergange­

nen Urteile nie zu einer generellen Klärung 

der Frage der Angemessenheit von Ausbil­

dungsvergütungen. 

Auch eine Entscheidung des Bundesarbeits­

gerichts zur Angemessenheit der Ausbil­

dungsvergütungen vom April 1991 13 brachte 

letztendlich kaum mehr Klarheit. Die Bun­

desrichter legten fest, daß die Vergütung an­

gemessen ist, "wenn sie für den Lebensun­

terhalt des Auszubildenden eine fühlbare 

Unterstützung bildet und zugleich eine Min­

destentlohnung für die in dem jeweiligen Ge­

werbezweig bestimmbare Leistung eines 

Auszubildenden darstellt". Tarifliche Ausbil­

dungsvergütungen sind nach Auffassung des 

Bundesarbeitsgerichts immer angemessen, 

"weil in die tariflichen Vereinbarungen die 

Belange und Interessen der Arbeitnehmer­

und Arbeitgeberseite eingeflossen und be­

rücksichtigt worden sind". Jedoch auch Ver­

gütungen unter Tarif sahen die Richter nicht 

generell als unangemessen an, sie legten 

vielmehr fest, daß dies nur dann der Fall ist, 

wenn die Vergütung "um mehr als 20 Pro­

zent hinter den tariflichen Sätzen zurück­

bleibt". Letzteres betrifft die Betriebe, die 

nicht tarifgebunden sind und für die daher 

die tariflichen Vergütungssätze nicht ver­

bindlich sind. 

Die Bundesrichter haben mit der generellen 

Festsetzung, daß eine Vergütung von mehr 

als 20 Prozent unter Tarif als "unangemes­

sen" einzuordnen ist, die teilweise extremen 

Unterschiede bei den tariflichen Ausbil­

dungsvergütungen als gerechtfertigt angese­

hen. Eine andere richterliche Entscheidung 

wäre auch kaum denkbar gewesen, da sie un­

mittelbar die im Grundgesetz verankerte Ta­

rifautonomie berührt hätte. Dennoch stellt 

sich die Frage, wie eine Vergütung sowohl 

von 1 349 DM pro Monat (höchster durch­

schnittlicher Westtarif - im Beruf Gerüst­

bauer t-in- minus 20 Prozent) als auch von 

212 DM (niedrigster durchschnittlicher West­

tarif- im Beruf Herrenschneider I -in - mi­

nus 20 Prozent) den von den Richtern gefor­

derten Kriterien "fühlbare Unterstützung für 

den Lebensunterhalt" und "Mindestentloh­

nung für die Leistung des Auszubildenden" 

entsprechen kann. Wäre die Mindestentloh-
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nung allein ausschlaggebend für die Bestim­

mung einer angemessenen Vergütungshöhe, 

so wären aufgrund des unterschiedlichen 

Lohn- und Gehaltsniveaus in den einzelnen 

Branchen und vor allem wegen des differie­

renden Umfangs der produktiven Leistungen 

der Auszubildenden größere Abweichungen 

noch relativ leicht zu begründen. Kommt je­

doch die Forderung nach einer fühlbaren 

Unterstützung für den Lebensunterhalt hin­

zu, so müßte dies eigentlich eine Nivellie­

rung der Ausbildungsvergütungen zur Kon­

sequenz haben, da der Bedarf für den Le­

bensunterhalt grundsätzlich gleich hoch für 

jeden Auszubildenden anzusetzen ist. Ge­

rechtfertigt wären hier nur Unterschiede auf­

grund der individuellen Situation, z. B. eine 

Unterscheidung danach, ob der Auszubil­

dende noch bei den Eltern wohnt oder nicht. 

Überlegungen zur künftigen 
Vergütungsentwicklung 

Für die Festsetzung der Ausbildungsvergü­

tungen in den Tarifverhandlungen hat das 

Urteil des Bundesarbeitsgerichts keine Rele­

vanz. Dennoch werden sich die Tarifpartner 

in vielen Branchen Westdeutschlands wahr­

scheinlich künftig verstärkt mit der Frage der 

Angemessenheil von Ausbildungsvergütun­

gen auseinandersetzen. Wenn in den kom­

menden Jahren eine ausreichende Zahl von 

Jugendlichen für eine Berufsausbildung im 

dualen System gewonnen werden soll, so 

muß dafür gesorgt werden, daß dieser Bil­

dungsweg vor allem auch von leistungsstär­

keren Jugendlichen als eine attraktive Alter­

native zu Gymnasium und Hochschule ange­

sehen wird. Erreichbar wird dies möglicher­

weise nur sein, wenn es neben einer weiteren 

Modernisierung der Ausbildung, Verbesse­

rung der Lehr- und Lernmethoden und Er­

öffnung aussichtsreicherer Karrieremöglich­

keiten auch zu einer spürbaren Verbesserung 

der Vergütungssituation der Jugendlichen in . 

dualer Ausbildung kommt. Die Möglichkeit, 

bereits während der Ausbildung zu finanziel-

!er Unabhängigkeit von den Eltern zu kom­

men, wird vermutlich für viele Jugendliche 

als Entscheidungskriterium eine immer 

wichtigere Rolle spielen, vor allem wegen 

des inzwischen deutlich höheren Alters der 

Auszubildenden. Finanzielle Eigenständig­

keil ist aber nur dann gewährleistet, wenn 

von den Betrieben existenzsichernde Ausbil­

dungsvergütungen gezahlt werden, die den 

Bedarf für den Lebensunterhalt und die Aus­

bildung auch für einen Jugendlichen decken, 

der nicht mehr im Elternhaus lebt. 14 

Die relativ starken Erhöhungen der Ausbil­

dungsvergütungen in Westdeutschland in den 

vergangeneu drei Jahren haben gezeigt, daß 

die Tarifpartner die Bedeutung der Vergü­

tungszahlungen für die Jugendlichen erkannt 

haben. Von existenzsichernden Ausbildungs­

vergütungen kann dennoch in vielen Berei­

chen noch längst keine Rede sein. Es bleibt 

abzuwarten, ob die Tarifpartner angesichts 

der großen Nachwuchsprobleme in vielen 

Bereichen künftig als angemessene Ausbil­

dungsvergütungen bedarfsdeckende Vergü­

tungssätze ansehen werden. Dies würde ne­

ben einem weiteren erheblichen Vergütungs­

anstieg längerfristig auch zu einer gewissen 

Angleichung der Ausbildungsvergütungen in 

den verschiedenen Branchen führen. 

Eine starke Anhebung der Ausbildungsver­

gütungen in Westdeutschland hätte sicherlich 

in den nächsten Jahren eine noch stärkere Er­

höhung in Ostdeutschland zur Folge, da da­

von auszugehen ist, daß von den Tarifpart­

nern , vor allem von seiten der Gewerkschaf­

ten , zumindest langfristig eine weitgehende 

Angleichung der Vergütungen in West und 

Ost angestrebt wird. 

Ob diese Entwicklungen allerdings eintreten 

werden, ist fraglich: Viele Betriebe in West­

deutschland klagen bereits seit längerem 

über die hohen Ausbildungskosten, an denen 

allein die Ausbildungsvergütungen einen 

durchschnittlichen Anteil von 35 Prozent ha­

ben. 15 Wahrscheinlich ausgelöst durch die 
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schwierige Wirtschaftslage ist in letzter Zeit 

insbesondere bei westdeutschen Großbetrie­

ben eine Tendenz zu beobachten, wegen zu 

hoher Kosten die Ausbildung zu reduzieren 

oder sogar völlig einzustellen. Diese Ten­

denz würde sich bei einer weiteren deutli­

chen Anhebung der Ausbildungsvergütungen 

sicherlich noch verstärken. Für Ostdeutsch­

land gilt, daß hohe Ausbildungskosten die 

Bereitstellung einer ausreichenden Zahl an 

betrieblichen Ausbildungsplätzen, die in den 

vergangeneu Jahren vor allem wegen des Zu­

sammenbruchs vieler Unternehmen nicht 

möglich war, auch in Zukunft erheblich er­

schweren würde. In den Tarifverhandlungen 

wird daher bei der Festsetzung der Ausbil­

dungsvergütungen in den nächsten Jahren ab­

zuwägen sein zwischen der Gefahr eines im­

mer größeren Nachfragemangels nach Aus­

bildungsplätzen auf der einen Seite und der 

Gefahr eines sich immer weiter reduzieren­

den Angebots an Ausbildungsplätzen auf der 

anderen Seite. 

Anmerkungen: 

1 Vgl. Beicht, U.; Holzschuh, 1.: Die Ausbildungsvergü­

tungen in der Bundesrepublik Deutschland. Zeitreihenun­

tersuchung auf der Grundlage tariflicher Vergütungen von 

I976 bis I988. Berichte zur beruflichen Bildung, Heft I22 , 
Bundesinstitut für Berufsbildung. Berlin und Bonn 1990 
2 Der Bundesminister für Arbeit erstellt aus dem bei ihm 

geführten Tarifregister, in das alle bundesdeutschen Tarif­

abschlüsse eingetragen werden, ständig eine aktuelle 
Übersicht über die Ausbildungsvergütungen der wichtig­

sten Tarifbereiche. 
3 Eine genauere Beschreibung des Veifahrens ist enthal­

ten in: Beicht, U.; Holzschuh, 1.: Die Ausbildungsvergü­

tungen ... , a. a. 0. , S. 40-58 
4 Es handelt sich um die vom Bundesminister für Arbeit 

und Sozialordnung ermittelte durchschnittliche Abschluß­

rate der Tariflöhne und -gehälter. 
5 Die Vergütungsintervalle 200-299 DM und 

I 600-I 699 DM haben einen Auszubildendenanteil von 

jeweils unter 0,1 Prozent und konnten daher in Abbildung 3 

nicht dargestellt werden. 
6 Auch in den alten Bundesländern haben die tariflichen 
Ausbildungsvergütungen nur für die betriebliche Ausbil­

dung Relevanz. Jugendliche in einer nach § 40 c AFG ge­

förderten außerbetrieblichen Ausbildung erhalten hier 

seit dem I. 10. I992 eine monatliche Vergütung von maxi­

mal 480 DM im ersten Ausbildungsjahr. Im Gegensatz zu 

den neuen Ländern, wo die Förderung I992 noch für alle 



Jugendlichen möglich war, die keinen betrieblichen Aus­
bildungsplatz erhielten, ist sie im Westen auf benachteilig­
te Jugendliche beschränkt. Ui:gen der geringen quantitati­

ven Bedeutung kann hier daher die außerbetriebliche 
Ausbildung bei Betrachtung der Gesamtvergütungsstruk­

tur vernachlässigt werden. 
7 Der Ausbildungsbereich Freie Berufe konnte in den 
Vergleich nicht miteinbezogen werden, da lediglich für 
den Beruf Apothekenhelfer I -in Angaben zu den tarifli­
chen Ausbildungsvergütungen vorlagen. 
8 Der Vergleich wurde nur auf der Basis der 161 Berufe 
durchgeführt, die in den neuen Ländern etfaßt sind. 
9 Wird ein entsprechender Ost-West-Vergleich der Ausbil­
dungsvergütungen auf der Basis ungewichteter Durch­
schnitte für die Ausbildungsbereiche durchgeführt, so er­
gibt sich, daß im Handwerk 70 Prozent des westlichen Ta­
rifniveaus erreicht wird, in Industrie und Handel dagegen 
nur 60 Prozent. 
10 Beicht, U; Berger, K.: Ausbildungsvergütungen: 
Große Veränderungen bei den Lehrlingsemgelten. In: Be­
rufsbildung in Wissenschaft und Praxis 20 (1991) Sonder­
heft, S. 36- 38 
11 Vgl. Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Arbeit 
zum Entwuif des Berufsbildungsgesetzes. Deutscher Bun­
destag, 5. Wahlperiode, Drucksache V 14260 
12 Vgl. Natzel , B.: Zur Angemessenheil der Ausbildungs­
vergütung. In: lnfonnationen ftir die Beratungs- und Ver­
mittlungsdiensie der Bundesanstaltfür Arbeit, Nr. 42 vom 
14. Oktober 1992, S. 2625-2634 
13 Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 10. April 1991 

(5 AZR 226190) 
14 Zwar besteht für Auszubildende, die nicht mehr im 
Haushalt der Eltern leben, nach § 40 AFG unter bestimm­
ten Voraussetzungen ein Anspruch auf Ausbildungsbeihil­
fe, die den Bedaif für den Lebensunterhalt und die Ausbil­
dung sichert. Die Gewährung einer Ausbildungsbeihilfe 
ist jedoch an bestimmte Einkommensgrenzen der Eltern 
gebunden. 
15 Vgl. Beicht, U; Holzschuh, J.: Die Ausbildungsvergü­
tungen ... , a. a. 0. , S. 31 ff. 

Jugend und Berufsausbildung 
in den neuen Bundesländern 

Klaus Schweikert 
Dr. , Dipwmvolkswirt, Leiter 

der Abteilung 1.1 "Sozial­

wissenschaftliche Grundla­

gen der Berufsbildung" im 

Bundesinstitut für Berufs­

bildung, Berlfn 

Das BIBB hat Ende 1991 eine um­
fangreiche Untersuchung zu Be­
rufswahl, Aufnahme einer Berufs­
ausbildung, Ausbildungsverlauf 
und zu normativen Strukturen von 
Jugendlichen begonnen. Das Pro­
jekt wird Daten aus einem über 
mehrere Jahre laufenden Panel von 
Schulabgängern in den neuen Bun­
desländern bereitstellen und mit 
Daten von Jugendlichen in den al­
ten Bundesländern vergleichen. 
Für das alte Bundesgebiet wird zu­
dem versucht, Trends in der Deka­
de seit der letzten BIBB-Jugendstu­
die "Jugend, Ausbildung und Be­
ruf" sichtbar zu machen. Erste Er­
gebnisse der neuen Studie werden 
hiermit vorgestellt. 

Jugend, Ausbildung, neue Länder - das 

klingt nach Aufbruch, Zukunft und Weite. 

Die Stimmung vieler Jugendlichen in den 

neuen Bundesländern aber ist offenbar an­

ders. Nach der letzten IBM-Jugendstudiehat 

zwischen 1990 und 1992 der Anteil der unzu­

friedenen Jugendlichen insbesondere im 

Osten zugenommen. 1 Allerdings ist auch 

der Anteil der Zufriedenen gewachsen. Es 

hat also eine gewisse Polarisierung gegeben. 

Mehr als die Hälfte der Jugendlichen in den 

neuen Bundesländern blickt nach der IBM­

Studie ohne Zuversicht in ihre persönliche 

Zukunft. "Große Sorgen" um die eigene Zu­

kunft, die eigene wirtschaftliche Situation, 

den Arbeitsplatz machen sich zwischen 30 

und 40 Prozent der Jugendlichen bzw. jungen 

Erwachsenen im Osten. 2 
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Zum Zusammenhang von Ausbildung und 

Perspektive finden sich bislang keine Daten. 

"Jugend und Berufsausbildung in Deutsch­

land" heißt ein laufendes Forschungsprojekt 

des Bundesinstituts für Berufsbildung, das 

sich zum Ziel gesetzt hat, diese Lücke zu 

schließen. 

Studien zur Einstellung von Jugendlichen, zu 

ihren Werten, zum sogenannten Wertewandel, 

sind in der letzten Dekade für die Bundesre­

publik (alt) viele publiziert worden. 

In der DDR war ebenfalls, vor allem vom 

Zentralinstitut für Jugendforschung (ZIJ), 

eine Anzahl von Studien zu Arbeitsmoral, 

Zukunftssicht, Einstellung zum Staat erstellt 

worden.3 

In der Regel sind diese Arbeiten aber als Ver­

schlußsache für den Dienstgebrauch in die 

Tresore der politischen Führung der DDR 

gewandert. 4 

Noch im Mai 1990 war es bei einem Besuch 

im ZIJ in Leipzig nicht möglich gewesen, 

neuere Forschungsarbeiten zu Jugend und 

Arbeit einzusehen. Aus den Tresoren werden 

diese Studien nun hervorgeholt, manchmal 

von den Autoren, manchmal aber auch von 

denen, die für den Winterschlaf mit verant­

wortlich waren. 5 Mit dem Fall der Mauer 

wurde der "Ossi, das unbekannte Wesen" 

plötzlich interessant und zu einem wichtigen 

Objekt veröffentlichter Sozialforschung. 

Insbesondere interessierte, wie ähnlich oder 

unähnlich er dem wohlbekannten, weil de­

moskopisch gründlich erforschten, Wessi 

sei. Die vergleichende Ost-West-Forschung 

steht inzwischen in Blüte. 

Dem ersten Augenschein nach gehört auch 

die neue Studie des BIBB "Jugend und Be­

rufsausbildung in Deutschland" zu dieser 

Gattung des Ost-West-Vergleichs. Tatsächlich 

intendiert die BIBB-Studie jedoch etwas an­

deres, nämlich, den Großversuch der Rezep­

tion eines anderen gesellschaftlichen Werte­

systems in den Konsequenzen nachzuzeich­

nen , die sich für die Jugendlichen in den 

neuen Bundesländern an der Schwelle zur 

Berufsausbildung und bei der Berufsausbil­

dung ergeben. 

Berufswahl und Berufsausbildung werden 

von normativen Strukturen gesteuert. Die Si­

cherheit des Arbeitsplatzes hat beipielsweise 

in der ehemaligen DDR bei der Berufswahl 

keine Rolle gespielt. Nun wird die Arbeits­

platzsicherheit möglicherweise zu dem Krite­

rium bei der Entscheidungsfindung. Oder: 

das Verhältnis der Lehrlinge untereinander 

in der DDR war weitgehend konkurrenzfrei, 

jedenfalls wollten es die staatstragenden Per­

sonen gerne so sehen. Auch die Befunde aus 

der DDR-Lehrlingsforschung scheinen Soli­

darität zu bestätigen. 6 

Nun aber soll sich der Jugendliche auf Wett­

bewerb einstellen. Das merkt er schon bei 

den Einstellungstests, ohne die ihm kaum 

eine größere Firma einen Ausbildungsplatz 

anbietet, insbesondere, wenn der Jugendli­

che aus dem Osten eine Lehrstelle im Westen 

haben will: Go West! Test the West, mitnich­

ten: der Westen testet! 

Zentrale Fragen der BIBB-Studie lauten: In­

wieweit reicht die "Kraft des Faktischen" 

für eine Veränderung der normativen Struk­

turen der Jugendlichen? Wie stark ist ande­

rerseits die "normative Kraft des Vergange­

nen"? 

Das sind ja nun keine sechzehnjährigen Neu­

geborenen, die eine Berufsausbildung begin­

nen , sondern Menschen, die ihre ganze 

Kindheit und einen erheblichen Teil ihrer Ju­

gend in einer völlig anderen Welt erzogen 

worden sind, die wichtige sozialisatorische 

Erfahrungen gemacht und ihre Prägungen er­

halten haben. 

Kann Berufsausbildung hier überhaupt noch 

wesentliche Sozialisationserfahrungen ver­

rnitteln? Kann sie dazu beitragen, Lebens­

chancen zu verbessern, den Chancen der 

Jugendlichen im Westen anzunähern? 

Es ist zwar richtig, daß die Fundamente der 

sprachlichen, kongnitiven und affektiven Fä-
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higkeiten eines Menschen schon in den aller­

ersten Lebensjahren gelegt werden. Daraus 

zu schließen, der Mensch verändere sich da­

nach nicht mehr, wäre jedoch abwegig: Wäre 

diese Vorstellung nämlich richtig, so könnten 

wir die Schulen schließen, Fördermaßnah­

men und Resozialisierungsprogramme ein­

sparen. Erwachsenenbildung wäre ex defini­

tione unmöglich. Je vielgestaltiger die Rollen 

sind, die ein Mensch einnimmt, je mehr er 

dabei mit Bezug auf andere handelt, und -

natürlich -je länger er lebt, um so chancen­

reicher verläuft sein Lernen. 

Das ist der Kern der interaktionistischen 

Lerntheorie. 

Gerade durch die Nähe zum praktischen Ar­

beitsvollzug dürfte sich die duale Ausbildung 

eignen zur Qualifizierung von Menschen, 

deren Entwicklungsbedingungen in der Ver­

gangenheit nicht so günstig waren. So jeden­

falls im Prinzip. Die Wenn und Aber sind be­

rechtigt: schließlich sind wohl die meisten 

Maßnahmen für Benachteiligte außerhalb 

des dualen Systems entstanden. 

"Benachteiligte" ist aber ein schillernder 
Begriff, mal administrativ mal karitativ. 

In dem Vierteljahrhundert, seitdem sich der 

Autor der Bildungsforschung verschrieben 

hat, gab es an "Benachteiligten" : die Katholi­

ken , die Frauen, die Bewohner des platten 

Landes, die Migranten, die ohne Haupt­

schulabschluß, die mit (nur dem) Haupt­

schulabschluß, die Abbrecher, die Südlich­

ter, die Nordlichter, die Aussiedler, die 

Übersiedler und nun die, die nicht übergesie­

delt sind. 

Das soll nicht karikiert werden : aber es fällt 

schwer, eine Gruppe zu finden, die nicht als 

benachteiligt hätte bezeichnet werden kön­

nen. Dies resultiert nicht nur aus den Zeit­

läufen mit ihrenjeweiligen Problemlagen. Es 

liegt auch an der Begrifflichkeit selbst: wenn 

jemand benachteiligt ist, muß es andere ge­

ben, die entweder keine Nachteile oder an­

dere, die sogar Privilegien haben. Es muß 

also mindestens eine Zwei-Klassen-Gesell-



schaft existieren mit einer Gruppe sogenann­

ter "Normaler". 

Spätestens jetzt wird es mulmig, selbst den 

Statistikern, deren Definition des Normalen 

gerade in den zugelassenen Abweichungen 

liegt, die sie - mit Irrtumswahrscheinlich­

keiten garniert - schmackhaft machen wol­

len. 

Das ist aber nur ein Problem: wer legt die 

Norm fest , wie und warum? 

In lerntheoretischer Hinsicht bedeutet diese 

Grenzziehung schlicht die Abkehr von, min­

destens aber die Relativierung der Sichtwei­

se, daß der am besten lerne, der sein Lernen 

individuell gestalten könne. Das ist das ande­

re Problem. 

Thomas Alva Edison wäre, lebte er heute, 

wohl ein "Benachteiligter". Er wurde näm­

lich wegen "Bildungsunfähigkeit" ausge­

schult. 

Natürlich wird sich keine Gesellschaft -

und sei sie noch so reich - die totale Indivi­

dualisierung der Lernprozesse leisten kön­

nen. Auch wäre dies gar nicht wünschens­

wert. Viele Fähigkeiten sind überhaupt nur 

in der Gruppe erlernbar. 

Individualisierung und Schaffung von Inter­

aktionsmöglichkeiten stehen in einem Span­

nungsverhältnis, das es produktiv zu nutzen 

gilt. 

Sodann schafft die Bezeichnung "benachtei­

ligt" auch noch ihre eigenen Benachteiligun­

gen: wer an "BenachteiJigtenprogrammen" 

teilgenommen hat, findet nicht zwangsläufig 

leichter in der Folge einen Ausbildungs- oder 

Arbeitsplatz. Nicht selten sorgt schon der 

Zusatz "Sonderschule" auf dem Abgangs­

zeugnis für Schwierigkeiten bei der Suche 

nach einer Lehrstelle. 

Weiter suggeriert der Begriff "Benachteilig­

te", daß es auch "Benachteiliger" geben kön­

ne, die entschlossen den Zugang zu den 

Fleischtöpfen versperren. Das mag manch­

mal so sein. Insgesamt wird aber ein Feind­

bild aufgebaut, das auch da hemmt, wo es 

nicht stimmt. Gemessen an den Lebenschan­

cen und an der aktuellen materiellen Wohl-

fahrt in den alten Bundesländern könnte ein 

Großteil der Bevölkerung in den neuen Bun­

desländern "benachteiligt" genannt werden, 

vielleicht sogar die ganze Bevölkerung. 

Was wäre damit gewonnen? 

Bei 16 Millionen "Benachteiligter" verlöre 

der Begriff auch seine administrative Taug­

lichkeit, die ja gerade darin besteht, daß 

Prioritäten der Politik gesetzt werden. 

Wenn alle benachteiligt sind, ist keiner mehr 

benachteiligt! 

Nein , es ist nichts zu halten von der Anwen­

dung eines fragwürdigen Begriffs auf die 

neue Situation. Er taugte schon nichts bisher. 

Ausmaß und Ernst der Situation heute wird 

er gar nicht gerecht. 

Aus diesem Grunde meidet das BIBB-Pro­

jekt "Jugend und Berufsausbildung in 

Deutschland" die Nähe zur Benachteiligten­

forschung. 

Das Projekt zielt vielmehr auf die Sozialisa­

tion durch Berufsausbildung und die Erfor­

schung von Disparitäten und Gemeinsamkei­

ten zwischen Jugendlichen in Ost und West 

puncto Lebenslage, Perspektiven, Einstel­

lungen, Wertungen und Normen. Das Pro­

jekt fragt danach, wie sich diese im Laufe 

der Berufsausbildung bei den Jugendlichen 

aus den neuen Bundesländern verändern. 

Gegen Ende der Ausbildung wird ein Ver­

gleich mit den entsprechenden Auszubilden­

den in den alten Bundesländern vorgenom­

men. Die Datenbasis für die neuen Bundes­

länder stellt ein repräsentatives Panel bereit. 

In der Ausgangsstichprobe, die im Frühsom­

mer 1992 nach einem Zufallsverfahren unter 

den Schulabgängern aus 9. bzw. 10. Klassen 

von Haupt-, Gesamt-, Real- und Oberschulen 

gezogen wurde, finden sich rund 3 000 Ju­

gendliche. Erhofft wird , daß für die Ver­

gleichsbefragung mit den Lehrlingen West 

im 3. Ausbildungsjahr, also 1994, noch min­

destens 1 000 Jugendliche für Interviews zur 

Verfügung stehen werden. Auch die Lehrlin­

ge West im 3. Jahr der Ausbildung werden 

repräsentativ at random gezogen werden. 

Die Befragungen werden von SINUS-Mün­

chen durchgeführt . 

Die Ausgangsstichprobe wurde im Mai /Juni 

1992 angeschrieben und um Auskunft über 

ihre Ausbildungssituation gebeten. 

Danach hatten insgesamt 61 Prozent eine 

Lehrstelle sicher oder in Aussicht, davon 

rund 80 Prozent im Osten, 20 Prozent im 

Westen. 

Die höchsten Anteile unversorgter Bewerber 

gab es in Mecklenburg-Vorpommern und in 

Ostberlin. 

Die hohen Prozentsätze in Brandenburg und 

Sachsen-Anhalt von Schülern, die mitteilten, 

sie würden weiter die Schule besuchen, bei 

gleichzeitig jeweils geringen Prozentsätzen 

von Jugendlichen mit Ausbildungsstelle bzw. 

Aussicht hierauf, signalisieren ebenfalls eine 

angespannte Versorgung mit Berufsausbil­

dungsstellen. 

Durchgängig ist die Situation für die Mäd­

chen noch ungünstiger. 

Tabelle 1: Bildungswege nach Abschluß der Schule- Situation nach Ländern (Angaben 1n Prozent) 

Brandenburg 37 45 15 3 

Sachsen 14 74 10 2 

Sachsen-Anhalt 37 49 12 2 

Thüringen 16 78 5 

Mecklenburg-Vorpommern 18 62 18 2 

Gesamt 24 61 13 2 
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Tabelle 2: Versorgung der Jugendlichen mit Ausbildungsplätzen nach Geschlecht und Ländern 
(Angaben in Prozent) 

Brandenburg 57 

Sachsen 82 

Sachsen-Anhalt 61 

Thüringen 84 

Mecklenburg-Vorpommern 71 

Gesamt 71 

Im Durchschnitt liegt die Chance auf eine 

Berufsausbildungsstelle für Mädchen um 

rund ein Viertel niedriger als für Jungen. In 

Brandenburg klaffen die Chancen zwischen 

den Geschlechtern am weitesten auseinan­

der. 

Die Mädchen hatten sich durchschnittlich 

bei acht, die Jungen bei fünf Betrieben be­

worben (alle Jugendlichen). 

64 Prozent der Auszubildenden teilten mit, 

der Ausbildungsberuf entspreche voll und 

ganz ihren Wünschen. 28 Prozent sahen ihre 

Berufswünsche nur teilweise berücksichtigt. 

Sechs bis acht Prozent der männlichen, zehn 

Prozent der weiblichen Auszubildenden hät­

ten lieber einen anderen Beruf gewählt. 

Soweit einige erste, vorläufige Ergebnisse 

aus dem Projekt. 

Die erste Befragungswelle mit Interviews ist 

Ende 1992 angelaufen. Die beiden weiteren 

Panelbefragungen sollen in jährlichem Ab­

stand stattfinden. 

Befragt werden nicht nur Auszubildende, 

sondern auch unversorgte Lehrstellenbewer­

ber. Zum einen, um zu erfahren, wie diese 

Jugendlichen versuchen, ihre schwierige Si­

tuation zu meistern. Zum anderen wird erst 

auf diesem Hintergrund die Sozialisation 

durch Berufsausbildung transparent. Die In­

terviews werden mit einem weitgehend 

strukturierten Instrument durchgeführt. 

34 

66 

39 

73 

53 

52 

Anderes ist bei der Größe der Stichprobe 

nicht möglich; das bedeutet aber auch eine 

Einschränkung der Frage- und Erkenntnis­

möglichkeiten. Im Projekt wird versucht, 

dieses Manko durch Gruppendiskussionen 

mit Jugendlichen auszugleichen. 

Bisher haben Gruppengespräche stattgefun­

den in Berlin-Marzahn, Luckenwalde, Gör­

litz, Zwickau und Lobenstein. Wir haben da­

bei diskutiert mit Jugendlichen nach der 10. 

Klasse, mit Lehrlingen, mit Unversorgten, 

mit Gymnasiasten aus der Oberstufe, mit 

Mädchen und mit Jungen. 

Die Antworten zu Berufswahl und Lehrstel­

lensuche offenbarten eine erhebliche Unsi­

cherheit im Entscheidungsprozeß. Etwa ein 

Drittel hat angegeben, letzten Endes nehme 

man, was man kriege. Nicht wenige der Ju­

gendlichen konnten sich durchaus vorstellen, 

eine Lehrstelle im Westen anzunehmen oder 

später dahin überzusiedeln. "Sauer" waren 

die Jugendlichen darauf, daß sie nur einen 

Teil der im Westen gezahlten Ausbildungs­

vergütung erhielten . 

Neben Fragen zur Berufswahl wurden The­

men aus Alltagsleben und Politik diskutiert, 

etwa 

• Was hat sich im Umgang der Menschen 

miteinander seit der Vereinigung verändert? 

• Wie hat sich das Verhältnis zu den Eltern 

seither entwickelt? 
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• Wie das zu den Lehrern? 

• Was halten die Jugendlichen von der Poli­

tik? Den Politikern? 

• Soll man Erich Honecker vor Gericht 

stellen? 

• Wie stehen die Jugendlichen zu den Vor­

fallen in Rostock, Cottbus, Sachsenhausen? 

Die Antworten sind statistisch nicht reprä­

sentativ, scheinen aber doch typisch zu sein. 

Das Verhältnis zu den Eltern hat sich nicht 

deutlich geändert. Nach wie vor sind die El­

tern enge Bezugspersonen. Das zeigt sich 

auch in der wichtigen Rolle, die sie bei der 

Berufswahl ihrer Kinder spielen. Das größte 

Problem in den Familien ist die Sorge um 

den Arbeitsplatz der Mutter oder des Vaters, 

auch da, wo diese noch oder wieder Arbeit 

haben. 

Den Lehrern der allgemeinbildenden Schule 

stellen die Jugendlichen kein gutes Zeugnis 

aus: vor der Wende habe man die Lehrer um 

Rat fragen können. Nun aber hielten die 

Lehrer auf Distanz und verwiesen auf feste 

Arbeitszeiten und zeitliche Beanspruchung. 

Erich Honecker sei ein alter Mann, so die 

Mehrzahl der Jugendlichen. Es "bringe 

nichts", ihn vor Gericht zu stellen. In der 

Diskussion wurde klar, daß viele Jugendli­

che Schwierigkeiten haben , an die Unabhän­

gigkeit der Gerichte zu glauben. Die Mei­

nung herrscht vor, einmal vor Gericht ge­

stellt, sei Honecker so gut wie verurteilt. 

Freiheit ist für die Jugendlichen zumeist, die 

Freiheit zu reisen. Alle waren nach der Wen­

de schon in den alten Bundesländern gewe­

sen, nicht wenige auch im westeuropäischen 

Ausland. Ansonsten, so der Eindruck, konn­

ten die Jugendlichen wenig mit "Freiheit" 

anfangen . Auf die Frage, was sie von der 

neuen demokratischen Ordnung hielten, ka­

men in der Hauptsache Achselzucken und 

die Antwort: "Ändern könne man als einzel­

ner gar nichts. Eigentlich sei es wie früher." 

Die Rolle der BündeJung von Interessen in 

den Parteien und deren Funktion für die De­

mokratie wird nicht gesehen. Den Bogen zur 



Organisierung in Parteien schlagen die Ju­

gendlichen daher auch nicht. Von der Politik 

halten die Jugendlichen wenig, von den Poli­

tikern gar nichts. 

Mehrfach wurde geäußert, am besten wäre 

es, die "Mauer wieder aufzubauen, jedoch 

fünf Meter höher als zuvor". Aber das sei 

leider nicht möglich. 

Die DM wollten die Jugendlichen aber gerne 

behalten. 

Ausländer werden abgelehnt. 

Die Ausländerfeindlichkeit ist offenbar in 

den neuen Bundesländern deutlich höher als 

in den alten: so- und nicht anders- steht es 

in der letzten IBM-Jugendstudie. In der Pres­

se hatte es fälschlich geheißen, die Ressenti­

ments gegen Ausländer seien im Westen 

noch ausgeprägter als im Osten. 

Zum selben Schluß kommt der ALLBUS 

1999.7 

In der Bundestagsdebatte der ersten Oktober­

woche 1992 - zitiert nach der Tagespresse 

(Der Tagesspiegel vom 9. Oktober 1992) -

hat die Bundesjustizministerin Zahlen ge­

nannt: bis Ende September des Jahres hatten 

sich 1 296 Gewaltakte ereignet, davon 813 im 

Westen, 483 im Osten. Laut "Tagesspiegel" 

betonte die Ministerin, Fremdenfeindlichkeit 

sei kein Problem der neuen Bundesländer. 

Es ist sicher richtig, daß auch die alten Bun­

desländer das Problem kennen. Aber die 

Zahlen müssen an Bezugsgrößen gemessen 

werden. 

Basiert man die Gewaltakte auf die Wohnbe­

völkerung im jeweiligen Teil des Bundesge­

biets, so ist die Beteiligung an solchen Ge­

walttaten in den neuen Bundesländern um 

den Faktor 2,3 höher. 

Bezieht man auf die im jeweiligen Teil des 

Bundesgebiets lebenden Ausländer, so wird 

der Unterschied noch deutlicher. Das Risiko, 

ein Opfer der Gewalt zu werden, ist für einen 

Ausländer in den neuen Bundesländern fast 

20mal (genau: 19,4mal, Bezugsgrößen zum 

30. 9. 90, amtl. Statistik) so hoch wie für ei­

nen Ausländer, der in den alten Bundeslän­

dern lebt. 

Fremdenfeindlichkeit ist auch in den Grup­

pendiskussionen festgestellt worden. 

Nur wenige Jugendliche haben sich in den 

Gruppendiskussionen über Ausländer indif­

ferent geäußert, positiv überhaupt niemand . 

Die Mitarbeiter von SINUS-München, die 

mit den Projektbearbeitern des BIBB zusam­

men die Gruppendiskussionen moderiert ha­

ben, hatten den Eindruck, daß sich die res­

sentimentgeladenen Äußerungen durch die 

Gruppensituation aufgeschaukelt haben. Das 

ist aber kaum tröstlich: Wer lange genug mit 

den Wölfen heult, wird selber Wolf. 

Differenzierungen wurden nicht vorgenom­

men. Ausländer ist gleich Ausländer, egal 

wie lange er hier lebt, wie verwurzelt er ist, 

wie gut er Deutsch spricht usw. Die wenig­

sten Jugendlichen allerdings kennen einen 

Ausländer persönlich. Eine angehende Arzt­

helferin , die in Westberlin zur Berufsschule 

geht, berichtete, sie habe einige türkische 

Mitschülerinnen. Vor der Klasse habe siede­

nen gesagt, daß sie persönlich gegen Auslän­

der sei. Die deutschen Schülerinnen aus 

Westberlin hätten sich daraufhin - für sie 

unverständlich - mit den Türkinnen solida­

risiert. Sie selbst habe auf dem Nachhause­

weg von einer der Türkinnen "eins auf die 

Nase bekommen". Ihre Erfahrungen mit 

Ausländern seien daher negativ. 

Es war bedrückend zu hören , wie adrett ge­

kleidete und offenbar wohlerzogene Jugend­

liche ohne Sprachhemmung davon reden, 

Ausländer gehörten "raus" oder "aufge­

klatscht". "Rostock" sei ganz in ihrem Sinne 

gewesen. 

Bei dieser Mischung von Ausländerfeind­

lichkeit und Billigung von Gewalt war die 

Rolle als Frager und Zuhörer zuletzt nicht 

mehr durchzuhalten. 

Die Gruppendiskussionen haben bestätigt, 

daß das Projekt des BIBB zwar auf Berufs­

wahl und Berufsausbildung zielt , daß aber 

nur eine weitgefaßte Fragestellung bis in den 

Bereich der normativen Strukturen für das 

Alltagsleben der Menschen weiterhilft. 

Die Berufsausbildung übernimmt zuneh­

mend auch nichtfachliche Qualifizierung. 

Kritikfähigkeit, Teamfähigkeit, Selbständig­

keit, Verantwortungsbewußtsein, kommuni­

kative Kompetenz, um Beipiele zu nennen, 

sind anerkannte Lernziele hierbei. Doch da­

bei kann es nicht bleiben. George Bernard 

Shaw hat einmal gesagt, die Moral werde so 

lange hoch gehalten, wie der Export nicht in 

Gefahr sei. Der Satz muß heute nachgerade 

umgekehrt werden: Nur wenn die Moral 

hoch im Kurs steht, floriert der Export! 

Die deutschen Unternehmer sorgen sich an­

gesichts der fremdenfeindlichen Krawalle 

zunehmend um ihren Absatz und ihre Inve­

stitionen im Ausland. 

Alle an der Berufsausbildung Beteiligten 

sollten daher begreifen, daß auf die Berufs­

ausbildung ganz neue Aufgaben allgemein 

sozialisatorischer Art zukommen: nämlich 

die Erziehung zum Gebrauch der Freiheit, 

zur Nutzung der demokratischen Möglich­

keiten und zur Toleranz. 
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Bildungsabsichten von Schülern 
in den neuen Bundesländern 

Ein steigender Trend der Schüler 
zur Lehre ist in den neuen Bundes­
ländern zu beobachten. ln man­
chen Schulbereichen, wie z. B. in 
der Realschule, übersteigen die An­
teile derjenigen, die nach der 
Schule eine duale Berufsausbil­
dung machen wollen, die Ver­
gleichswerte in Westdeutschland. 
Die geschlechtsspezifischen Unter­
schiede hinsichtlich der weiterfüh­
renden Bildungsabsichten sind 
groß. Der Anteil der Mädchen, die 
eine Lehre machen wollen, fällt et­
was niedriger aus, weil ihre Ausbil­
dungschancen schlechter sind. Ab­
iturienten sind hier mit über 36 
Prozent Absichtsanteil für eine 
Lehre eine Ausnahme. 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung hat wie 

bereits im Vorjahr 1 auch 1992 eine reprä­

sentative Befragung der Schüler in den 9. 

bzw. 10. Klassen der Haupt-, Real- und Ge­

samtschulen und in den 10. und 12. Klassen 

der Gymnasien sowie in den berufsbildenden 

Schulen in Ostdeutschland durchgeführt. Die 

Befragung sollte Auskunft geben über die be­

absichtigten Bildungswege der Schüler und 

Schülerinnen Ende des Schuljahres 1993. 

Mit der regelmäßigen Befragung von Schü­

lern in den sog. Abgangsklassen soll für die 

neuen Länder eine ähnliche Datenbasis auf­

gebaut werden, wie in den alten Bundeslän­

dern aufgrund der Befragungen der Kultus­

behörden bei Schulabgängern. 2 Allerdings 

haben zuletzt (1989) nur noch drei Länder, 

Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen und 

Bayern, an dieser Erhebung teilgenommen, 

bis auch sie die Erhebung einstellten. Die 

wesentlichen Gründe für das nachlassende 

Interesse waren die zunehmend entspanntere 

Lage auf dem Ausbi ldungsstellenmarkt und 

die bis dahin zu beobachtende geringe zeitli­

che Variabilität der Bildungs- und Ausbil­

dungsabsichten der Schulabgänger. Für 1990 

wurde ein letztes Mal eine repräsentative 

Schulabgängerbefragung in Westdeutsch­

land, allerdings nicht mehr von den Kultus­

behörden, sondern vom BillB, durchge­
führt .) 

Insgesamt haben sich 8 600 Schüler und 

Schülerinnen an der Herbstbefragung in den 

neuen Bundesländern beteiligt- das sind et­

wa sechs Prozent der Grundgesamtheit aller 

Schüler dieser Klassen in Ostdeutschland . 49 

Prozent der befragten Schüler haben die Ab­

sicht, nach Ende des Schuljahres eine Lehre 

zu beginnen. Erwartungsgemäß weichen die 

Werte in Abhängigkeit von den besuchten 

Schulen stark voneinander ab. Die Bereit­

schaft, nach der Schule mit einer Lehre zu 

beginnen, äußerten 74 (69) Prozent der Real­

schüler, 61 (67) Prozent der Hauptschüler 

und 30 (24) Prozent der Schüler in Abitur­

klassen (vgl. Tabelle 1; in Klammern Ver­

gleichswerte für die alten Bundesländer 

1990) . Vergleichswerte des Vorjahres für Re­

alschüler und Abiturienten (70 bzw. 25 Pro­

zent) weisen auf einen Anstieg der beabsich­

tigten Übergänge in eine Lehre hin. Einen 

Hinweis auf einen steigenden Trend zur Lehre 

bietet auch der Vergleich mit der im Mai 

1992 durchgeführten Schulabgängerbefra­

gung der Bundesanstalt für Arbeit in Ost­

deutschland. 
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Tabelle 1: Beabsichtigter beruflicher Werdegang der Schüler in den Klassen 9, 10, 12 der allgemeinbildenden Schulen und in den beruflichen 
Vollzeitschulen (Angaben in Prozent) 

Hauptschule 9. Klasse 18,1 61.4 
Realschule 10. Klasse 5,9 73,7 
Gesamtschule 1 0. Klasse 23,5 63,8 

Gymnasium 10. Klasse 89,2 3,1 
Gymnasium 12 . Klasse 30.4 

Berufsvorbereitungsjahr (BVJ) 80,7 
Berufsgrundbildungsjahr (BGJ) 70,3 
Berufsfachschule 43,3 

Gesamt 20,8 49,0 
absolut: 1.791 4.213 

Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung 

Deutliche Unterschiede im 
Übergangsverhalten zwischen 
Jungen und Mädchen 

Gravierende Unterschiede des Übergangs­

verhaltens sind zwischen den Geschlechtern 

zu beobachten, die ähnlich , zum Teil aber 

noch deutlicher ausfallen als in den alten 

Bundesländern (vgl. Tabelle 2). Die zahlen­

mäßig stärkste Gruppe der Nachfragenden 

für eine Lehre setzt sich zusammen aus Ab­

gängern der 9. und 10. Klassen der Haupt-, 

Real- und Gesamtschulen. Während mehr als 

drei Viertel der männlichen Jugendlichen aus 

dieser Gruppe eine Lehre anstreben, waren 

es von den Mädchen nur knapp 60 Prozent. 

Demgegenüber liegt der Anteil der Mäd­

chen, die eine schulische Berufsausbildung 

beginnen wollen, etwa dreimal so hoch wie 

bei den Jungen (19 bzw. 6 Prozent) . Über­

raschend hoch - mit ähnlichen geschlechts­

spezifischen Unterschieden wie in den alten 

Bundesländern - fallen die Übergangsquo­

ten in die Lehre bei den künftigen Abiturien­

ten aus: 36 Prozent (!) der Schülerinnen, 

aber nur 20 Prozent der Schüler in den gym­

nasialen Abiturklassen wollen im Anschluß 

an die Schule in eine Lehre gehen. 

4,2 7,6 
1,9 13,1 
0,3 7,1 

0,3 0,9 
32,0 1,5 7,8 

2,1 8,1 
25,2 
34,7 

5,1 1,2 11,8 
441 106 1.019 

Unterschiedliches Übergangs­
verhalten in den einzelnen 
Bundesländern 

1,7 
0,5 
0,3 

0,2 
0.4 

2,8 
0,7 

10,9 

2,1 
181 

Zwischen den einzelnen neuen Bundeslän­

dern gibt es hinsichtlich des Übergangsver­

haltens der Schüler erhebliche Unterschiede, 

die nicht allein mit den unterschiedlichen 

länderspezifischen Bestimmungen erklärt 

werden können (vgl. Tabelle 3). So variieren 

die beabsichtigten Übergänge aus der 10. 

Klasse der Realschule z. B. von 67 Prozent in 

Thüringen bis zu 79 Prozent in Sachsen-An­

halt. Ein Grund für diese landesspezifischen 

Übergangsquoten kann an den regional un­

terschiedlichen wirtschaftsstrukturellen Be­

dingungen liegen. 

Direkter und indirekter 
Übergang und Zeitpunkt 
der Entscheidung 

Das große Interesse an einer Berufsausbil­

dung in den neuen Ländern geht noch weit 

über die bereits geschilderten Angaben hin­

aus. Mehr als ein Drittel der Schüler und 

7,0 100,0 542 
4,9 100,0 1.691 
4,9 100,0 708 

6,2 100.0 1.599 
14,5 13,4 100,0 1.377 

6,3 100,0 1.153 
0,7 3,2 100,0 437 
0.4 10,8 100,0 1096 

2.4 7,5 100,0 8.603 
207 645 8.603 

Schülerinnen, die nach Abschluß der be­

suchten Schule keine Lehre beginnen wol­

len, erklärten, daß sie später eine Lehre be­

ginnen würden. Bezogen auf die befragten 

Schüler und Schülerinnen insgesamt beträgt 

die Quote dieser "individuellen" Übergänge 

19 Prozent. Das heißt, rund 68 Prozent ( 49 

Prozent unmittelbar und weitere 19 Prozent 

mittelbar) wollen eine Lehre beginnen. Bei 

den Schülern in Haupt-, Real- und Gesamt­

schulen liegen diese Gesamtquoten sogar 

weit über 80 Prozent. Wie die Ergebnisse 

zeigen, plant offensichtlich auch ein hoher 

Anteil der Schülerinnen, wahrscheinlich we­

gen der für sie ungünstigen Lage auf dem 

Ausbildungsstellenmarkt, zunächst eine 

schulische Ausbildung aufzunehmen und erst 

im Anschluß daran eine Lehre zu beginnen. 

Der Zeitpunkt für die Entscheidung über den 

späteren Bildungsweg fällt relativ früh. Das 

zeigen die Befragungsergebnisse wie auch 

die hohen Bewerberzahlen bei den Arbeits­

ämtern bereits zehn Monate vor dem geplan­

ten Ausbildungsbeginn. 

85 Prozent der Schüler und Schülerinnen, 

die im Anschluß an die z. Z. besuchte Schule 
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Tabelle 2: Beabsichtigter Werdegang nach Ende des Schuljahres nach schulischer Herkunft und Geschlecht (Angaben in Prozent) 

Hauptschule 9. Klasse 15.7 21 ,6 73,5 43,6 3,4 24,4 
Realschule 10. Klasse 5,4 6,3 81,9 66,4 7,4 21,8 
Gesamtschule 10. Klasse 21,7 25,5 68,4 59,4 4,9 9,8 

Gymnasium 10. Klasse 87.7 90,1 3,4 3,0 1,3 1,3 
Gymnasium 12. Klasse 20,1 36,3 21,9 37,9 5.7 11,3 

Berufsvorbereitungsjahr 86,2 72,2 6,2 16,5 
Berufsgrundjahr 89.7 60,6 4,8 35,3 
Berufsfachschule 62,9 34,8 24,9 39,0 

Gesamt 17,9 23,1 59,0 41,3 3,0 6,8 6,9 17,8 

Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung 

Hinweis: Die Zeilensummen pro Geschlechter addieren sich zu 100 Prozent 

Tabelle 3: Beabsichtigter Werdegang nach Ende des Schuljahres nach Ländern (Angaben in Prozent) 

Hauptschule 9. Klasse Sachsen 21,6 58,0 
Sachsen-Anhalt 25,4 51 ,8 
Brandenburg 
Mecklenburg-Vorpommern 16,6 60,1 
Thüringen 14,6 69,1 

Realschule 10. Klasse Sachsen 5,4 72,3 
Sachsen-Anhalt 2,2 79,4 
Brandenburg 7,4 75,4 
Mecklenburg-Vorpommern 4,5 75,3 
Thüringen 

Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung 

eine Lehre beginnen wollen , hatten sich 

schon zum Befragungszeitpunkt für einen 

Beruf bzw. ein Berufsfeld entschieden. Bei 

Schülern war nur jeder neunte, bei den Schü­

lerinnen immerhin jede fünfte in der Wahl 

10.7 66,8 

des Berufes noch unentschlossen. Rund die 

Hälfte der Befragten- mehr männliche (57 

Prozent) als weibliche Schüler (49 Prozent) 

- hat schon mit der Lehrstellensuche vor 

dem Befragungszeitpunkt begonnen. Hierbei 

24 BWP 22/1993/3 • Fachbeiträge 

2,2 0,9 5,2 9,6 
0,6 0,3 4,6 5,1 
0,3 0,3 4,8 5,0 

0,2 0,2 7,6 5,4 
39,4 0,6 12,8 13,8 

2,8 2.7 4,8 8.7 
2,8 0.7 2,8 3,4 
4,2 14,3 8,1 11,9 

6,8 2,8 6,5 8,2 

11,4 9,0 
12,0 10,8 

14,5 8,8 
9,0 7,3 

16,8 5,4 
14,0 4,4 
10,8 6,4 
16,8 3,4 
15,3 7,2 

ist allerdings zu berücksichtigen, daß die 

relativ frühe Vorentscheidung auch auf die 

insgesamt unsichere wirtschaftliche, insbe­

sondere die Arbeitsmarktlage zurückzufüh­

ren ist. 



Angestrebte Ausbildungsberufe 
nach Berufsgruppen 

Die generelle Entschlossenheit für einen Be­

ruf ist bei Schülern stärker ausgeprägt als bei 

Schülerinnen. Bei den männlichen Schülern 

dominiert als angestrebter Beruf die Gruppe 

der sonstigen gewerblichen Berufe (47 Pro­

zent) , wobei die Bau- und Baunebenberufe 

den Hauptanteil stellen. Insbesondere aus 

dem Berufsvorbereitungsjahr und aus den 

Berufsfachschulen streben viele männliche 

Jugendliche diese Berufe an Ueweils 67 Pro­

zent) . An zweiter Stelle stehen bei jungen 

Männern die Metall- und Elektroberufe (29 

Prozent) , die von weiblichen Schülern kaum 

ausgewählt wurden (unter ein Prozent). Be­

sonders häufig wollen männliche Jugendli­

che aus den Realschulen Metall- und Elek­

troberufe erlernen (46 Prozent). 

Dies geht in erster Linie zu Lasten der kauf­

männischen und verwaltenden Berufe, deren 

Anteil allgemein erheblich hinter den ver­

gleichbaren westdeutschen Werten zurück­

bleiben. Bei weiblichen Schülern ist mit 

Ausnahme der Metall- und Elektroberufe 

eine weitere Annäherung an das westdeut­

sche Übergangsverhalten von der Schule in 

die Berufsausbildung festzustellen. An erster 

Stelle der Wunschberufe stehen die sonstigen 

Berufe (26 Prozent in den neuen und fast ge-

nauso viel in den alten Bundesländern) , von 

denen der Hauptanteil auf Friseurinnen und 

Hauswirtschafterinnen entfallt. An zweiter 

Stelle stehen die kaufmännischen Berufe mit 

23 Prozent. Ihr Anteil bleibt allerdings noch 

weit hinter dem vergleichbaren westdeut­

schen Wert (28 Prozent Anteil kaufmänni­

scher Berufe; 56 Prozent Anteil kaufmänni­

scher und verwaltender Berufe) zurück. 

Jeder Zweite sucht einen 
Ausbildungsplatz im Westen 

Wie im Jahr 1991 so sind auch in der Befra­

gung 1992 die Schüler und Schülerinnen be-

Tabe lle 4: Angestrebter Ausbildungsberuf (-gruppe) der Schüler, die im Anschluß der besuchten Schule eine Lehre machen wollen, 
nach schulischer Herkunft und Geschlecht (Angaben in Prozent) 

Hauptschule männl. 8,0 0,8 29,8 56,3 2,9 0,4 1,7 
9. Klasse weibl. 21 '1 11,6 1,1 10,5 16,8 6,3 32,6 

Realschule männl. 11 ,2 0,9 45,5 30,2 8,7 1,7 1,8 
10. Klasse weibl. 18,4 5,6 0,5 7,2 23,6 17,5 27,3 

Gesamtschule männl. 12,1 1,3 37,9 32,9 10,0 4,2 1,7 
10. Klasse weibl. 15,6 7,1 5,7 25,9 14,6 31, 1 

Gymnasium männl. 21 '1 5,3 47,4 26,3 22,6 
10. Klasse weibl. 35,5 22,6 19,4 2,0 

Gymnasium männl. 18,6 1,0 9,8 7,8 50,0 10,8 
12. Klasse weibl. 25,6 0,6 2,5 38,9 22,2 10,1 

Berufs- männl . 9,6 1,7 16,2 67,2 2,0 1,8 1,7 
Vorbereitungsjahr weibl. 21,2 8,3 1,8 19,1 11,7 4,6 33,2 

Berufs männl. 13,1 27,7 41,5 8,5 6,9 2,3 
grundbildungsjahr weibl. 7,9 9,6 3,4 20,9 31,6 26,6 

Berufsfachschulen männl. 12,9 0,5 11,9 67,1 6,7 1,0 
weibl. 22,6 1,5 7,5 20,4 18,9 29,1 

Gesamt: männl. 11,2 1,1 29,0 46,6 8,0 2,4 1,7 
weibl. 19,7 5,4 0,5 8,0 23,3 16,8 26,3 

Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung 

* Die geringen Fal lzahlen in dieser Gruppe lassen für die 

Ergebnisse keine ausreichende Repräsentativität zu. 
Bei allen anderen Gruppen liegen die Fallzahlen über 100 

teilweise erheblich aarüber. 
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fragt worden, ob sie sich um einen Ausbil­

dungsplatz in Westdeutschland bemühen 

würden, fall s sie in ihrer Umgebung keine 

Lehrstelle finden. Die Ergebnisse weisen auf 

eine anhaltend hohe Mobilitätsbereitschaft 

bei der Ausbildungsplatzsuche hin, aller­

dings mit leicht rückläufiger Tendenz. Rund 

47 Prozent (im Vorjahr 54 Prozent) sagten ja 

zu einer Bewerbung in den alten Bundeslän­

dern, 35 Prozent meinten (im Vorjahr 30 

Prozent) , sie wüßten es noch nicht. Ledig­

lich 14 Prozent (im Vorjahr 16 Prozent) lehn­

ten eine Lehrstellensuche in Westdeutschland 

ab. 

Obwohl die Gesamtwerte für beide Ge­

schlechter eine hohe Übereinstimmung zei­

gen, erscheinen einige geschlechtsspezifi­

sche Unterschiede - schlüsselt man die 

Werte nach Schulen auf - , bemerkenswert. 

Das höchste Mobilitätspotential bei der Aus­

bildungsplatzsuche weisen Schülerinnen (64 

Prozent) und Schüler (55 Prozent) in Abitur­

klassen auf, gefolgt von weiblichen und 

männlichen Gymnasiasten in der 10. Klasse 

(54 bzw. 48 Prozent) sowie männlichen bzw. 

weiblichen Hauptschülern (53 bzw. 44 Pro­

zent) . 

Anmerkungen: 

1 Vgl. Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
(Hrsg.): Berufsbildungsbericht 1992, Bad Honnef 1992, 

S. 46ff. 
2 Die Werte für Hauptschüler sind nicht vergleichbar. 
3 Vgl. Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
(Hrsg.): Berufsbildungsbericht 1990, Bad Honnef 1990, 
S. 50ff. 

Statistische Übererfassung neuer 
Ausbildungsverträge 
und Ausbildungsabbruch 

Heinrich Althoff 
Diplomsoziologe, wissen­

schaftlicher Mitarbeiter in 

der Abteilung I. 2 "Qualifi­

kationsstrukturen und Be-

rzifsbildungsstatistik" im 

Bundesinstitut für Berufs­

bildung, Berlin 

Die von der Berufsbildungsstatistik 
ausgewiesenen Vertragslösungen 
lassen keine genauen Rückschlüsse 
mehr auf den Ausbildungsabbruch 

zu. Deshalb werden die Bedingun­
gen für eine realitätsgerechte Kal­
kulation untersucht. Als Hindernis 
erweist sich dabei die Definition 

der neuen Ausbildungsverträge, 
die nicht zwischen Erst- und Folge­
verträgen unterscheidet und daher 
bei Vertragslösungen einem Aus­

zubildenden unter Umständen 
mehr als nur einen neuen Ausbil­
dungsvertrag zuordnet. Solche 
Mehrfachzählungen führen zur sta­
tistischen Übererfassung der neuen 
Ausbildungsverträge, was wieder­
um eine rechnerische Überhöhung 
der Abbrecherraten zur Folge hat. 
Es wird eine veränderte Erfassung 
der neuen Ausbildungsverträge 
vorgeschlagen, die eine erheblich 
genauere Kalkulation des Ausbil­
dungsabbruchs zuläßt. 

Ausbildungsgänge, seien sie betrieblicher, 

schulischer oder hochschulischer Art, gera­

ten um so leichter in Mißkredit, je höher der 

Anteil derer ist, die sie ohne Abschluß ver­

lassen. Das ist nicht immer gerechtfertigt , 

weil nicht nur von 

Mängeln der Bildungsgänge, sondern auch 

von ihren Stärken zeugen, von liberalen Zu­

gangsbedingungen und wahrgenommenen 

Mobilitätschancen. 1 Unabhängig aber von 

einer abschließenden Bewertung des Ausbil­

dungsabbruchs, sind dessen Folgen, ob per-
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sönlicher, betrieblicher oder Volkswirtschaft­

licher Art, häufig so tiefgreifend, daß der 

Verzicht auf eine quantitative Erfassung nur 

schwer zu begreifen ist. Indes, Abbruchstati­

stiken gehören nicht zum Standardrepertoire 

der Bildungsstatistik. 

Um zwei für die gegenwärtige Situation cha­

rakteristische Beispiele herauszugreifen: Seit 

Jahren steigen die von der Berufsbildungssta­

tistik nachgewiesenen Vertragslösungen. 

1991 war fast jeder Vierte eine Berufsausbil­

dung beginnende Jugendliche betroffen. Sol­

che Einblicke in die wachsende Mobilität der 

Jugendlichen sind sicher interessant, nur 

über den Umfang des eigentlichen Ausbil­

dungsabbruchs geben die Vertragslösungen 

kaum mehr Aufschluß. Gerade dessen ge­

naue Kenntnis und fortlaufende Beobachtung 

wären aber bildungspolitisch angezeigt und 

angesichts des allseits beschworenen Fachar­

beitermangels nützlich. Ähnliches gilt für 

Hoch- und Fachhochschulen. Auch dort 

scheint man sich über die Höhe des Ab­

bruchs nicht schlüssig werden zu können. 

Denn seit längerem wird um eine irgendwo 

zwischen 20 und 40 Prozent anzusiedelnde 

Abbruchrate gestritten, die bei entsprechen­

der Höhe gern als Beleg für eine verfehlte 

Bildungspolitik angeführt wird. 

Der folgende Beitrag ist methodisch ausge­

richtet und geht der Frage nach, warum es 

auch jenseits eines möglicherweise nicht 

sonderlich ausgeprägten Interesses von Bil­

dungsträgern an solchen Abbrecherstatisti­

ken so kompliziert ist, annähernd genaue 

Abbruchraten zu ermitteln. Die Untersu­

chung setzt bei der Vertragslösung in der be­

trieblichen Berufsbildung an, prüft ein Mo­

dell zur Kalkulation des Ausbildungsab­

bruchs, stellt anschließend einen wichtigen 

Zusammenhang zwischen den jährlich erfaß­

ten neuen Ausbildungsverträgen und den 

Ausbildungsabbreehern her und schließt mit 

einigen Vorschlägen zur präziseren Erfas­

sung der neuen Ausbildungsverträge, die 

eine Voraussetzung für die realitätsgerechte­

re Kalkulation des Ausbildungsabbruchs ist. 

Vertragslösung und 
Ausbildungsabbruch in der 
Berufsausbildung 

Zwar werden Vertragslösungen häufig als 

Ausbildungsabbrüche bezeichnet, doch wäre 

es ein grober Fehler, beide gleichzusetzen. 

Die Vertragslösung ist eine juristische Figur, 

die keine schlüssigen Aussagen über Erfolg 

oder Mißerfolg der Berufsausbildung zuläßt. 

Beim Abbruch handelt es sich um ein erfolg­

loses Ausscheiden aus der betrieblichen Be­

rufsausbildung, also ohne bestandene Ab­

schlußprüfung. Beide, Abbruch wie Ver­

tragslösung, sind im Grenzfall völlig unab­

hängig voneinander: Ein Ausbildungsvertrag 

ist selbst dann erfüllt, wenn die Abschluß­

prüfung endgültig nicht bestanden wird , und 

eine Ausbildung auch dann erfolgreich been­

det, wenn die Abschlußprüfung erst nach ei­

ner Vertragslösung und anschließendem 

Berufs- oder Betriebswechsel bestanden wird. 

Vertragslösungen lassen also keine präzisen 

Schlüsse auf tatsächliche Ausbildungsabbrü­

che zu. Primärerhebungen belegen, daß nur 

hinter jeder zweiten bis dritten Vertragslö­

sung ein tatsächlicher Ausbildungsabbruch 

steht. Bei der Mehrzahl aller Fälle handelt es 

sich um Betriebs- und BerufswechseL 2 Die 

schon während der Ausbildung einsetzende, 

und hier seit Jahren wachsende Mobilität der 

Jugendlichen zeichnet somit ein zunehmend 

verzerrteres Bild des Ausbildungsabbruchs. 

Wahrscheinlich ist diese Entwicklung nicht 

nur auf ein günstigeres Ausbildungsplatzan­

gebot zurückzuführen, das den Wechsel er­

leichtert, sondern, auf seiten der Auszubil­

denden, vor allem auf ein kritischeres, auch 

während der Lehre sich fortsetzendes 

Betriebs- und Berufswahlverhalten, das ver­

mutlich durch bessere Schulbildung und stei­

gendes Alter noch gefördert wird . 

Zu erwähnen bleibt, daß bei der Kalkulation 

von Abbruchraten häufig die Jugendlichen 

unberücksichtigt bleiben, die ihre Abschluß­

prüfung endgültig nicht bestehen. Das liegt 

sicher auch an Mängeln der Berufsbildungs­

statistik. Denn die Zahl derer, die auch nach 

mehrfachem Versuch ihre Abschlußprüfung 

nicht bestehen, ist unbekannt. Sie läßt sich 

beim derzeitigen Stand der Prüfungsstatistik 

auch rechnerisch nicht ermitteln. 3 Es gibt 

also gute Gründe, nach einem tragfähigen 

Kalkül des Ausbildungsabbruchs zu suchen. 

Da Ausbildungsabbrüche von der amtlichen 

Statistik nicht erfaßt werden, wird nicht sel­

ten folgende, auf den ersten Blick bestechen­

de Lösung angeboten: Die gesuchten Abbre­

cher ergeben sich aus der Differenz zwi­

schen den Zugängen und den erfolgreichen 

Abgängen der betrieblichen Berufsausbil­

dung. 4 Sie sind also der Unterschied zwi­

schen den Jugendlichen, die mit einem neuen 

Ausbildungsvertrag ins Ausbildungssystem 

eintreten, und jenen, die es mit bestandener 

Abschlußprüfung wieder verlassen. Prüfun­

gen, die endgültig nicht bestanden werden, 

gehen in das Modell zwanglos ein. Bestehen 

daher von 100 Jugendlichen, die ursprüng­

lich eine Berufsausbildung begannen, 85 die 

Abschlußprüfung, dann ergibt sich eine Ab­

brecherrate von 15 Prozent, sollte man mei­

nen. Doch das so plausibel erscheinende 

Modell hält nicht, was es verspricht; es 

krankt an einem Mangel der Berufsbildungs­

statistik. Denn die definiert ihre neuen Aus­

bildungsverträge auf eine für das Modell un­

geeignete Weise. 

Zwar werden die " neuen" Verträge überwie­

gend von den eine betriebliche Berufsausbil­

dung beginnenden Schulabgängern abge­

schlossen, aber auch von Jugendlichen, die 

nach einer Vertragslösung erneut einen Aus­

bildungsvertrag eingehen. Die neuen Verträ­

ge der Statistik sind also immer schon mit 

Verträgen nicht ganz so neuer Auszubilden­

der durchsetzt. 5 Ursache der U nschärfen 

sind Mehrfachzählungen. Unter welchen 

Voraussetzungen die zustande kommen, soll 

im folgenden erörtert werden. 
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Wie die Mehrfachzählungen 
bei neuen Ausbildungs­
verträgen entstehen 

Die binnen eines Jahres neu abgeschlossenen 

Ausbildungsverträge werden von der Berufs­

bildungsstatistik erfaßt, sofern sie am Ende 

des Jahres (Stichtag 31. 12.) noch bestehen. 

Für den Berufsbildungsbericht werden die 

neuen Ausbildungsverträge bereits drei Mo­

nate früher (Stichtag 30. 9.) gezählt. Da bei­

de Stichtagszählungen weitgehend dieselben 

Probleme aufwerfen, wird darauf verzichtet, 

die zum 30. 9. gesondert zu behandeln. 

Zur Einführung in die Schwierigkeiten einer 

unter bildungspolitischen Gesichtspunkten 

korrekten Zählweise der neuen Ausbildungs­

verträge, werden hier zuerst zwei Beispiele 

genannt, bei denen keine Mehrfachzählun­

gen auftreten: Beginnt ein Jugendlicher im 

Herbst eines Jahres die Lehre, bricht sie aber 

nach zwei Monaten ab, weil er statt des 

Ausbildungs- ein Arbeitsverhältnis eingehen 

möchte, so wird sein Lehrvertrag gelöscht. 

Der Vertrag besteht nicht mehr und wird da­

her am Jahresende auch nicht mehr gezählt. 

Das bedeutet eine gewisse Untererfassung 

neuer Verträge. Löst ein Jugendlicher seinen 

ersten Ausbildungsvertrag, setzt aber die Be­

rufsausbildung noch vor Jahresende mit ei­

nem weiteren Vertrag fort, so wird nur der 

Folgevertrag gezählt, weil der erste von der 

Kammer nach Vertragslösung gelöscht wird. 

In beiden Fällen treten also keine Mehrfach­

zählungen neuer Verträge auf; im ersten Fal­

le sogar eine geringe Untererfassung. 6 

Eine Übererfassung der Zahl neuer Ausbil­

dungsverträge kann daher so lange nicht ein­

treten , wie die drei Ereignisse: erstmalige 

Aufnahme einer Berufsausbildung, Vertrags­

lösung und erneute Aufnahme der Berufsaus­

bildung vor dem Zähltermin (31. 12.) stattfin­

den. Denn solange kann der ursprüngliche 

neue Vertrag, bevor er statistisch erfaßt wird, 

wieder gelöscht werden. Der Folgevertrag 

tritt also, ohne Mehrfachzählungen auszulö­

sen, an die Stelle des ursprünglichen Vertra­

ges. 

Mehrfachzählungen treten aber stets dann 

auf, wenn Vertragslösung und Abschluß 

eines zweiten neuen Vertrages nicht mehr in 

dasselbe Jahr wie der erste Vertragsabschluß 

fallen. 7 Dann nämlich werden beide neuen 

Verträge eines Jugendlichen gezählt und ge­

hen damit in die Statistik der neuen Verträge 

ein. Erst wird der alte, beispielsweise am 

Jahresende 1987 (Stichtag 31. 12.) bestehende 

Vertrag gezählt. Aber es wird auch der in ei­

nem der Folgejahre, z. B. 1988, nach einer 

Vertragslösung neu abgeschlossene Vertrag 

gezählt, sofern er am Jahresende 1988 noch 

besteht. In diesem Falle stehen zwei neuen 

Verträgen eines Jugendlichen allenfalls einer 

bestandenen Abschlußprüfung gegenüber. 

Theoretisch können auf einen Jugendlichen 

je nach Länge der Ausbildungszeit bis zu 

vier, statistisch gezählte, neue Verträge ent­

fallen. 8 Mehrfachzählungen, darauf wurde 

schon hingewiesen, treten natürlich auch bei 

der für den Berufsbildungsbericht maßge­

benden Stichtagserhebung zum 30. 9. auf. 

Ist der neue Ausbildungsvertrag eines Ju­

gendlichen erst einmal statistisch erfaßt und 

das läßt sich schon bei einer Vertragslösung, 

die jenseits der Probezeit , also nach dem 

31. 12. , stattfindet, gar nicht verhindern, so 

sind Mehrfachzählungen nur noch zu unter­

binden, wenn die statistische Registrierung 

von Folgeverträgen verhindert wird. Das ge­

lingt aber nur dann , wenn jeder neue Ausbil­

dungsvertrag daraufhin überprüft wird, ob 

der jeweilige Jugendliche bereits einen Aus­

bildungsvertrag löste und sei es vor zwei 

oder drei Jahren. In diesem Falle müßte der 

nun als Folgevertrag einzustufende Vertrag 

bei der Zählung der neuen Verträge unbe­

rücksichtigt bleiben. Ein solches Zählverfah­

ren, auf das noch näher eingegangen wird , 

kann jedoch schon wegen der fehlenden ge­

setzlichen Voraussetzungen bislang nicht 

konsequent eingesetzt werden. 
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Notwendige Folge einer durch Wiedereintrit­

te überhöhten Zahl von Neuabschlüssen, ist 

die Überhöhung der mit Hilfe des Modells 

ermittelten Abbruchraten. Und je nach Zu­

sammensetzung der mehrfach gezählten Ju­

gendlichen, können auch leichte Strukturver­

schiebung bei den statistisch ausgewiesenen 

Merkmalen von Neuabschlüssen auftreten, 

also beim Schulabschluß oder bei der Ver­

kürzung regulärer Ausbildungszeiten. 

Bevor die dargestellten Zusammenhänge an 

einem Beispiel erläutert und in ihren quanti­

tativen Auswirkungen untersucht werden, ist 

noch ein knapper Hinweis auf einige Beson­

derheiten bei der bestandenen Abschlußprü­

fung nötig. Zwar gibt es hier keine metho­

dischen Fußangeln, aber einige Unstimmig­

keiten bei der Datenerfassung. 

Mangelhaft ist die Erfassung der Externen­

prüfungen. Sie werden nicht in allen Kam­

rnerbereichen gesondert ausgewiesen. Abge­

legt werden solche Prüfungen von Personen, 

die nicht das betriebliche Ausbildungssystem 

durchlaufen haben, daher keine von der Sta­

tistik zu erfassenden neuen Ausbildungsver­

träge abschließen und folglich aus der Ge­

samtzahl der bestandenen Abschlußprüfun­

gen eigentlich herausgerechnet werden müß­

ten. Da längere Zeitreihen nur für den Aus­

bildungshereich von Industrie und Handel 

vorliegen, und bei den folgenden Erörterun­

gen methodische Aspekte im Vordergrund 

stehen , wurde darauf verzichtet, die Gesamt­

zahl bestandener Prüfungen um die derzeit 

etwa in der Größenordnung von vier Prozent 

liegenden Externenprüfungen zu bereinigen. 

Die kalkulierten Abbruchraten sind daher 

etwas zu gering. 

Eine weitere Schwierigkeit, die Ausbildungs­

abbrecher zu berechnen, entsteht bei den ge­

stuften Ausbildungsberufen. Dort wird jede 

Stufe mit einer Abschlußprüfung beendet, 

und zwar unabhängig davon , ob der Ausbil­

dungsvertrag nur über die Grund- oder über 

Grund- und Aufbaustufe abgeschlossen 



wird. Im extremsten Fall kann ein Jugendli­

cher mit nur einem Ausbildungsvertrag da­

her drei Abschlußprüfungen ablegen und be­

stehen (Bekleidungsschneider). Um diesen 

"Fehler" zu korrigieren , werden hier bei 

den Stufenberufen nur neue Verträge und be­

standene Abschlußprüfungen der Aufbaustu­

fen berücksichtigt, auf diese Weise ist das 

Problem weitgehend ausgeräumt, da einem 

neuen Vertrag höchstens eine bestandene Ab­

schlußprüfung gegenüberstehen kann. Die­

ser Einflußfaktor nimmt im Zeitverlauf stark 

ab. Wegen des Ausscheidens der besetzungs­

starken Elektro- und Einzelhandelsberufe 

aus den Stufenberufen spielt er derzeit keine 

besondere Rolle mehr. 

Neue Ausbildungsverträge, 
bestandene Abschlußprüfungen 
und Abbrecher 

Die dunkle Kurve der Grafik stellt die korri­

gierte Entwicklung der bestandenen Ab­

schlußprüfungen im Verhältnis zu den neuen 

Verträgen dar (bestandene Abschlußprüfun­

gen / neue Ausbildungsverträge). Jugendli­

che, die 1987 mit ihrer Ausbildung began­

nen , legen im Durchschnitt 1990 ihre Ab­

schlußprüfung ab. Neue Verträge und bestan­

dene Prüfungen sind daher um drei Jahre 

zeitversetzt 

Anfang der achtziger Jahre, so weist es die 

Grafik aus, erreichte der berechnete Anteil 

erfolgreich eine betriebliche Berufsausbil­

dung durchlaufender Jugendlicher einen Hö­

hepunkt (96 Prozent), und sinkt in den fol­

genden Jahren bis 1987 auf 80 Prozent ab. 

Würden die einzelnen Ergebnisse der Mo­

dellrechnung für bare Münze genommen, so 

ergäbe sich für den Jahrgang, der 1987 seine 

Berufsausbildung begann, ein extrem hoher 

Anteil von etwa 20 Prozent endgültiger Ab­

brecher. Das ist sicher unzutreffend. Wie 

aber kommt es zu solchen überhöhten Ab­

bruchraten? 

An.letfio 
·, An-teil ·korr, ih % 

den neuen': 
Ausbildungsverträgen 
(31.12.)* 

Lesebeispiel: Vori 1 00 Jugendlichen, 
die im Jahre 1980einen neuen 

bestanden 91 . (kgp}gierte Quote) 
etwa drei 
Abschlußprüful).g 

* Die. Absc;hlußprüfungyn. 
gegenüber qyn neueR •. ·. · ,. 
AusbHdungsyerträgynum dreiJähre 
versetzt' Die korrigierten Qupten. 
schließen diy 
bei Stufenberufen a0s. 

Das folgende Beispiel soll die Zusammen­

hänge verdeutlichen. Angenommen, von 100 

Jugendlichen lösen 25 am Anfang des zwei­

ten Lehrjahres ihren Ausbildungsvertrag, 

setzen dann aber ihre Ausbildung mit einem 

neuen Vertrag fort und legen schließlich alle 

erfolgreich ihre Prüfung ab. Unter diesen 

Voraussetzungen stehen den insgesamt 

100 + 25 neuen Ausbildungsverträgen nur 

100 bestandene Abschlußprüfungen gegen­

über. Das bedeutet eine Abbruchrate von 20 

Prozent, obwohl es keine Abbrecher gibt 

(100 / 125 = 0,8 erfolgreich oder 0,2 nicht er­

folgreich, das sind 20 Prozent). 

Als bemerkenswerte Folge der Mehrfachzäh­

lung treten also selbst dann Abbrecher auf, 

wenn real keine vorhanden sind, weil auch 

die eigentlich überzähligen ihrem Umfang 

nach aber unbekannten (im obigen Beispiel 

25) neuen Verträge in die Berechnung einge­

hen. Eine gesteigerte, durch Berufs- und Be­

triebswechsel hervorgerufene Mobilität, wie 

sie derzeit zu verzeichnen ist, zeitigt genau 

diesen Effekt: Die Zahl neuer Verträge 

nimmt aufgrund von Vertragslösungen und 

darauffolgenden Neuabschlüssen zu , wäh­

rend die Zahl bestandener Prüfungen unver­

ändert bleibt. 

Allerdings läßt der Unterschied zwischen 

neuen Ausbildungsverträgen und bestande­

nen Abschlußprüfungen, das muß hier nach­

drücklich betont werden, stets zwei Deutun­

gen zu. Er kann als Artefakt der Mehrfach­

zählung oder als tatsächlicher Ausbildungs­

abbruch interpretiert werden. In der Realität 

handelt es sich um eine Gemengelage, an der 

beide Ursachen beteiligt sind, in den vergan­

genen Jahren aber vermutlich in wachsen­

dem Ausmaße die Mehrfachzählung von 

neuen Ausbildungsverträgen. Dem Problem 

der Mehrfachzählung, das sollte hier belegt 

werden, ist das vom Ansatz her recht nützli­

che Berechnungsmodell nicht gewachsen. Es 

eignet sich unter den gegenwärtigen Voraus­

setzungen der Berufsbildungsstatistik nicht, 

den tatsächlichen Anteil der Abbrecher zu 

ermitteln. 9 

Das Modell hat indes einen anderen Vorzug, 

es macht darauf aufmerksam, daß die jähr­

lich mit viel Akribie gezählten neuen Ausbil­

dungsverträge, gleichgültig, ob sie am 30. 9. 

oder 31. 12. erfaßt werden, aller Wahrschein­

lichkeit nach systematisch überhöht sind. 

Angesichts der fehlenden AufschlüsseJung 

nach Erst- und Folgeverträgen läßt sich zwar 

prinzipiell der Standpunkt vertreten, daß alle 

von der Statistik erfaßten neuen Verträge aus­

schließlich von erstmalig in eine betriebliche 

Berufsausbildung eintretenden Jugendlichen 

stammen. 10 Nur wäre dann auch der extrem 
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hohe Abbrecheranteil von etwa 20 Prozent 

der Jugendlichen real, die 1987 eine betrieb­

liche Berufsausbildung antraten. Wird umge­

kehrt davon ausgegangen, daß alle Ausbil­

dungsahbrüche nur fiktive, auf Mehrfach­

zählungen beruhende Größen sind, so bedeu­

tet das zwangsläufig eine statistische Über­

erfassung der neuen Ausbildungsverträge um 

20 Prozent. 

Dem Dilemma, entweder hohe Abbruchra­

ten als Realität akzeptieren zu müssen oder 

eine merklich geringere Zahl neuer Ausbil­

dungsverträge als von der Berufsbildungssta­

tistik ausgewiesen, ist nicht zu entkommen. 

Beide sind unmittelbar über die Mehrfach­

zählung miteinander verknüpft. 11 Über das 

Ausmaß der Mehrfachzählung läßt sich indes 

trefflich streiten. Nur was bei der Reduzie­

rung von Abbrechern gewonnen wird, 

schlägt sich notwendig als Überhöhungen 

der anderen, für die Planung der Berufsbil­

dung wichtigen Größe, in den neuen Ausbil­

dungsverträgen nieder. Wird unterstellt, daß 

etwa die Hälfte der derzeitigen Vertragslö­

sungen von gut 24 Prozent endgültige Abbrü­

che sind, dann bedeutet das eine Übererfas­

sung der von der Berufsbildungsstatistik aus­

gewiesenen neuen Verträge um etwa zehn 

Prozent. 11 

Vorschläge zur Erfassung der 
neuen Ausbildungsverträge 

Ziel der folgenden Vorschläge ist es, die 

Zählung der neuen Ausbildungsverträge und 

damit auch die Kalkulation von Abbruchra­

ten auf eine tragfähigere Basis zu stellen. Da­

zu sind seitens der Kammern nur geringfügi­

ge Veränderungen bei der Erfassung der neu­

en Ausbildungsverträge notwendig. Gelänge 

es in den Kammern, bei den von den Ausbil­

dungsbetrieben eingereichten Ausbildungs­

verträgen zwischen Erst- und Folgeverträgen 

zu unterscheiden, so ließe sich die fehler­

trächtige Kumulation neuer Verträge bei 

einem Jugendlichen vermeiden. 

Am einfachsten wäre das durch eine direkte 

Befragung der Jugendlichen bei Vertragsab­

schluß zu erreichen. Vergleichbares ge­

schieht bereits in der Hochschulstatistik. 

Durch Befragung der Studenten bei der Im­

matrikulation kann zwischen Studienanfän­

gern einerseits und Universitäts- oder Stu­

dienfachwechslern andererseits unterschie­

den werden. Bei den Auszubildenden genüg­

te ein knapper Hinweis auf vorangegangene 

Ausbildungszeiten im Vertrag, wie es bei den 

auf die reguläre Ausbildungszeit anrechenba­

ren Zeiten, beispielsweise aufgrund vorange­

gangenen Berufsfachschulbesuchs, ohnehin 

notwendig ist, um ihn bei der Zählung der 

neuen Verträge auszuschließen. 13 

I Zählung der neuen 
Ausbildungsverträge soll 

auf eine tragfähigere Basis 
gestellt werden 

Ein solches Verfahren, für das die gesetz­

liche Grundlage allerdings erst noch geschaf­

fen werden müßte, hätte den Vorzug, auch 

über unterschiedliche Kammern und Ausbil­

dungsbereiche hinweg zu funktionieren . Es 

hätte den Nachteil, daß Berufs- und Betriebs­

wechsel bei befürchteten Diskriminierungen 

eher verschwiegen werden. 

Kammern , die EDV-Systeme nutzen, kön­

nen, solange die gelösten Ausbildungsverträge 

noch in den Dateien vorhanden sind, und das 

dürfte wenigstens drei bis vier Jahre lang der 

Fall sein, bei jedem der neuen Verträge prü­

fen, ob er einen Vorläufer hat. Der wäre 

dann bei der Erfassung der neuen Verträge 

für die Berufsbildungsstatistik zu übergehen. 

Schwierig werden solche Prüfungen, sobald 

von einem Jugendlichen der Kammerbereich 

gewechselt wird . Unmöglich sind sie, wenn 

der Ausbildungsbereich (z. B. Handwerk, 

Industrie, Handel) gewechselt wird, weil es 

kein übergreifendes Kennummernsystem 
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gibt. 14 Am sinnvollsten wäre es, beide Ver­

fahren zu kombinieren, den EDV-Abgleich 

mit der direkten Befragung. 

Mit Austritt der geburtenstarken Jahrgänge 

aus der betrieblichen Berufsbildung ist der 

Nachweis einer möglichst hohen Zahl neu 

abgeschlossener Ausbildungsverträge, zu­

mindest in den alten Bundesländern, nicht 

mehr vorrangiges Ziel der Bildungsträger. 

Da gegenwärtig auch die Novellierung des 

Berufsbildungsförderungsgesetzes ansteht, 

bietet sich eine besonders günstige Gelegen­

heit, die neuen Verträge, wie es bildungspoli­

tisch allein sinnvoll ist , ohne die auf Ver­

tragslösungen folgenden Verträge zu erfas­

sen. Dann ließe sich aufklären, welcher An­

teil der derzeit großen Differenz von nahezu 

zwanzig Prozent zwischen neuen Ausbil­

dungsverträgen und bestandenen Abschluß­

prüfungen auf eine statistische Übererfas­

sung der neuen Ausbildungsverträge zurück­

geht. 

Die Ausgrenzung der überzähligen neuen 

Verträge hätte noch einen weiteren, viel ent­

scheidenderen Vorzug. Sie gestattete eine vor 

allem in Hinblick auf den Facharbeiterman­

gel wichtige, weil realitätsgerechte Abbre­

cherkalkulation und gäbe dergestalt den Bil­

dungsträgern ein Instrument an die Hand, 

die eigene Effizienz genauer einzuschätzen. 

Anmerkungen: 

1 1-gl. zur unterschiedlichen Auswirkung von li?rtragslö­
sung und Ausbi/dungsabbruch: Der Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft (Hrsg.): Berufsbildungsbericht 
1990, S. 44, Übersicht 34 
2 1-gl. zur Entwicklung des abnehmenden Anteils der Ab­
brecher unter den li?rtragslösenden: Der Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft (Hrsg.): Berufsbildungsbe­
richt 1988, S. 42, Übersicht 29 
1-gl. Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
(Hrsg. ): Berufsbildungsbericht 1992, S. 39, Schaubild 3 
3 Das soll allerdings künftig durch den Nachweis der 
Wiederholungsprüfungen geändert werden. 1-gl. zu den 
Fehlern und Auswirkungen des bisherigen Kalkulations­
verfahrens für den Prüfungserfolg: Althoff, H.: Anmer­
kungen zur Definition und Berechnung des Prüfungserfol­
ges. In: Die berufsbildende Schule, Heft 12, 1979, S. 695 



4 Vgl. Alex, L.: Langfristige Vorausschätzung der Nach­

frage nach Ausbildungsplätzen. In: BWP 21 (1992) 5, S. 30 
Vgl. ders.: Facharbeiterbedwf und Facharbeiterangebot 

in Metall- und Elektroberufen von 1990 bis 2010. In: Be­

richte zur beruflichen Bildung, Heft 148, Bundesinstitut 

für Berufsbildung (Hrsg.), Berlin/Bonn 1992, S. 30 
5 Das trifft für beide zu, nicht nur für die am Stichtag 

31. 12. , sondern auch für die am 30. 9. eines jeden Jahres 

e!faßten neuen Ausbildungsverträge. Vgl. zur Definition 

der neuen Ausbildungsverträge: Statistisches Bundesamt 

Wiesbaden (Hrsg.): Leitfadenfür die Berufsbildungsstati­

stik (Arbeitsunterlage, Stand April 1988), S. 24 
6 Die Untere/fassung kann nicht gar so groß sein, weil 

der Unterschied zwischen den neuen li!rträgen zum 30. 9. 

und 31. 12. nicht sonderlich auffallend ist. Die nur in der 

Statistik zum 31. 12. enthaltenen Folgeverträge bei Stufen­
benifen, spielen in den letzten Jahren keine nennenswerte 

Rolle mehr, weil die besetzungsstarken Stufenberufe aus­

liefen und durch reguläre Berufe ersetzt wurden. 
7 Genauer gesagt , es geht um die einjährige Periode 
zwischen zwei Stichtagen. Dabei ist nicht die Periode vor 

der ersten Stichtagszählung maßgebend (vgl. zu diesem 

Problem: Alex, L.: Nachfrage nach betrieblichen Ausbil­

dungsplätzen; Bundesinstitut für Berufsbildung, 1980, 
S. 1), sondern die nach der ersten Stichtagszählung. Denn 
solange die neuen Verträge nicht gezählt wurden, kann 

eine Person beliebig viele li!rträge schließen und lösen, 
ohne daß dies Auswirkungen auf die Zahl der neuen li!r­

träge hat, weil die vorangehenden li!rträge immer wieder 

gelöscht werden und daher nur der letzte gezählt wird. 
8 Daß die auf einen Auszubildenden entfallenden neuen 
li!rträge in unterschiedlichen Berichtsjahren gezählt wer­

den, ist unerheblich, weil in jedem Berichtsjahr Stellver­

tretereffekte durch Jugendliche vorangegangener Ein­

trittsjahrgänge auftreten. Zum li!rständnis dieser Zusam­

menhänge ist es hilfreich, von der Überlegung auszuge­
hen, daß eine bestandene Abschlußprüfung prinzipiellnur 

einem neuen Ausbildungsvertrag zugeordnet werden darf 

Wird sie jeweils dem ersten Ausbildungsvertrag eines Ju­

gendlichen zugeordnet, so fehlt sie bei den Folgeverträ­

gen. lli!rden daher an einem Stichtag die neuen Ausbil­

dungsverträge gezählt, dann darf keinem der Folgeverträ­

ge unter den neuen Verträgen eine bestandene Abschltiß­

prüfung zugeordnet werden, weil sie bereits für den ersten 
li!rtrag vergeben wurde, der schon an einem vorangegan­

genen Stichtag gezählt wurde. Vorstellbar, das sei der 

Vollständigkeit halber hier noch erwähnt, sind auch Ju­
gendliche, die eine reguläre Berufsausbildung durchlau­

fen und abschließen, ohne daß von ihnen überhaupt ein 

neuer Ausbildungsvertrag gezählt wurde. Dieser etwas 
obskure Fall tritt dann ein, wenn der Zähltermin jeweils 
in einen durch Lösung verursachten vertragslosen Zu­
stand fällt. 
9 Allerdings tritt der dargestellte Fehler nicht in voller 

Schärfe auf, weil Vertragslösungen und Wiedereintritte, 
die am Anfang der Ausbildung, vor der Stichtagszählung, 

stattfinden, keine Mehrfachzählungen zur Folge haben, 

denn wie bereits ausgeführt, wird der dem zweiten li!rtrag 
vorangehende li!rtrag gelöscht. 
10 Jugendliche, die mehr als eine Berufsausbildung 
durchlaufen und daher auch mehr als einen neuen Ausbil­

dungsvertrag abschließen, können hier außer Betracht 
bleiben, weil sie auch entsprechend viele Abschlußprü-

jungen ablege11. (Sie produzieren jedoch neue li!rträge, 

die Schulabgängern nicht zur li!rfügung stehen.) Dies gilt 

ebenfalls für Anschhißverträge bei Stufenausbildungsbe­

rufen. Auch hier besteht ein ausgewogenes li!rhältnis von 
neuen Verträgen und entsprechenden Abschlußprüfungen. 

Allerdings treten bei den Gesamtverträgen, das heißt bei 

solchen, die über mehr als eine Stufe abgeschlossen wer­

den, eine größere Zahl bestandener Prüfungen als neue 

Vemäge auf, weil alle Stufenabschlüsse mit einer Ab­

schlußprüfung einhergehen, darauf wurde bereits hinge­

wiesen. 
11 Rechnerisch läßt sich der Zusammenhang folgender­

mcißen darstellen: Ab = 1- Pb / Vn (Ab = Abbruchrate, 

Vn = neue li!rträge und Pb = bestandene Prüfungen). Es 

ist zu erkennen, daß bei einem Anwachsen der neuen Ver­

träge (Vn) durch Mehlfachzählungen auch die Abbruch­

rate (Ab) steigt. 
12 Hier ist zu berücksichtigen, daß jener Teil der li!r­

tragslösungen (ca. 25 Prozent) von allen abgezogen wer­

denmuß, dem keine neuen li!rträge gegenüberstehen, das 

sind vor allem Lösungen, die innerhalb der Probezeit, und 

damit in der Regel vor dem 31. 12. stattfinden. 
13 Derzeit ist ein Ausbildungsvertrag dann als ein bei der 

Zählung zu unterdrückender Folgevertrag zu identifizie­
ren, wenn sich ein Jugendlicher Ausbildungszeiten aus ei­

nem vorangehenden li!rtrag anrechnen lassen möchte, 

und dies Anrechnungsbegehren mit der ensprechenden 

Begründung der Kammer vorliegt. 
14 Ein solches System hat die Beschäftigtenstatistik (Ren­

tenversicherungsnummer). Hier können die "Konten" der 
Beschäftigten, in denen sich in groben Zügen ihre Er­

werbsbiographien spiegeln, daraufhin überprüft werden, 

ob eine Benifsausbildung angetreten (Stellung im Beruf 

Auszubildender) und gegebenenfalls abgeschlossen wurde 

(Ausbildung: mit abgeschlossener Lehre). Eine solche 

nicht ganz systemkonforme Lösung würde vor allem 
Schwierigkeiten bereiten, weil die betriebliche Berufsaus­

bildung nicht scharf von den Anlernausbildungen und den 

Berufsfach- und Fachschulabschlüssen abgegrenzt werden 

kann. 
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Lehrgänge zur Vorbereitung 
auf die Externenprüfung­
Unterstützung beim nachträglichen 
Erwerb des Berufsabschlusses 

Die Externenprüfung ist eine Mög­
lichkeit für Erwerbstätige, einen 
qualifizierten Berufsabschluß auch 
ohne reguläre Ausbildung zu er­
werben. Zur systematischen Vorbe­
reitung auf diese Kammerprüfung 
werden - meist berufsbegleitend 
- Lehrgänge von unterschiedli­
chen Trägern angeboten. Im Fol­
genden wird ein Überblick über 
Struktur und Rahmenbedingungen 
dieser Lehrgänge gegeben. 

Gesetzliche Regelung 

Nach dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) und 

der Handwerksordnung (HwO) besteht in al­

len Ausbildungsbereichen die Möglichkeit, 

über die Externenregelung (§ 40 Abs. 2 und 

3 BBiG und § 37 Abs. 2 und 3 HwO) einen 

Abschluß in einem anerkannten Ausbil­

dungsberuf zu erwerben, ohne dafür eine re­

guläre Ausbildung durchlaufen zu haben. 

Für die Zulassung zur Abschlußprüfung vor 

der Kammer müssen jedoch bestimmte Vor­

aussetzungen erfüllt sein. Das Gesetz nennt 

hierfür drei "Zulassungstatbestände": 

I. Nachweis einer vorangegangenen Tätig­

keit in dem Beruf, in dem die Prüfung abge­

legt werden soll. Diese Tätigkeit muß minde­

stens das Zweifache der vorgeschriebenen 

Ausbildungszeit betragen. Der Erwerb von 

Kenntnissen und Fertigkeiten ist nicht im 

einzelnen nachzuweisen. Allerdings muß es 

sich um Tätigkeiten handeln, die normaler­

weise von einer Fachkraft ausgeübt werden. 

2. Dieser vorgeschriebene Zeitraum kann 

unterschritten werden, wenn durch Vorlage 

von Zeugnissen oder auf andere Art und 

Weise glaubhaft gemacht wird , daß der Be­

werber die für eine Prüfung erforderlichen 

Kenntnisse und Fertigkeiten erworben hat. 

3. Von dem zeitlichen Erfordernis kann eben­

falls abgesehen werden, wenn die Ausbil­

dung in einer berufsbildenden Schule oder 

sonstigen Einrichtung durchlaufen wurde 

und sie der Berufsausbildung in einem aner­

kannten Ausbildungsberuf entspricht. 1 

Diese Öffnungsklausel im Berufsbildungssy­

stem verfügt über eine lange Tradition. Sie 

hat , angefangen von der Reichsgewerbeord­

nung 1908 in § 129 Abs. 5, bis hin zu N r. 10 

der Musterprüfungsordnung des Deutschen 

Industrie- und Handelstages als auch in § 3 

der Handwerksordnung von 1953 ihre Vor­

bilder. Die Notwendigkeit für eine Sonderre­

gelung wurde damals in erster Linie unter 

sozialpolitischen und personenorientierten 

Gesichtspunkten gesehen. Sie galt vor allem 

älteren Arbeitnehmern, die aufgrund be­

stimmter (nicht selbst verschuldeter) Ereig­

nisse und Zwänge (z . B. wegen Krankheit, 

Kriegsteilnahme, Schwerbeschädigung) kei­

ne ordnungsgemäße Berufsausbildung absol­

vieren konnten. Diesem Personenkreis sollte 

über die Sonderregelung die Möglichkeit für 

einen nachträglichen Berufsabschluß gege­

ben werden. 2 

Gemeinsames Merkmal dieser Vorläufer der 

Externenregelung war die Bindung an eine 

bestimmte Zeitklausel (Mindestalter und / 
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oder Mindestdauer der Beschäftigung im Be­

ruf) . Damit sollte verhindert werden, daß 

diese Regelung auch von Jugendlichen ge­

nutzt wurde, um eine reguläre Berufsausbil­

dung im Sinne des Berufsbildungsgesetzes zu 

umgehen. 3 

Auch derzeit soll mit der Externenregelung 

vor allem Personen, die in einem Beruf ohne 

entsprechende Ausbildung eine bestimmte 

Zeit tätig waren, die Möglichkeit geboten 

werden, das "Erreichte" formal abzusichern 

und eine größere berufliche Freiheit und 

Mobilität zu gewinnen. 4 

Zahl der Externenprüfungen 

Nach den vorliegenden Kammerdaten und ei­

genen Berechnungen erwerben jährlich zwi­

schen 25 000 und 30 000 Personen, das sind 

rund vier Prozent aller Ausbildungsabsol­

venten , einen Berufsabschluß über die Exter­

nenregelung, die Mehrzahl im Bereich der 

Industrie- und Handelskammer (IHK). Ähn­

lich wie bei den regulären Ausbildungsabsol­

venten ist auch bei den "Externen" für 1990 

ein Rückgang zu verzeichnen. Da die statisti­

schen Angaben sich nur auf die alten Bun­

desländer beziehen, könnte ein Grund für die 

rückläufigen Externenprüfungen ein redu­

ziertes Kursangebot zugunsten einer Auswei­

tung der Kurse in den neuen Bundesländern 

sein. Es kann außerdem davon ausgegangen 

werden, daß ein Teil des Fachkräftebedarfs 

in den westdeutschen Betrieben kurzfristig 

durch Erwerbstätige aus den neuen Bundes­

ländern abgedeckt wird. 

Angesichts einer hohen Zahl von "Ungelern­

ten" (derzeit sind ca. 1,6 Millionenjunge Er­

wachsene zwischen 20 und 30 Jahren ohne 

Berufsausbildung) und des zunehmenden Be­

darfs an Fachkräften, ist der Anteil von ex­

ternen Prüfungsteilnehmer(n) I -innen recht 

gering. Es stellt sich die Frage, inwieweit die 

Möglichkeit zur Externenprüfung stärker 

zum Erwerb eines Berufsabschlusses für die-

Tabelle: Zahl der Externenprüfungen 1989/1990 nach Ausbildungsbereichen (Angaben in Prozent) 

Ausbildungsbereich 1989 1990 

Industrie- und Handelskammer 

Handwerkskammer 

Landwirtschaftskammer 

Hauswirtschaft 

Freie Berufe 

Insgesamt 

se Zielgruppe bzw. zur nachträglichen Kor­

rektur von Berufswahlentscheidungen ge­

nutzt werden kann. Für viele, die keinen Be­

rufsabschluß, aber meist eine mehrjährige 

Berufstätigkeit vorzuweisen haben, kommt 

eine reguläre Berufsausbildung sowohl aus 

Alters- als auch finanziellen Gründen nicht 

in Betracht. Die Externenregelung ist bei 

diesem Personenkreis noch weitgehend un­

bekannt, obwohl ihnen gerade hier die Gele­

genheit geboten wird, sich berufsbegleitend 

auf die Kammerprüfung vorzubereiten und 

ihre durch Berufserfahrung und andere Qua­

lifizierungsmaßnahmenerworbenen Kompe­

tenzen nachzuweisen. Mit diesem nachge­

holten beruflichen Abschluß könnten vor al­

lem die Ungelernten ihre beruflichen 

Mobilitäts- und Aufstiegschancen verbessern 

und gleichzeitig ihre Beschäftigungsrisiken 

mindern. Denn jede(r) zweite Arbeitslose 

hat keinen Ausbildungsabschluß, und die 

Vermittlung in eine neue Beschäftigung ist 

sehr viel schwerer als bei entsprechenden 

Fachkräften mit einer nachgewiesenen Be­

rufsqualifikation. 

Unterstützung bei 
der Prüfungsvorbereitung 

Zur besseren und systematischeren Vorberei­

tung auf die externe Abschlußprüfung vor 

der Kammer, werden von unterschiedlichen 

Trägern Kurse und Lehrgänge für die einzel­

nen Berufe angeboten, an denen die Prü-

21 .436 

1.465 

979 

4.295 

1353 

29.528 

18.011 

1341 

1.213 

3.496 

654 

24 .7 15 

fungsbewerber I Prüfungsbewerberinnen -

meist beschäftigungsbegleitend - teilneh­

men können. Die Teilnahme ist freiwillig 

und keine Bedingung für die Prüfungszulas­

sung, sofern die oben genannten gesetzlichen 

Voraussetzungen erfüllt sind. Durch die Ver­

mittlung insbesondere fachtheoretischer 

Kenntnisse, aber auch fachpraktischer Fer­

tigkeiten dienen die Kurse vor allem dazu , 

gezielt an den Prüfungsstoff heranzuführen 

und damit den Prüfungserfolg zu sichern. 

Die Ausgestaltung der Lehrgänge ist den je­

weiligen Trägern und Veranstaltern freige­

stellt, da es für derartige Bildungsmaßnah­

men keine verbindlichen Lehrpläne gibt. Die 

Stoffgebiete, die im Unterricht vermittelt 

werden, orientieren sich an den Qualifika­

tionsanforderungen und Rahmenlehrplänen 

der Ausbildungsordnungen der jeweiligen 

Berufe. Die externen Prüfungsteilneh­

mer I -innen unterliegen den gleichen Prü­

fungsbedingungen wie die regulären Auszu­

bildenden. Das bedeutet, daß die Unter­

richtsfächer in der Regel alle auch Prüfungs­

fächer sind und damit eng an den Prüfungs­

anforderungen ausgerichtet. 

Um nähere Informationen über die Struktur 

der Kurse und deren Teilnehmer und Teil­

nehmerinnen zu erhalten, wurde vom Bun­

desinstitut für Berufsbildung eine Bestands­

aufnahme der angebotenen Kurse durchge­

führt.; Grundlage hierfür waren alle 1990 

im Verzeichnis der "Einrichtungen der Be­

ruflichen Bildung" (EBB, Bundesanstalt für 
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Arbeit) aufgeführten Lehrgänge zum "Nach­

holen des Berufsabschlusses". Nach diesem 

Verzeichnis wurden insgesamt 1 342 Kurse 

von 526 Bildungsträgern (in den alten Bun­

desländern) angeboten. 

Struktur der 
Vorbereitungslehrgänge 

Unter den Lehrgangsanbietern sind alle For­

men von Bildungseinrichtungen vertreten: 

Innungen, Kammern, Volkshochschulen, 

Technischer Überwachungsverein, freie Trä­

ger, private Bildungseinrichtungen sowie 

Bildungseinrichtungen der Arbeitnehmer­

bzw. Arbeitgeberverbände. Von ca. der Hälf­

te der Einrichtungen wird nur ein Kurs, der 

auf die Externenprüfung vorbereitet, ange­

boten, ein Viertel macht Angaben über zwei 

Kurse und 16 Prozent bieten zwischen drei 

und vier Lehrgänge an . 

Trotz der großen Streuung über viele Berufe 

- die im EBB verzeichneten Kurse bereiten 

auf ll7 unterschiedliche Berufe vor-, lassen 

sich bei den angebotenen Maßnahmen ein­

deutig Schwerpunkte in einzelnen Berufen 

bzw. Berufsbereichen erkennen. Als Einzel­

beruf ist der I die Berufskraftfahrer / -in mit 

465 Kursen (35 Prozent) am häufigsten ver­

treten. Dieser hohe Anteil ist darauf zurück­

zuführen, daß in diesem Beruf, wegen der 

Altersvoraussetzungen (Erwerb des Führer­

scheins erst ab 18 Jahren) , eine reguläre Aus­

bildung seltener stattfindet. Der Berufsab­

schluß erfolgt meist über die Externenprü­

fung. Durch die nur zweijährige Regelausbil­

dungsdauer in diesem Beruf können darüber 

hinaus die zeitlichen Zugangsvoraussetzun­

gen zur Prüfung relativ leicht erworben wer­

den .6 

In der Angebotshäufigkeit folgt der Beruf 

Bürokaufmann/Bürokauffrau, auf den elf 

Prozent aller Kurse entfallen; insgesamt liegt 

das Angebot für die kaufmännischen Berufe 

bei 15 Prozent. 

Jeder zehnte Kurs findet im Bereich der 

Hauswirtschaft (ländliche und städtische 

Hauswirtschaft) statt. Hier besteht vor allem 

für Frauen, die jahrelang den eigenen Haus­

halt versorgt haben, die Möglichkeit zu einer 

beruflichen Qualifizierung und damit auch 

zum (Wieder-)Einstieg ins Berufsleben. 

Die Kurse der Berufsgruppe Warenkaufleute 

repräsentieren neun Prozent aller angebote­

nen Lehrgänge. Die Fertigungsberufe, in de­

nen u. a. die verschiedenen Metall- und 

Elektroberufe zusammengefaßt sind, liegen 

bei 13 Prozent, die land- und forstwirtschaft­

liehen Berufe sowie die Bauberufe bei je­

weils vier Prozent. 

Entsprechend der hohen Zahl der Externen­

prüfungen bei der IHK in der offiziellen Prü­

fungsstatistik, fallt auch die Mehrzahl (drei 

Viertel) der angebotenen Lehrgänge in den 

Prüfungsbereich der IHK. Lediglich sechs 

Prozent der Kurse bereiten auf eine Prüfung 

vor der Handwerkskammer vor und 15 Pro­

zent sind dem Bereich der Landwirtschafts­

kammern (Forst-, Haus- und Landwirtschaft) 

zuzuordnen. Die übrigen Ausbildungsbereiche 

spielen bei den Kursen zur Vorbereitung auf 

die Externenprüfung quantitativ keine Rolle. 

Die Mehrzahl der angebotenen Kurse sind 

berufsbegleitende Teilzeitlehrgänge. 55 Pro­

zent davon sind Abendveranstaltungen, die 

zwei- bis dreimal in der Woche stattfinden. 

Sie sind häufig mit Veranstaltungen am Wo­

chenende oder mit ergänzendem Vollzeitun­

terricht kombiniert. Hinzu kommen noch 

neun Prozent Lehrgänge, die ausschließlich 

an den Wochenenden durchgeführt werden. 

Rund ein Drittel der Kurse sind Vollzeitlehr­

gänge, drei Prozent davon werden in Block­

form angeboten. Der Fernunterricht spielt 

bei der Vorbereitung auf die Externenprü­

fung mit einem Prozent nur eine marginale 

Rolle. 

Die verschiedenen Unterrichtsformen unter­

scheiden sich erheblich nach einzelnen Be­

rufsfeldern und Berufsgruppen. Sowohl im 

Beruf Hauswirtschafterin als auch in den 

kaufmännischen Berufen, also in Bereichen, 

in denen vorwiegend Frauen zu finden sind, 

werden beinahe ausschließlich Teilzeitlehr­

gänge durchgeführt. In den eher von Män-

Abbi ldung 1: Berufsfelder der Vorbereitungslehrgänge 

Warenkaufleute 

Fertigungsberufe 

Land-, Forstberufe 
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nern dominierten Berufen im Bereich Bau-, 

Land- und Forstwirtschaft bzw. sonstige Fer­

tigungsberufe (z. B. im Chemie- und Kunst­

stoffbereich) wird die überwiegende Zahl 

der Kurse in Vollzeitform abgehalten. 

Bei einem Teil der Kurse finden Unterrichts­

teile auch außerhalb der Einrichtungen, zum 

Beispiel in Betrieben, überbetrieblichen 

Lehrwerkstätten oder bei anderen Trägern 

statt. 

Abhängig von den jeweiligen Prüfungsanfor­

derungen und in Absprache mit den Kam­

mern bzw. Prüfungsausschüssen und der Ar­

beitsverwaltung, die meist einen Teil der 

Kurskosten trägt, wird die jeweilige Lehr­

gangsdauer bzw. Stundenzahl festgelegt. Die 

durchschnittliche Dauer der "Externenlehr­

gänge" liegt bei 35 Wochen, die durch­

schnittliche Stundenzahl bei 341 Stunden. 

Allerdings unterscheidet sich dabei die Lehr­

gangsdauer erheblich nach Unterrichtsform 

und Beruf. Während gut zwei Drittel der 

Vollzeitlehrgänge weniger als drei Monate 

beanspruchen (mehrheitlich handelt es sich 

hierbei um Kurse für die Berufskraftfahrer), 

dauert rund die Hälfte der Teilzeitveranstal­

tungen mindestens ein Jahr und länger. 

Die durchschnittliche Kursgröße liegt bei 20 

TeilnehmerniTeilnehmerinnen. Mit durch­

schnittlich 15 Teilnehmerinnen sind die 

Hauswirtschaftskurse am geringsten besetzt. 

Die größten Kurse gibt es bei den Dienstlei­

stungsberufen mit ca. 24 Personen. 

Nach den Angaben im ERB-Verzeichnis be­

steht bei rund der Hälfte der angebotenen 

Lehrgänge die Förderungsmöglichkeit nach 

§ 34 AFG. Zwölf Prozent der Maßnahmen 

werden nicht gefördert bzw. wurden explizit 

nicht auf ihre Förderungsfähigkeit hin über­

prüft. Für mehr als ein Drittel der Kurse gibt 

es überhaupt keine Angaben. Vollzeitmaß­

nahmen werden etwas häufiger (60 Prozent) 

als reine Teilzeitmaßnahmen ( 45 Prozent) 

gefördert. 

Teilnahmevoraussetzungen 
für den Lehrgangsbesuch 

Um detailliertere Informationen über die 

Praxis der Externenregelung zu gewinnen, 

wurden 1992 vom Bundesinstitut für Berufs­

bildung in Zusammenarbeit mit der For­

schungsgruppe Kammerer, München, ergän­

zende schriftliche Befragungen bei den im 

EBB verzeichneten Bildungseinrichtungen 

durchgeführt. Daran haben sich 256 Bil­

dungsträger beteiligt, die Angaben zu 458 

Lehrgängen machten. 

Zum Befragungszeitpunkt besuchten 8 800 

Teilnehmer und Teilnehmerinnen diese Lehr­

gänge; davon waren ca. 3 500 Frauen (39 Pro­

zent). Diese verteilten sich im wesentlichen 

auf die Berufsbereiche Hauswirtschaft 

(FrauenanteillOO Prozent), auf die kaufmän­

nischen Berufe (Frauenanteil 64 Prozent) 

und auf die Dienstleistungsberufe (Frauenan­

teil 45 Prozent) . 

Als Voraussetzung für die Teilnahme am 

Vorbereitungslehrgang auf die Externenprü­

fung wird von den meisten Bildungseinrich­

tungen die Zulassungsbestätigung der Kam­

mern verlangt. Diese haben, wie bereits dar­

gelegt, darüber zu entscheiden, inwieweit der 

Bewerber die Bedingungen für die "Prü­

fungszulassung in besonderen Fällen" er­

füllt. Die gesetzlichen Regelungen für eine 

Zulassung sind, außer beim zeitlichen Erfor­

dernis, nicht sehr präzise. Der Gesetzgeber 

fordert zwar einen glaubhaften Nachweis 

über ausreichende Kenntnisse und Fertigkei­

ten, macht aber keine Aussagen darüber, was 

darunter zu verstehen ist. Die zuständigen 

Stellen können nur die zeitlichen Vorausset­

zungen prüfen. Für eine qualitative Bewer­

tung sehen sie sich meist außerstande. Die 

Feststellung, ob der jeweilige Kenntnisstand 

und die einschlägigen Fertigkeiten eine 

Prüfungszulassung rechtfertigen, hängt des­

halb vom Ermessen der jeweiligen Kammer 

ab. 

Nach Angaben der meisten Einrichtungen 

kann durch bestimmte schulische oder beruf­

liche Vorerfahrungen der Teilnehmer I -innen 

die geforderte Berufspraxis (doppelte der 

Ausbildungszeit) verkürzt werden. Hierzu 

zählen insbesondere eine abgeschlossene, 

aber auch eine abgebrochene Berufsausbil­

dung im gleichen Berufsfeld. Ebenso werden 

auch Ausbildungserfahrungen in anderen Be­

rufsfeldern anerkannt. Nach Auffassung je­

der vierten Bildungseinrichtung wird der Be­

such einschlägiger Weiterbildungsmaßnah­

men von den Kammern ebenfalls berücksich­

tigt. Über das Ausmaß dieser Verkürzungs­

möglichkeiten gibt es keine näheren Anga­

ben. 

Durch diese Unsicherheiten bei der Prü­

fungszulassung wird von den Einrichtungen 

darauf Wert gelegt, daß zu Beginn des Lehr­

gangs die Entscheidung der Kammer vor­

liegt. Damit soll vor allem gesichert werden, 

daß die Teilnehmer und Teilnehmerinnen 

nach erfolgreichem Besuch der Maßnahme 

auf jeden Fall auch die Prüfung ablegen kön­

nen. 

Zusätzlich werden von einem Teil der Veran­

stalter bestimmte schulische Voraussetzun­

gen (meist handelt es sich hier um den 

Hauptschulabschluß) der Teilnehmer I -innen 

gewünscht bzw. erwartet. In einigen Fällen 

werden noch besondere Auswahlverfahren 

(z. B. persönliche Gespräche, Empfehlung 

durch das Arbeitsamt) oder Aufnahmebe­

schränkungen (z. B. ausreichende Deutsch­

kenntnisse, Geschlechtszugehörigkeit) ge­

nannt. 

Wie bereits erwähnt, ist die Möglichkeit, ei­

nen Berufsabschluß über die Externenprü­

fung nachzuholen noch wenig bekannt. Für 

die Veranstalter der Vorbereitungslehrgänge 

bedeutet dies, daß sie für die Teilnehmerge­

winnung einen gewissen Informations- und 

Werbeaufwand betreiben müssen. Die mei­

sten Bildungseinrichtungen versuchen des­

halb gleich über mehrere Informationssträn-
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ge die Zielgruppe anzusprechen: Drei Vier­

tel der Einrichtungen werben einmal in haus­

eigenen Broschüren und Veranstaltungska­

lendern für ihre Lehrgänge, jeweils jede 

zweite setzt Zeitungsanzeigen bzw. Plakat­

aushänge ein. 44 Prozent der Einrichtungen 

wenden sich direkt an die Betriebe. Die 

wichtigste Rolle bei der Teilnehmergewin­

nung spielt nach Meinung der Veranstalter 

vor allem die Weiterempfehlung ehemaliger 

Teilnehmer und Teilnehmerinnen. 

Probleme in den Lehrgängen 

Als schwierig für die Arbeit in den Exter­

nenlehrgängen bezeichnen 43 Prozent der 

Einrichtungen vor allem die Heterogenität 

des Teilnehmerkreises, insbesondere die Al­

tersunterschiede und die unterschiedliche 

Vorbildung. Ein Drittel der Anbieter hat Pro­

bleme, genügend Interessenten / -innen für 

eine kostengünstige Abwicklung der Kurse 

zu finden. Hiervon sind hauptsächlich die 

Kursanbieter für Dienstleistungsberufe bzw. 

für Berufskraftfahrer betroffen. 

Für jede vierte Einrichtung ist es eine beson­

dere Herausforderung, die meist " lernfer­

nen" Teilnehmer I -innen über einen längeren 

Zeitraum zum Durchhalten zu motivieren. 

Dies ist vor allem ein Problem bei längeren 

Teilzeitlehrgängen, die sich z. T. über zwei 

Jahre hin erstrecken und meist nach einem 

anstrengenden Arbeitstag besucht werden. 

Bei Frauen kommen noch zusätzlich die pri­

vaten Verpflichtungen hinzu, die die Arbeit 

im Kurs erschweren. Jede fünfte Einrichtung 

sieht ein Mißverhältnis zwischen Stoffülle 

und der zur Verfügung stehenden knappen 

Zahl an Unterrichtsstunden. Dieser zeitliche 

Rahmen wird vor allem durch die Förde­

rungsbestimmungen der Arbeitsverwaltung 

festgelegt. Für 22 Prozent der Einrichtungen 

ist es schwierig, geeignetes Personal zu fin­

den. Dies trifft vor allem auf die kaufmänni­

schen Lehrgänge zu. Unsicherheiten wegen 

neuer Berufsbilder und Prüfungsordnungen 

treten ebenfalls hauptsächlich in den kauf­

männischen Berufen auf. 

Die Quote der Kursabbreeher liegt nach An­

gaben der Bildungseinrichtungen im Durch­

schnitt bei zehn Prozent. Zwischen den ein­

zelnen Berufsfeldern bestehen hier deutliche 

Unterschiede. Die meisten Abbrüche sind in 

den Fertigungsberufen zu verzeichnen. Be­

sonders gering ist die Abbrecherquote dage­

gen bei den land- und forstwirtschaftliehen 

Berufen, den Bauberufen und bei den Be­

rufskraftfahrern Ueweils sechs Prozent) -

also in Lehrgängen mit kürzerer Dauer. Hier 

besteht offensichtlich ein enger Zusammen­

hang zwischen Dauer der Lehrgänge und 

Abbrecherquote. 

I Externenregelung 
ermöglicht nachträglich 

berufliche und 
soziale Absicherung 

Die Hälfte der Kursahbrüche findet nach An­

gaben der Einrichtungen bald nach Beginn 

des Lehrgangs statt. Zu den häufigsten Grün­

den zählen vor allem Lernprobleme und 

Überforderung aufgrund der Stoffülle, die 

Doppelbelastung von Arbeit und Lernen bei 

den Teilzeitveranstaltungen sowie familiäre 

Belastungen. Oft kommen auch Teilneh­

mer I -innen mit falschen Erwartungen in den 

Kurs und geben dann - wenn sie die Anfor­

derungen und Probleme erkennen - schnell 

auf. 

Diese Schwierigkeiten sind nach Angaben 

der Einrichtungen typisch für einen großen 

Teil der Kursteilnehmer I -innen, auch für 

diejenigen, die nicht aufgeben. Ungeachtet 

dieser vielfaltigen Belastungen scheinen die 

Teilnehmer und Teilnehmerinnen jedoch 

hochmotiviert und engagiert zu sein: ledig­

lich drei Prozent der Einrichtungen sehen in 

deren mangelnder Motivation ein Problem. 
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Angesichts der besonderen Situation der 

Prüfungsbewerber I -innen, ihrer individuel­

len Voraussetzungen, ihrer bisherigen 

Berufs- und Lernerfahrungen bzw. ihrer 

Lerndistanz, bedarf es besonderer pädagogi­

scher und sozialer Sensibilität. Nahezu alle 

Einrichtungen (90 Prozent) sind bemüht, 

durch informelle Maßnahmen und Angebote 

den Lernerfolg zu stützen. Neben einem 

pädagogischen Unterrichtskonzept für Er­

wachsene werden vor allem auch Gesprächs­

angebote außerhalb des Unterrichts (61 Pro­

zent) sowie Treffen der Teilnehmer I -innen 

und Dozent(en) / -innen im Anschluß an den 

Unterricht (43 Prozent) genannt. Etwa jede 

zweite Einrichtung gibt Hinweise bzw. unter­

stützt die Kursbesucher I -innen, wenn diese 

sich an die Kammern oder Arbeitsämter 

wenden müssen , z. B. wenn es um Probleme 

bei der Prüfungszulassung oder um finan­

zielle Unterstützung geht. Bei der Unter­

richtsplanung und -durchführung wird, so­

weit möglich , Rücksicht auf besondere ak­

tuelle berufliche Belastungen (z. B. Weih­

nachtsgeschäft im Einzelhandel) genommen. 

Der Prüfungserfolg der Teilnehmer I -innen 

scheint dieses Engagement der Dozenten 

bzw. Einrichtungen zu bestätigen: Die be­

fragten Einrichtungen hatten 1990 ca. 6 400 

Bewerber I -innen zur Externenprüfung ge­

führt, davon haben 93 Prozent die Prüfung 

erfolgreich absolviert. 7 

Fazit 

Die Arbeitsmarktsituation ist geprägt durch 

einen zunehmenden Mangel an Fachkräften, 

aufgrund der demographisch bedingten Ver­

ringerung der Schulentlaßjahrgänge, teilwei­

se auch durch verändertes Bildungsverhalten 

der Jugendlichen. Demgegenüber steht ein 

großes Potential von Ungelernten bzw. Per­

sonen, deren Qualifikationen durch wirt­

schaftsstrukturelle Entwicklungen oder an­

dere Einflüsse entwertet bzw. nicht aner­

kannt werden (dies gilt z. T. auch für Er-



werbspersonen aus den neuen Bundeslän­

dern , Aussiedler und Ausländer). Meist ver­

fügen diese Personen über eine mehrjährige 

Berufspraxis, in deren Verlauf sie sich viel­

fältige Kenntnisse und Fertigkeiten auf einem 

bestimmten Gebiet angeeignet haben, jedoch 

außerhalb einer formal anerkannten Berufs­

qualifikation. 

Die berufliche Situation dieser Erwerbstäti­

gen ist in hohem Maße durch unsichere Ar­

beitsplätze mit meist geringer Entlohnung, 

am unteren Ende der Berufshierarchie ge­

kennzeichnet. Durch die technologische Ent­

wicklung werden vor allem Arbeitsplätze für 

An- und Ungelernte oder Personen mit ge­

ring verwertbaren Qualifikationen abgebaut. 

Das bedeutet erhöhtes Risiko, den Arbeits­

platz zu verlieren bzw. Dauerarbeitslosigkeit 

bei Arbeitsplatzverlust Die fehlende Berufs­

ausbildung ist meist das entscheidende Ver­

mittlungshindernis. 

Für diesen Personenkreis ist die Externenre­

gelung eine Möglichkeit, zu einem berufli­

chen Abschluß zu gelangen und damit eine 

bessere berufliche und soziale Absicherung 

zu erreichen. 

Auf der betrieblichen Ebene könnte die Ex­

ternenregelung eine attraktive Möglichkeit 

sein, die gesuchten Fachkräfte, die auf dem 

Arbeitsmarkt fehlen , aus den eigenen Mitar­

beiterreihen zu gewinnen. Dies hätte gleich­

zeitig mehrere Effekte: gezielte Vorbereitung 

auf eine gewünschte Facharbeiterposition, 

ökonomische Rekrutierung, da längere Ein­

arbeitungszeiten wegfallen, Förderung der 

Motivation und Qualifizierungsbereitschaft 

die Externenprüfung müssen bei diesem Per­

sonenkreis meist keine Unterhaltsgelder, 

sondern nur Teile der Fortbildungskosten ge­

zahlt werden. Das ist vor allem dann der 

Fall, wenn die vorbereitende Qualifizierung 

neben der Berufstätigkeit geschieht - wie es 

bei den Externenlehrgängen vorwiegend üb­

lich ist. 

Gemessen am individuellen, betrieblichen 

und arbeitsmarktpolitischen Nutzen wird die 

Externenregelung noch recht selten in An­

spruch genommen, obwohl es ein vielfältiges 

Angebot von Kursen und Lehrgängen gibt, 

die systematisch auf die Prüfung vorbereiten. 

Gründe hierfür dürften neben fehlenden In­

formationen über die Externenprüfung in der 

Öffentlichkeit, vor allem auch in den Zu­

gangsvoraussetzungen, insbesondere der feh­

lenden beruflichen Kontinuität und im hohen 

Arbeitsaufwand bei der Prüfungsvorberei­

tung liegen. Der Entschluß, sich der Exter­

nenprüfung vor der Kammer zu unterziehen, 

ist meist eine individuelle Entscheidung, bei 

der mit einer betrieblichen Unterstützung 

nicht gerechnet werden kann. Er setzt des­

halb ein hohes Maß an Eigeninitiative und 

Motivation der Prüfungsbewerber I -innen 

voraus: Die meisten Vorbereitungslehrgänge 

werden neben der Arbeit - also in der Frei­

zeit, abends oder an den Wochenenden -

besucht, teilweise muß der Stoff vor- bzw. 

nachbereitet werden und dies alles über ei­

nen längeren Zeitraum hin. 

Die Bereitschaft, diese Belastungen auf sich 

zu nehmen, ist um so größer, je konkreter die 

Möglichkeiten gesehen werden, die berufli­

che Situation dadurch nachhaltig zu verbes-

der Mitarbeiter I -innen und damit evtl. auch sern. 

Verbesserung des Betriebsklimas. 

Aus der Sicht der Arbeitsverwaltung ist der 

Nutzen der Externenregelung - neben den 

präventiven Auswirkungen (Schutz vor 

Dauerarbeitslosigkeit durch Berufsab­

schluß) , vor allem auch unter ökonomischen 

Aspekten zu sehen: Bei der Vorbereitung auf 

Will man den Erwerb von nachträglichen Be­

rufsabschlüssen über die Externenregelung 

verstärken, ist es nötig, die Öffentlichkeit so­

wie Betriebe, Beratungsinstitutionen als auch 

potentielle Teilnehmer I -innen über diese 

Möglichkeit stärker aufzuklären. Den Be­

trieben, insbesondere den Verantwortlichen 

für Personal und Weiterbildung, kommt da­

bei eine besondere Verantwortung zu : Durch 

Information und Aufzeigen von Berufsper­

spektiven könnten sie ihre an- und ungelern­

ten Mitarbeiter I -innen motivieren, auf die­

sem Wege einen berufsbildenden Abschluß 

nachzuholen. Darüber hinaus wäre es wich­

tig, die Bewerber für eine Externenprüfung 

bei den Prüfungsvorbereitungen zu entlasten 

und aktiv zu unterstützen. Außerdem könnte 

das vorhandene Kursangebot nach Meinung 

eines großen Teils der Kursanbieter noch 

weiter ausgebaut und stärker auf die regiona­

len Erfordernisse und die (Lern)vorausset­

zungen der Teilnehmer I -innen ausgerichtet 

werden. 
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Klaus Hahne 
Dr. phil. , M. A. , Berufspäd-

agoge, wissenschaftlicher 

Mitarbeiter in der Abtei-

lung 5.1 "Medienentwick­

lung und Mediendidaktik" 

im Bundesinstitut für Be­

rufsbildung, Berlin 

Zur Konzeption eines 
Ausbildungsmittels zur beruflichen 
Umweltbildung im Handwerk 

ln BWP 1/93 wurde ein neues Aus­
bildungsmittel des BIBB für den 
Umweltschutz in den Metall- und 
Elektroberufen vorgestellt. 1 Zur 
Fortführung der Diskussion über 
Medien in der beruflichen Umwelt­
bildung soll hier nun ein Aus- und 
Fortbildungsmittel vorgestellt wer­
den, das speziell für die Verstär­
kung einer umweltbezogenen 
Handlungskompetenz im Kunden­
auftrag konzipiert wurde. Am Bei­
spiel des auftragsbezogenen Leit­
textes "Bodenbelagarbeiten" skiz­
ziert der Beitrag den Versuch einer 
durchgängigen Integration des Um­
weltaspekts in zentrale Bereiche all­
täglichen handwerklichen Arbeits­
handelns. 

Zur Mediensensibilität der 
beruflichen Umweltbildung 

Die bisherigen Erfahrungen mit der allge­

meinen und der beruflichen Umweltbildung 

zeigen, daß eine von den konkreten Hand­

lungsmöglichkeiten abgehobene Vermittlung 

eines umweltrelevanten Grundlagenwissens 

im Alltags- und Berufsleben der Lernenden 

ohne Folgen bleibt. 2 Setzt man als allgemei­

nes Ziel der beruflichen Umweltbildung die 

Förderung einer die Umweltaspekte umfas­

send mit einbeziehenden beruflichen Hand­

lungskompetenz, so müssen an dafür förder­

liche Lernprozesse besondere Anforderun­

gen gestellt werden. 3 Insofern läßt sich auf 

dem aktuellen Stand der Diskussion der be-

rufliehen Umweltbildung sagen, daß ein 

Konsens darüber besteht , daß sie in hohem 

Maße methoden- und damit auch mediensen­

sibel ist. 4 

Dabei ist unter methodensensibel zu verste­

hen , daß immer wo es möglich ist , teilneh­

merzentrierte und lernaktivierende Ansätze 

mit dem Ermitteln von realen Gestaltungs­

und Handlungsspielräumen im Berufsalltag 

den Vorzug vor passivierenden und fachsy­

stematisch orientierten wissensvermittelnden 

Methoden erhalten müssen. Entsprechend 

meint mediensensibel , daß soweit als mög­

lich mit Leitfragen und Problemstellungen 

eine Motivation geschaffen werden sollte, 

um den Bezug des eigenen Berufs- und Ar­

beitshandelns zur Umweltproblematik her­

zustellen. Umweltrelevantes Wissen darf al­

so zunächst nur so weit vermittelt werden, 

als es direkt zum Aufbau beruflicher Hand­

lungsfahigkeit beitragen kann. Es sollte 

durchgängig nach Gestaltungsprinzipien ge­

sucht werden, die über den Bereich der 

Kenntnisvermittlung hinausgehen und kom­

plexeren Ansprüchen der beruflichen Um­

weltbildung gerecht werden. 5 

Das verlangt bei der Medienerstellung für 

die berufliche Umweltbildung 

• eine besonders kritische Selektion in Fra­

ge kommender Inhalte 

• eine Konzentration auf die Identifizierung 

umweltrelevanter Handlungsalternativen ge­

genüber den gewohnten - vor einem zu en­

gen vorökologischen Hintergrund entwickel­

ten - beruflichen Handlungskompetenzen, 

um diese dadurch zu erweitern . 
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Besonderheiten der 
Ausbildung im Handwerk 

Bei der Entwicklung von Medien zur berufli­

chen Umweltbildung im Handwerk müssen 

weitere Überlegungen einbezogen werden, 

die auf die Besonderheit der Ausbildung des 

Handwerks zurückzuführen sind. Das hand­

werkliche Lernen als "authentisches Ler­

nen" 6 brauchte ursprünglich keine Medien. 

Jahrhundertelang hat sich dieses Lernen im 

ganzheitlichen sozialen Kontext der Hand­

werkerfamilien und der Zünfte entwickelt. 

Der Lehrling lernte dabei durch Miterleben, 

durch Zuschauen und "Stehlen mit den Au­

gen" bei der Mitarbeit an handwerklichen 

Aufträgen. Demgegenüber wurden Ausbil­

dungsmittel - oder im weiteren Verständnis 

Medien zur beruflichen Bildung - erst im 

Zusammenhang mit der Entwicklung von 

Lehrgängen, d. h. der sequentiellen Methode 

der beruflichen Bildung, erarbeitet. Die 

Komplexität der arbeitsteiligen industriellen 

Produktion war für die unmittelbare Verbin­

dung von Lernen und Arbeiten nicht mehr 

geeignet, so daß in Lehrgängen abgetrennt 

von den Zwängen der Produktion die not­

wendigen Arbeitstechniken systematisch er­

lernt werden sollten, um dann später in der 

Produktion angewendet zu werden. Die all­

gemeinen Funktionen von Medien oder Aus­

bildungsmitteln, wie z. B. die Veranschauli­

chung, die Bereitstellung von notwendigen 

Informationen und Kenntnissen , die Hilfe 

bei der Ordnung und Strukturierung des 

Tuns sowie ihre vereinheitlichenden Wirkun­

gen, kommen beim Lehrgangslernen beson­

ders zum Tragen und bewirkten eine Quali­

tätsverbesserung der Ausbildung im breiten 

Maßstab. Eine Übertragung dieser positiven 

Medienfunktion durch spezielle lehrgangs­

strukturierte Medienentwicklungen für die 

betriebliche Ausbildung im Handwerk muß 

aber im wesentlichen als gescheitert betrach­

tet werden. 7 

Erfahrungen über den Mediengebrauch in 

der beruflichen Bildung lassen sich darin zu-

sammenfassen, daß die Medienverwendung 

von komplexen Wechselwirkungen zwischen 

Medien, Medienanwendern und Lehr- und 

Lernsituationen abhängig ist. In der betrieb­

lichen Ausbildung des Handwerks sind Aus­

bilder als Anwender und geeignete Lernsi­

tuationen zunächst nicht vorhanden. 

I Funktionen von Medien 
kommen beim 

Lehrgangslernen besonders 
zum Tragen 

Zum einen bilden im Handwerk faktisch 

kaum haupt-oder für die Ausbildung qualifi­

zierte nebenamtliche Ausbilder aus, weil in­

zwischen häufig die Gesellen faktische Aus­

bilder geworden sind, zum anderen sind 

Baustellen und das Arbeiten bei wechselnden 

Kundenaufträgen denkbar schlechte Mög­

lichkeiten für eine Verwendung klassischer 

Medienformen. Nur in der überbetrieblichen 

Unterweisung, die im Handwerk eine zuneh­

mende Bedeutung hat, weil sie Defizite der 

spezialisierten Kleinbetriebe im berufspäd­

agogischen und technologischen Bereich in 

der Ausbildung kompensieren soll, treffen 

Medienangebote (Lehrgänge, Übungsreihen, 

AV-Medien etc.) auf Ausbilder und passende 

Lehr- /Lernsituationen. Da die überbetrieb­

liche Ausbildungjedoch einen Sonderfall der 

betrieblichen Ausbildung des Handwerks 

darstellt und durch gesetzliche und andere 

curriculare Vorgaben weitgehend geprägt ist, 

scheint dort für neuere Ansätze der beruf­

lichen Umweltbildung bisher noch nicht der 

geeignete Ort zu sein. 

Obwohl im Handwerk die Möglichkeiten des 

Medieneinsatzes in der betrieblichen Ausbil­

dung als schwierig einzuschätzen sind, ist 

der beträchtliche Aufwand des Bundesinsti­

tuts für Berufsbildung dennoch, für das 

Handwerk Medien, Ausbildungsmittel oder 

Umsetzungshilfen zu entwickeln, unver­

zichtbar. Unbestritten erleichtern Medien 

auch im Handwerk den Erwerb komplexer 

Qualifikationen, die ohne sie im normalen 

Arbeitshandeln nur schwer oder gar nicht er­

worben werden können. Ein neuer und inno­

vativer Bereich wie die berufliche Umwelt­

bildung, der scheinbar quer zu den bisheri­

gen betrieblichen Werten wie Effektivität 

und Leistung steht, braucht Medien oder 

Umsetzungshilfen, die, auch wenn das 

Adressaten- und Lernsituationsfeld noch un­

genügend aufgeschlüsselt ist , erst einmal 

diese Lerninhalte aufschlüsseln und zugäng­

lich machen. Wie sich solche Medienent­

wicklungen dann tatsächlich verändernd in 

bezug auf ein verbessertes und verbreitetes 

umweltgerechtes berufliches Handeln in ver­

schiedenen Bereichen und Lernorten des 

Handwerks auswirken, muß der weiteren 

Forschungs- und Entwicklungsarbeit als of­

fene Frage überlassen werden. 

Zur Vorgehensweise 
beim Entwickeln der Leittexte 
"Bodenbelagarbeiten" 

Bei der Entwicklung von aufgabenbezogenen 

Leittexten für alle mit Bodenbelagarbeiten 

befaßten Handwerksberufe8, das sind u. a. 

Berufe wie Parkettleger, Maler und Lackie­

rer, Raumausstatter, Estrichleger stand die 

Erkenntnis im Vordergrund, daß sich bei die­

sen Berufsgruppen das Lernen als auftrags­

orientiertes Lernen bei der Mitarbeit im 

Kundenauftrag vollzieht. Der Beitrag eines 

Mediums zur Stützung des auftragsorientier­

ten Lernens mußte demnach in der Entwick­

lung eines auftragsbezogenen Leittextes lie­

gen, in dem alle Phasen einer Auftragsbear­

beitung von der Kundenberatung über die 

Auftragsplanung, über die Materialbestel­

lung bis hin zur Terminierung der Durchfüh­

rung und der Übergabe sowie der nachträgli­

chen Kalkulation als strukturierende Schritte 

beinhaltet sind. Auf diese Aspekte soll hier 

nicht tiefer eingegangen werden. Nur der 

spezifische Beitrag des Mediums zur beruf-
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Iichen Umweltbildung soll im folgenden 

näher erläutert werden: 

Im Kern unserer Überlegungen bei der Ent­

wicklung eines Leittextes zur "umwelt- und 

gesundheitsbewußten Fußbodentechnik" 

stand zunächst eine Sicht des Kundenauf­

trags als vernetzter umweltrelevanter Ent­

scheidungssituation, bei der Fußbodentech­

nik, Warenkunde und Umweltwissen im so­

zialen Kontext der Kundenberatung mitein­

ander verbunden werden müssen. Im weite­

ren ging es um die Ermittlung umweltrele­

vanter Kenntnisse, die zum Aufbau berufli­

cher umweltbezogener Handlungsfahigkeit 

beitragen. Um hier nicht in die Falle bloßer 

Kenntnisvermittlung ohne Handlungsbezüge 

zu tappen, wurden folgende Prüfkriterien als 

maßgeblich angesehen: 

• Wie und wo läßt sich umweltbewußtes 

berufliches Handeln im Bereich der Baden­

belagarbeiten von normalem beruflichen 

Handeln unterscheiden? 

• In welchen Phasen eines Kundenauftrages 

bei Bodenbelagarbeiten liegen Spielräume 

für ein anderes, umweltgerechteres Arbeits­

handeln? 

• Wie kann die umweltbezogene Beratungs­

kompetenz gesteigert werden? 

Dahinter steckt die Überlegung: Läßt sich 

umweltgerechtes berufliches Handeln von ei­

nem normalen den Fachregeln entsprechen­

den beruflichen Handeln nicht unterschei­

den, so ist berufliche Umweltbildung in der 

Tat kaum mehr als ein neuer " ideologischer 

Ballast". Die Analyse der Umweltbezüge bei 

Bodenbelagarbeiten ließ situative, stoffliche 

und in den Arbeitsverfahren begründete Be­

züge des Arbeitshandeins zum Umwelt­

schutz erkennen. 

Auf der Hand lagen zunächst die Bezüge 

zum Umweltschutz im Bereich der Arbeitssi­

cherheit, weil der Bodenleger mit höchst ge­

fahrlichen chemischen Substanzen hantieren 

muß. 9 So ist bei den Arbeiten mit Klebstof-

fen, mit Spachtel- und Ausgleichsmassen 

und anderen Materialien die Kenntnis des 

richtigen Umgehens mit diesen unter Um­

ständen gefahrlichen, weil gesundheitsschäd­

lichen und umweltbelastenden Werkstoffen 

ein notwendiger Grundbestandteil berufli­

cher Umweltbildung. Dieser macht zunächst 

ein Vermitteln des Verständnisses und der 

Umsetzung von Gefahrensymbolen, Verar­

beitungshinweisen und technischen Merk­

blättern ins Arbeitshandeln erforderlich und 

ist in einem Leittext zur Arbeitssicherheit 

ausführlich dargestellt. Berufliche Umwelt­

bildung darf sich jedoch mit der Vermittlung 

des " richtigen" Umgangs mit umweltschäd­

lichen und gesundheitsgefahrdenden Mate­

rialien nicht begnügen. 

Sie muß Entscheidungsspielräume aufzei­

gen, wo nicht das fachgerechte Arbeiten mit 

gefahrliehen Werk- und Hilfsstoffen unter 

Einhaltung der Arbeitssicherheitsbestimmun­

gen und Verwendung der persönlichen Schutz­

ausrüstung als einzige Handlungsalternative 

bestehen bleibt, sondern der Ersatz des ge­

fahrlichen gesundheitsschädlichen Materials 

durch ein anderes unbedenklicheres Material 

diskutiert werden kann. Mit einem bloßen 

reaktiven und Kenntnis vermittelnden Einge­

hen auf die Kleberproblematik bei Bodenbe­

lagarbeiten ist es z. B. nicht getan, denn 

grundsätzlich sollte es möglichst oft um die 

Ersetzung gefahrlicher Iösemittelhaitiger Kleb­

stoffe gehen. 

Von daher wurden alle Phasen des Kunden­

auftrags von der Bauaufnahme über das be­

ratende Kundengespräch , über die Entschei­

dung der zu wählenden Bodenbelagsmateria­

lien über die Entscheidung der zu entsorgen­

den Altbeläge und Unterböden bis hin zur 

Durchführung der Maßnahmen (einschließ­

lich der Klebstoffe) sowie Überlegung zur 

Haltbarkeit des Materials und zu seiner Pflege 

- auch die kann umweltbedenklich sein -

unter Umweltgesichtspunkten kritisch durch­

leuchtet , um Entscheidungsspielräume zu 

identifizieren (vgl. Abbildung 1) . 
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Abbildung 1: Umweltrelevante Phasen der 
Auftragsdurchführung 

1+-

Kundenberatung 
Auftragsbesprechung 

1 Auftragsannahme 

Materialauswahl 

.... 
fach3,erechte Entsorgung 

es alten Bela;rs 
(einschl. Klebsto - und 

anderer Schichten) .... 
fachgerechte Vorbereitung 

des Unterbodens 

.... 
Verlegung und Verarbeitung 

des gewählten Belages 
(z.B. Klebstoffe, etc.) 

Pflegeanleitung 
(Wahl der Reinigungs­

und Pflegemittel) 

Aus dem Auftragsablauf-Diagrammwird er­

arbeitet, daß im Kern die Kundenberatung 

steht, daß aber auch die fünf Phasen einer 

Auftragsdurchführung zu Entscheidungen 

aufgrund von Umweltbedenken führen kön­

nen. Wenn ein abgenutzter Textilbelag mit 

Schaumstoffrückseite wegen altersbedingter 

Pulverisierung dieser Rückseite aufwendig 

entsorgt (gesundheitsgefahrliche Staubent­

wicklung) und als Sondermüll behandelt 

werden muß, so kann das auch auf die neue 

Belagsauswahl zurückwirken. Zwischenla­

gen und Unterböden können Formaldehyd 

oder andere gesundheitsgefahrdende Inhalts­

stoffe enthalten, wie ist dann zu verfahren? 



Schreibt z. B. ein Materialhersteller eines in 

Frage kommenden Bodenbelagsmaterials ei­

nen bestimmten Klebstoff zur Verarbeitung 

vor, der aufgrundseiner Bestandteile als pro­

blematisch gilt, so kann das dazu führen , daß 

aus diesem Gesichtspunkt ein anderes Mate­

rial gewählt werden sollte (bzw. dem Kunden 

vorgeschlagen werden müßte). Ebenso ist es, 

wenn sich aus der Pflegeanleitung eines Be­

lagsherstellers ergibt, daß das vorgeschlage­

ne Pflegemittel umweltbedenklich ist. Auch 

das kann zu einer Revision bei der Belags­

auswahlentscheidung führen, die durch die 

Pfeile im Diagramm veranschaulicht wer­

den. Ziel bei der Identifizierung von umwelt­

relevanten Phasen bei der Durchführung von 

konkreten Kundenaufträgen war die Vermitt­

lung der Einsicht, daß der umweltbewußte 

Bodenleger in seiner Kundenberatung alle 

fünf Bereiche seines bodenlegerischen Han­

deins im voraus mitbedenken muß, um so 

mit den Kunden zu einer umweltgerechten 

Lösung des jeweiligen Fußbodenproblems zu 

gelangen. 

Die umweltbewußte Kunden­
beratung als zentrale Situation 

Die Berücksichtigung der Umweltaspekte in 

einer umfassenden Kundenberatung ist bei 

der Entwicklung einer umweltbezogenen be­

ruflichen Handlungskompetenz im Bereich 

der Bodenbelagarbeiten von zentraler Be­

deutung. Entsprechend wurde in der Leitfra­

ge "Wie kann der Umweltschutzaspekt in der 

Kundenberatung berücksichtigt werden?" 

ein komplexes Beziehungsgeflecht der Kun­

denberatung einschließlich ihrer Umwelt­

und Sozialbezüge dargestellt. Es war zwar 

klar, daß in der Hierarchie der handwerkli­

chen Auftragsabwicklung die Kundenbera­

tung nicht zu den Aufgaben der die Belagsar­

beiten durchführenden Gesellen gehört, den­

noch war im Sinne eines umfassenden Lern­

konzeptes des auftragsorientierten Lernens 

im Handwerk 10 notwendig, die umweltbezo­

genen Handlungsdimensionen dieser zentra-

Jen Beratungs- und Entscheidungssituation 

transparent zu machen. Hinter dem Konzept 

stand die Überzeugung: "Auch wenn die 

Kundenberatung und die Entscheidung über 

die Auftragsannahme ,Meistersache' ist, so 

sollte sie doch von allen mit den Belagsarbei­

ten befaßten Handwerkern als komplexe so­

ziale Situation mit Umweltbezug zumindest 

in den Grundzügen verstanden werden." Nur 

durch eine vorausschauende und über die un­

mittelbaren Qualifikationserfordernisse hin­

ausgehende umweltbezogene Qualifizie­

rungsstrategie, also durch ein Ausweiten der 

subjektiven Handlungsmöglichkeiten, kann 

eine allmähliche Erweiterung der objektiven 

Handlungsspielräume für berufliches Um­

welthandeln bewirkt werden. 

Die umfassende Beratungssituation mündet 

in der Entscheidung, bei der die Auswahl des 

Bodenbelages getroffen wird. Einem günsti­

gen Preis-Leistungsverhältnis und anderen 

Vorstellungen beim Kunden (Verbraucher) 

werden hierbei die Umweltaspekte im Sinne 

des produktlinienanalytischen Denkens ide­

altypisch gegenübergestellt. Bei der Produkt­

linienanalyse wird der Lebenslauf eines Pro­

dukts von den Rohstoffen, ihrer Gewinnung 

und Verarbeitung, ihrem Gebrauch und der 

Haltbarkeit bis zur Entsorgung oder dem 

Recycling unter energetischen und ökologi­

schen Aspekten diskutiert. 11 

Mit weiteren Leitfragen und mit Informa­

tionsfragen wurde auf Problemzusammen­

hänge eingegangen, die für umweltgerechtes 

berufliches Handeln in allen mit Bodenbelag­

arbeit befaßten Berufen bedeutsam sind: 

1. Welche Fragen spielen bei der Auswahl 

des Bodenbelages eine Rolle? 

Hierzu wurde ein Leitfaden für das Führen 

eines Beratungsgespräches entwickelt, der 

die Sozialverträglichkeit und die umfassende 

Abbildung 2: Strukturen objektiver Handlungsspielräume für berufliches Umwelthandeln 
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Abbildung 3: Wie kann der Umweltschutz bei der Auswahl des Bodenbelages mitbedacht 
werden? 
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Als zentraler Punkt in der Kundenberatung wird 
sich immer die Auswahl des Belagmaterials dar­
stellen. Entsprechend muß der umweltbewußte 
Bodenleger in diesem Punkt auch am besten 
informiert sein. Da ihm für die Ausführung einer 
Bodenbelagarbeit oft verschiedene Belagmate­
rialien zur Verfügung stehen, muß er seine Aus­
wahlentscheidung so qualifiziert wie möglich 
treffen. Dazu ist es zunächst unabdingbar, daß 
er sich einen breiten überblick über das 
Materialangebot verschaffen kann, und daß er 
auch Kenntnis über die jeweilige Umweltverträglich­
keit oder Bedenklichkeit des Materials bei seiner 

Beratungs- und Informationspflicht des Bo­

denlegers unter Umwelt- und Gesundheits­

aspekten berücksichtigt. Unter sozialer Ver­

träglichkeit einer umweltgerechten Lösung 

wird ein Abwägen zwischen dem finanziellen 

Leistungsvermögen des Kunden , seinen spe-

Herstellung, bei seiner Verarbeitung, bei seiner 
Nutzung (Lebensdauer) hat und bei seiner Ent­
sorgung kritisch abwägen muß. 

Das Preis-Leistungsverhältnis, mit dem man im 
Normalfall Materialien gegeneinander bewertet, 
muß nun ergänzt werden um eine ökologische 
Bewertung. Ein Verfahren der ökologischen 
Bewertung von allen möglichen Materialien -
und damit auch von Bodenbelagsstoffen- stel lt 
die sogenannte "Produktlinienanalyse" dar. 

zifischen Ansprüchen und der Umweltbe­

wertung des Belagsmaterials verstanden. 

2. Was ist eine Produktlinienanalyse? 

Für die Bewertung von Materialien spielt das 

produktlinienanalytische Denken eine große 
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Rolle. Es wurde versucht, in sehr einfacher 

Form mit Illustration das Denken der Pro­

duktlinienanalyse, nämlich das Produkt von 

seiner "Wiege" über den Gebrauch bis zur 

"Bahre" zur verfolgen, kurz und plastisch 

vorzustellen. 

3. Stellt der Griff zu natürlichen Boden­

belägen eine Lösung des Umweltdilemmas 

dar? 

Mit dieser Frage wird auf die aktuelle Dis­

kussion um sog. naturnahe Bodenbeläge ein­

gegangen, bei der der aufgeklärte Kunde bis­

her im handwerklichen Bodenleger keinen 

ausreichend kompetenten Gesprächspartner 

findet. Daß die Chemie auch in sog. naturna­

hen Bodenbelägen eine Rolle spielt, sei nur 

durch Hinweise auf mögliche Pestizid- und 

Insektizid-Rückstände in Sisal-, Hanf- und 

Wollbelägen angedeutet. 

Die Gesundheitsproblematik der Bodenbelä­

ge durch Geruchs- und allergische Belästi­

gungen wurde durch eine weitere Checkliste 

zur Beratung zugänglich gemacht. Drei Fall­

beispiele für die Kundenberatung in der Pra­

xis stellen reale Beispiele für Handlungs­

möglichkeiten in der Kundenberatung dar: 

So wurde z. B. einem wegen der PVC-De­

batte verunsicherten Kunden , der dennoch 

PVC für seine Bodenbelagsansprüche für die 

günstigste Möglichkeit hielt, mit Linoleum 

eine vertretbare Alternative vorgestellt. 

Am problematischsten war dann bei der Er­

stellung der umweltbezogenen Materialkun­

de die Diskussion konkreter Belagsmateria­

lien unter Umweltgesichtspunkten und die 

Erstellung bewertender Tabellen. Die hinzu­

gezogenen Experten sträubten sich, bestimm­

te Belagsmaterialien oder bestimmte Kleb­

stoffe allzu negativ wertend zu beschreiben. 

Dies galt im besonderen Maße für das Bo­

denbelagsmaterial PVC. 12 Dennoch spricht 

einiges für die Annahme, daß mit solchen 

Tabellen, ähnlich wie die Bewertungen der 

"Stiftung Warentest", immerhin eine Hilfe 

bei der Entscheidung zwischen Materialien 

gegeben werden kann. 



Der Wert solcher Tabellen und auch der sich 

daran anschließenden umweltbezogenen Ma­

terialkunde, in der alle wesentlichen Boden­

belagsmaterialien sowie der Materialien für 

Unterböden und Unterlagen unter Umwelt­

gesichtspunkten im Sinne einer produktlinien­

analytischen Bewertung ausführlicher disku­

tiert werden, liegt in der Kompetenzsteige­

rung bei der umweltgerechten Beratung des 

Kunden. Der wichtigste Lernprozeß in dem 

Bereich der Materialkunde besteht darin, ein 

Material eben nicht als gut oder schlecht 

oder "öko" oder "nicht öko" zu bewerten, 

sondern im Dschungel der Ökoinformatio­

nen neue Schlagzeilen, wie z. B. PVC sei der 

beste Umweltbelag, weil haltbar und voll re­

cyclefähig, durch das Wissen um die inhomo­

gene Zusammensetzung von PVC-Böden 

und die tatsächliche Recyclingquote, die bei 

Null liegt, zu relativieren. 

Integrierte Behandlung 
der Umweltaspekte 

Nicht nur in dem ZentralleiHext über 

"umwelt- und gesundheitsbewußte Fußbo­

dentechnik", sondern auch in den konkreten 

Leittexten zu den Arbeitsaufgaben, ist der 

Umweltaspekt durchgängig integriert. Im 

Leittext "Klebstoffe und -techniken für ela­

stische/textile Bodenbeläge" wird zur Leit­

frage "Welche Klebstoffe werden für welche 

Bodenbelagsmaterialien eingesetzt?" folgen­

de Wertungskategorien vorgestellt: 

+ üblicherweise geeignet 

( +) unter Umständen geeignet 

überlieherweise nicht geeignet 

geeignet, aber gefährlich und nicht um­

weltfreundlich 

(!) geeignet, aber nicht umweltfreundlich. 

Das berufliche Alltagshandeln der Bodenle­

ger ist davon geprägt, daß viel zu häufig ge­

dankenlos mit Iösemittelhaitigen Klebstoffen 

gearbeitet wird, wo ohne Qualitätseinbußen 

umweltfreundlichere Dispersionsklebstoffe 

verwendet werden könnten. Gerade bei den 

Klebeverfahren wird daher die technische 

Eignung aufgrund der Funktionalität durch­

gängig mit den Umwelt- und Gesundheits­

aspekten integriert dargestellt. 

Im Zusammenhang mit dem in den Leittexten 

zur Arbeitssicherheit und zu der umweltbe­

wußten Fußbodentechnik entwickelten Ver­

ständnis der Lösemittelproblematik gewinnt 

die Grafik ihre erkenntnisleitende Funktion. 

Die Umweltlinie setzt sich fort mit den Be­

schreibungen der einseitigen und zweiseiti­

gen Klebeverfahren. Bei der einseitigen Kle­

betechnik werden lösemittelhaltige feuerge­

fährliche Kunstharz-Klebstoffe deutlich als 

Abbildung 4: Lösemittelanteile in Klebstoffen 

Kunstkautschuk­
Lösemittelklebstoffe 

Lösemittel 
70% bis 75% 

Bindemittel 
22% bis 28% 

Füllstoffe 

Lösemittel: Toluol, Benzin, 
Etylacetat, Ketone usw. 

Kunstharz­
Lösemittelklebstoffe 

Lösemittel 
15% bis 20% 

Bindemittel 
23% bis 28% 

Füllstoffe 

Lösemittel: Methanol, Toluol, 
Benzin, Metylacetat usw. 

"gesundheitliches und sicherheitstechni­

sches" Risiko gekennzeichnet, die im Regel­

fall durch unbedenklichere wäßrige Kunst­

harz-Dispersionsklebstoffe ersetzt werden 

können. Bei dem zweiseitigen (Kontakt-)Kle­

beverfahren wird auf die Feuer- und Explo­

sionsgefährlichkeit der Kunstkautschuk-Kon­

takt-Klebstoffe hingewiesen, die ein Bündel 

besonderer Sicherheitsmaßnahmen erforder­

lich machen, sowie auf die in der Entwick­

lung befindlichen alternativen Klebstoffar­

ten. 

Diese Beispiele aus den "Bodenbelagsarbei­

ten" sollten zeigen, wie in einem konkreten 

Kunstharz­
Dispersionsklebstoffe 

Wasser 
Lösemittel 15% bis 20% 
3% bis 7% Bindemittel 

.--------.L 

Lösemittel: Toluol, Xylol, 
Methanol, Ester usw. 

lösemittelfreie Kunstharz­
Dispersionsklebstoffe 

Füllstoffe 
ca. 30% 

25% bis45% 

Wasser Bindemittel 
ca. 50% 
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Peter Dehnbostel, Oskar Hecker 

NEUE TECHNOLOGJEN UND BERUFLICHE 
BILDUNG 

MODELLHAFTE ENTWICKLUNGEN UND 
THEORETISCHE ERKENNTNISSE 

BERICHTE ZUR BERUFLICHEN BILDUNG , HEFT 151 
Berlin, 1992, 272 Seiten, 25,00 DM; 
ISBN 3-88555-503-4 

ität und i 
Betriebe können heutenicht mehr allein ' 
technische Innovationen und veränderte 
organisation befördert werden - von gleich­
großer Bedeutung ist die Qualifikation der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 
Die Studie dokumentiert Beiträge, die im 
Rahmen des BIBB-Forschungsprojekts "Neue 
Techno logien und berufliche Bildung- Ergebnisse 
und Perspektiven aus Modellversuchen" entstan­
den sind. Im ersten Teil werden die Qualifikations­
und Technologieannahmen untersucht, der 
zweite Teil hat u.a. didaktische Ansätze, 
B.ildungspersonal, Verbindung von Aus- und 
Weiterbildung sowie den Transfer 
Versuchsergebnissen zum Thema. 

Sie erhalten diese Veröffentlichungen beim 
Bundesinstitut für Berufsbildung -K3Nertrieb 
Fehrbelliner Platz 3 
1000 Berl in 31 
Telefon : 030-86 43-25 20/25 16 
Te lefax: 030-86 43-26 07 

beruflichen Handlungsfeld des Handwerks 

Medien bzw. Ausbildungsmittel umweltge­

rechtes berufliches Handeln identifizieren 

und verstärken könnten. 

Kritische Schlußbemerkung 

Die Bodenbelagsarbeiten mit ihren Leittex­

ten sind in einem Medienprojekt entstanden, 

welches keine gezielte lmplementationsstra­

tegie beinhaltete. Ohne aufwendige Imple­

mentationsbemühungen ist kaum zu erwar­

ten, daß die Ausbildungswirklichkeit im 

breiten Maßstabe durch die Anwendung des 

Mediums verändert wird. Der möglichen 

Kritik, daß der entwickelte Leittext zur 

umwelt- und gesundheitsbewußten Fußbo­

dentechnik im Unterschied zu den Medien­

paketen für den Umweltschutz in den Berufs­

feldern Metall- und Elektrotechnik (vgl. 

Anm. 1) keinen eindeutigen Adressatenbezug 

hat, daß eine mögliche Differenzierung etwa 

in Anleitungen für die Hand des Ausbilders 

oder in Arbeitsblättern und Erkundungsvor­

schlägen für den Auszubildenden weitgehend 

unterblieb, läßt sich aber entgegnen, daß ein 

unspezifischer Adressatenbezug angesichts 

der unstrukturierten Lernsituationen in den 

betroffenen Handwerksbereichen auch von 

Vorteil sein kann. 
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Nachrichten 
KdBerichte 

Weiterbildung und 
Integration von 
Langzeitarbeitslosen 
Erfahrungsbericht 
zweijähriger Arbeit in 
Husum/Nordsee 

Claus Olsen 

Seit 1990 laufen praxisorientierte 
Kurse für Langzeitarbeitslose in 
Husum. Im folgenden Beitrag wer­
den die Ergebnisse präsentiert und 
im übergeordneten Rahmen disku­
tiert. Der Erfahrungsbericht zeigt, 
daß auch schwerstvermittelbare 
Langzeitarbeitslose auf dem ersten 
Arbeitsmarkt eine Chance haben 
können, wenn sie gezielt an Be­
triebsabläufe herangeführt und 
ausreichend betreut werden. 

Husum, die graue Stadt am Meer, ist in der 

alten Bundesrepublik in den Achtzigern ein 

arbeitsmarktpolitisches Sorgenkind gewe­

sen. Im Verwaltungssitz des nördlichsten 

Landkreises Nordfriesland herrschte lange 

Zeit eine Arbeitslosigkeit, die weit über dem 

Bundesdurchschnitt lag. Die Massenarbeits­

losigkeit machte sich hier besonders 

schmerzlich bemerkbar. Zeitweilig war jeder 

fünfte Nordfriese arbeitslos. 

Seit dem Ende des letzten Jahrzehnts und be­

sonders nach der Vereinigung stellt sich die 

Beschäftigungslage wieder positiver dar. 

In dieser verbesserten Arbeitsmarktlage ent­

schieden sich die Verantwortlichen des Ar­

beitsamtes Husum im März 1990, eine pra­

xisorientierte Weiterbildung für den "harten 

Kern" 1 der Langzeitarbeitslosen anzubieten. 

Das Prinzip der stellenorientierten Besten­

vermittlung2 hatte auch in dieser "struktur­

schwachen Region" 3 zur Negativauswahl 

von Arbeitslosen mit Risikofaktoren, wie 

z. B. Schwerbehinderung, höheres Alter 

oder Alkoholprobleme, geführt. 4 Trotz einer 

ansteigenden Arbeitskräftenachfrage konnten 

einige Arbeitslose mit langer Verweildauer 

ohne besondere Hilfestellung kaum noch 

vermittelt werden. 5 Deshalb wurde das ar­

beitsmarktpolitische Institut der schleswig­

holsteinischen Unternehmensverbände mit 

Auftragsmaßnahmen von jeweils acht Mona­

ten Dauer beauftragt. Dieses arbeitgeberna­

he Institut verfügte bereits im Rahmen der 

"Qualifizierungsoffensive" über längerfristi­

ge Erfahrungen auf diesem Gebiet und führte 

an anderen Orten im nördlichen Bundesland 

ähnliche Kurse durch. 

Konzeption 

Die Wiedereingliederung der Interessenten 

erfolgte in Zusammenarbeit mit Betrieben 

der Region. Die Hoffnung dabei war, daß die 

Teilnehmer sich über Praktika6 am "Lern­

ort Betrieb" 7 bewähren könnten , um entwe­

der in betriebliche Umschulungen oder in 

Beschäftigungsverhältnisse einzumünden. 8 

Lohnkostenzuschüsse der Bundesanstalt für 

Arbeit sollten die zu erwartenden Minderlei­

stungen ausgleichen. 

Im begleitenden Seminarunterricht sollten 

die individuellen und sozialen Kompetenzen 

der Zielgruppe entwickelt werden9, um 

durch eine Stabilisierung der Persönlichkeit 

die berufliche und betriebliche Sozialisation 

zu fOrdern. 10 

Für die acht Monate dauernden Kurse galt 

das "Mentorenprinzip" 11
, d. h., es war ein 

Lehrgangsleiter für die Organisation, den 

Ablauf und die Betreuung der 20 Teilnehmer 

zuständig. Vorangeschaltet war ein Vorlauf 

von vier Wochen. Dabei wurde eine erste 

vorsichtige Einschätzung der Vermittlungs­

aussichten vorgenommen, um schon vor Be­

ginn der Maßnahme gemeinsam mit den 

Teilnehmern eine Berufswegplanung zu er­

örtern. 

Im Anschluß an die Erstgespräche traten die 

Lehrgangsleiter an Betriebe heran, um Prak­

tika einzuwerben. 

Die Betriebe 

Der Bildungsträger nahm in den letzten 

zweieinhalb Jahren zu 260 Betrieben im Ein­

zugsgebiet von Husum Kontakt auf, um sie 

für das Projekt zu gewinnen. Die meisten 

waren kleinere Unternehmen mit nicht mehr 

als 50 Mitarbeitern. Die angesprochenen 

Unternehmen waren fast ausnahmslos sofort 

bereit, mitzumachen, indem sie für die Teil­

nehmer Praktikumsplätze zur Verfügung 

stellten. In zwei Jahren wurden bei rund 120 

Betrieben Praktikumsplätze belegt. Damit 

standen mehr Praktikumsplätze zur Verfü­

gung als Teilnehmer nachfragten. 

Die Lehrgangsleiter suchten die Betriebe 

auf, um in Vorgesprächen den Bedarf zu er­

mitteln. Denn es bestand nur eine Chance 

auf Wiedereingliederung, wenn die Qualifi­

kationen der Interessenten dem Anforde­

rungsniveau der Betriebe nahekamen. 12 

Deshalb wurden bei diesem Erstkontakt ge­

meinsam mit den Verantwortlichen Stellen­

beschreibungen für die zu besetzenden Prak­

tikumsstellen erarbeitet. Die daraus ent­

wickelten Anforderungsprofile hielten die 

Zielsetzung des Praktikums, die Lernziele 

für die Praktikanten und den Aufgabenkata­

log der Tätigkeiten fest. 
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Die Teilnehmer 

Für vier Kurse wurden insgesamt mit 94 In­

teressenten Vorgespräche geführt. 13 An den 

bis zum Sommer 1992 beendeten Projekten 

haben sich dann 81 Personen beteiligt. Für 

viele war der Kurs die erste Chance nach 

jahrelanger Arbeitslosigkeit, wieder auf dem 

Arbeitsmarkt Fuß zu fassen . 

Bei diesem Personenkreis schwer(st) vermit­

telbarer Arbeitsloser ergaben sich strukturel­

le Vermittlungshemmnisse 14
: 

• Verschüttete Bildungsvoraussetzungen we­

gen mißglückter Schul- und Ausbildungskar­

rieren und fehlender Weiterbildung außerhalb 

der Arbeitswelt. 

• Mangelnde Schlüsselqualifikationen im 

Persönlichkeitsbereich und Einbußen an so­

zialen Qualifikationen. 

• Private Probleme und schwierige Lebens­

umstände. 

• Geringe räumliche Mobilität im ländli­

chen Raum. 

• Fehlende Motivation wegen Mißerfolgen 

bei Bewerbungen. 

Für die Frauen kamen noch weitere Benach­

teiligungen hinzu, wenn sie nach einer länge­

ren Unterbrechung der Erwerbstätigkeit 

durch eine überwiegende Hausfrauentätig­

keit wieder in ihren Beruf zurückkehren 

wollten. Sie waren zumeist doppelt belastet. 

Besonders die Teilnehmerinnen mit kleinen 

Kindern mußten die veränderten zeitlichen 

und organisatorischen Abläufe im Familien­

leben regeln und für ihre Kinder Betreuungs­

personen finden, zumal nicht immer Kinder­

gartenplätze zur Verfügung standen. Außer­

dem waren sie durch ihre familiären Ver­

pflichtungen noch weniger mobil als die 

Männer. 

Zu diesen generellen Schwierigkeiten wur­

den dann im Verlauf der Kurse noch weitere 

individuelle Vermittlungshemmnisse deut­

lich . 

Abbildung 1: Dauer der Arbeitslosigkeit* nach Jahren 
*)berechnet nach dem letzten Arbeitsplatz- ohne Fortbildung und Umschulung 

Der Unterricht 

In den ersten sechs Wochen des Kurses und 

jeweils eine Woche zwischen den Praktika 

wurden Unterrichtsblöcke angeboten. Wäh­

rend der Praktika fanden jeweils an einem 

Tag in der Woche noch Seminare zu unter­

schiedlichen Themen statt. 

Bei der Umsetzung der Bildungsziele muß­

ten pragmatisch erarbeitete Einzellehrpläne 

statt eines starren Ablaufschemas entwickelt 

werden, zumal die Teilnehmer aus unter­

schiedlichsten Berufen kamen und ungleiche 

Bildungsvoraussetzungen mitbrachten. Ziel 

war die Kombination von "Arbeiten und 

Lernen" gerade für die lernungewohnten 

Teilnehmer. 

Inhaltlich beschäftigten sich die Teilnehmer 

mit Themen wie zum Beispiel Bewerbungs­

training, Kommunikationstraining und allge­

meinbildende Fächer. 

Die Unterrichtsmethoden wurden häufig va­

riiert, wobei sich unstrukturierte Unter­

richtsformen wie z. B. Gruppenunterricht für 

die lernungewohnten Teilnehmer zu Beginn 

als nicht so günstig herausstellte. Zunächst 

mußten immer Anregungen von den Dozen­

ten kommen. 15 

Die Ergebnisse 

Ein erfreulich hoher Anteil der Kursusteil­

nehmer schaffte die Rückkehr ins Berufsle­

ben - trotz der langen Arbeitslosigkeit. Von 

den 94 Interessenten traten 13 die Maßnahme 

nicht an. Weitere 13 Teilnehmer haben aus 

unterschiedlichen Gründen abgebrochen . 

Die verbleibenden 68 Personen haben unge­

fähr zu 50 Prozent eine Arbeit aufgenommen 

und weitere zehn Prozent eine weitere Fort­

bildung oder Umschulung. 

Bei der Befragung der 36 vermittelten Kur­

susbesucher (63 Prozent) der ersten beiden 

Projekte zeigte sich, daß der überwiegende 

Teil , nämlich 39 Prozent , ein Jahr und länger 

nach Ende der Projekte eine Arbeit behalten 

konnten , während rund die Hälfte der ehe­

maligen Teilnehmer noch oder schon wieder 

arbeitslos waren. Nur eine Person war in der 

Zwischenzeit aus dem Kreis fortgezogen . 
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Abbildung 2: Vermittlungshemmnisse der Teilnehmer 

Weiche Drogen 

Bi ____ _ 
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15 
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Keine Ausbildung 
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Einschränkungen 

0 
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(81 Teilnehmer) 

Schlußfolgerungen 
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Die Kurse haben gezeigt, daß das Problem 

Langzeitarbeitslosigkeit im Einzelfall zu lö­

sen ist, wenn Wiedereingliederungsstrate­

gien eng an die Bedürfnisse der Betriebe an­

gelehnt sind. 

Das Hauptgewicht der beruflichen Bildung 

lag bei den vorgestellten Projekten in der be­

trieblichen Praxis. Dabei war die richtige 

Auswahl der Bewerber für die zur Verfügung 

stehenden Praktikumsstellen entscheidend, 

denn die Betriebe legten auf die Gesamter­

scheinung, die berufliche Vergangenheit und 

überzeugendes Auftreten gesteigerten Wert. 16 

Für die überwiegende Mehrzahl der unge­

lernten Kräfte bedeutete das Praktikum die 

Einweisung im erlernten Beruf oder das An­

lernen auf arbeitsplatzbezogene Tätigkeiten. 

Wider Erwarten fanden sich nur vereinzelt 

Interessenten für eine Umschulung. 

18 

15 

23 
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Nach den Erfahrungen, die zum Teil bei den 

Modellversuchen des Bundesinstituts für Be­

rufliche Bildung bei betrieblichen Umschu­

lungen gemacht wurden, war mit einer er­

höhten Abbrecherquote vor allem wegen feh­

lender finanzieller Mittel zu rechnen. 17 Die 

Abbrecherquote war trotzdem mit zwölf Pro­

zent erstaunlich gering. 

Das mag am geringeren Anspruch an die Bil­

dungsbereitschaft der Absolventen liegen, 

aber wohl auch daran, daß viele Langzeitar­

beitslose ihr Heil in einer möglichst zügigen 

Arbeitsaufnahme suchen, statt in eine län­

gerfristige Umschulung zu investieren. Die­

se Haltung war im Einzelfall für eine Berufs­

wegplanung wenig hilfreich, da eine Arbeits­

aufnahme oftmals zu weiteren instabilen 

Beschäftigungsverhältnissen führt. Eine Um­

schulung wäre möglicherweise eine Alterna­

tive gewesen. So läßt sich vermutlich nicht 

vermeiden, daß die mühevoll in geringer 

qualifizierende Berufe vermittelten Absol­

venten in wirtschaftlich schwierigen Zeiten 

wieder arbeitslos werden und dann erneut in­

tegriert werden müssen. Hier könnte mögli­

cherweise eine langfristige Planung der Ar­

beitsberater und eine engere Vernetzung von 

Betrieben und Weiterbildungsträgern helfen. 

Gerade in ländlichen Strukturen ist eine 

Koordinierung der Weiterbildungsaktivitäten 

wichtig. 

Bei den Teilnehmern handelte es sich über­

wiegend um Problemgruppen des Arbeits­

marktes, ihrem Bewerberangebot stand nur 

eine sehr mäßige Nachfrage gegenüber. Des­

halb mußte der Bedarf der Betriebe beson­

ders gründlich analysiert werden, ging es 

doch um das Aufspüren von Nischen. Den 

Unternehmen mußten allerdings entspre­

chende Lohnsubventionen geboten werden, 

um die Minderleistungen aufzufangen . Die 

Lohnkostenzuschüsse der Bundesanstalt für 

Arbeit waren nach unseren Beobachtungen 

sehr hilfreich bei der Vermittlung. 

Wenn die Teilnehmer im Praktikum über­

zeugten, verstanden viele Unternehmen das 

Angebot als neuen Weg der Personalbeschaf­

fung, weil sie die potentiellen Mitarbeiter 

ohne finanzielles Risiko einarbeiten und 

dann anschließend über eine Einstellung ent­

scheiden konnten. 

Bei den Betriebskontakten fehlte ein syste­

matischer Hintergrund und eine Qualifizie­

rungsberatung18 der Unternehmen. Bei einer 

entsprechenden Beratung könnte die innerbe­

triebliche Weiterqualifizierung Ungelernter 

möglicherweise Platz für Kursteilnehmer 

schaffen, die in weniger qualifizierte Tätig­

keiten nachrücken könnten . 19 

Problematisch war die bedarfsgerechte Wei­

terbildung bei den nicht mehr vermittelbaren 

Arbeitslosen. Wie bereits die seit langem 

laufende Modellversuchsreihe des Bundesin­

stituts für Berufsbildung zur Reintegration 

von schwer vermittelbaren Erwachsenen ge­

zeigt hat, ergeben sich Probleme bei der 

Weiterbildung von Langzeitarbeitslosen in 

Klein- und Mittelbetrieben. 20 
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Auch bei den vorgestellten Kursen waren die 

Bemühungen um besonders problematische 

Gruppen in den Praktika eher entmutigend. 

Ein gewisser Prozentsatz der betreuten 

Langzeitarbeitslosen konnte nicht in wenigen 

Monaten auf dem ersten Arbeitsmarkt inte­

griert werden. Den Betrieben war die Quali­

fizierung vielfach nicht zuzumuten, weil sie 

personell auf diesen Personenkreis nicht ein­

gerichtet waren. 

Das führte zu einer Vermeidungsstrategie: 

Sehr schwierige Teilnehmer wurden lieber in 

andere Fortbildungen gegeben oder zur Ar­

beitserprobung im öffentlichen Sektor einge­

setzt. Eine Beobachtung von Arbeitsberatern 

läßt sich somit übertragen : 

Sie geben im allgemeinen keine schwierigen 

Umschüler in Betriebe, damit diese Personen 

dem Arbeitsamt "keine Schande machen". 21 

Um diesem Personenkreis am Rande des Ar­

beitsmarkts zu helfen , sind Anstrengungen in 

Richtung auf Beschäftigungsinitiativen ge­

koppelt mit Übungswerkstätten der richtige 

Weg. 

Anmerkungen: 
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Effizienzsteigerung durch 
interaktives audiovisuell 
unterstütztes Selbstlernen 

Dankwart Heinrich 

Interaktives audiovisuell unter­
stütztes Selbstlernen findet in Be­
trieben und Institutionen eine im­
mer größere Beachtung. Gründe 
hierfür liegen in der Lernmotiva­
tion, im Lernfortschritt, der Lern­
geschwindigkeit, in der Lernpro­
duktivität, im Langzeitbehalten 
und nicht zuletzt in der Kosten-/ 
Nutzenrelation. Der folgende Bei­
trag zeigt die Hintergründe dieser 
Entwicklung auf. 

Hohe Lernermotivation 

Die Grundvoraussetzung jeden erfolgreichen 

Lernens ist eine hohe Motivation des Ler­

ners. Training muß so gestaltet sein, daß es 

Freude macht. Erfahrungen mit audiovisuell 

gestützten Selbstlernsystemen 1 haben ge­

zeigt , daß diese in besonders geeigneter Wei­

se das Lernen positiv beeinflussen. Die hier 

beobachtete hohe Akzeptanz des audiovisuell 

gestützten Selbstlernens findet sich auch in 

den Feststellungen anderer Anwender, da ein 

solches interaktives System 

• durch den Einsatz bewegten Bilds und 

Tons emotional stark anspricht (Selbstlernen 

"menschlicher" macht) , 

• wirklichkeitsnahe Situationen simuliert 

und damit dem Wunsch des erwachsenen 

Lerners nach Praxisnähe entgegenkommt, 

• technische oder komplexe Fragen veran­

schaulicht und leicht faßbar macht. 

Ein Indiz für die hohe Lernermotivation ist 

die Konzentrationsdauer. Dazu hat insbeson­

dere die amerikanische Armee umfangreiche 

Untersuchungen durchgeführt. 2 



So stieg z. B. die Aufmerksamkeitsdauer 

beim interaktiven Selbstlernen gegenüber 

Frontalunterricht um mehr als das Zweiein­

halbfache! 

Interessanterweise ergab eine von der ameri­

kanischen "School for Handicapped Chil­

dren" durchgeführte Untersuchung mit einer 

völlig anderen Zielgruppe, nämlich lernbe­

hinderten Kindern , bei selbstverständlich ab­

weichenden absoluten Werten einen fast glei­

chen Faktor für die Verlängerung der Auf­

merksamkeitsdauer. 3 

Lernfortschritt 

Gleichwohl wurden in der Vergangenheit, 

vorwiegend um Zweifel an der Effizienz der 

neuen Lernform zu überprüfen, häufig kon­

ventionelles Training und bildplattengestütz­

tes Selbstlernen gegenübergestellt. Die Ver­

gleichsuntersuchungen fielen stets sehr zum 

Vorteil der neuen Lernform aus. 

Ursache dieses vergleichsweise "besseren" 

Lernens mit der Lernstation dürfte sein, daß 

• der Lerner selbst aktiv bleibt, 

• der Stoff auf unterschiedliche Art und 

Weise dargeboten wird , 

• der Lerner ständig eine Rückmeldung 

über seine Lernfortschritte bekommt und die 

Eigenkontrolle behält , 

• das Vorwissen des Lerners berücksichtigt 

und ein individueller Lernpfad angelegt 

wird, 

• insbesondere bei technischem Training 

häufig ein unmittelbarer Transfer des Ge­

lernten auf die Realsituation möglich ist, 

z. B. bei einem Lernprogramm von Festo Di­

daktik zur Pneumatik. 4 

Lerngeschwindigkeit 

Obwohl Lerninhalte immer umfangreicher 

und komplexer werden, müssen - sowohl 

wegen des raschen Wissensumschlags, aber 

auch wegen der steigenden Kosten des Zeit­

einsatzes - die Inhalte in immer kürzerer 

Zeit gelernt werden. Inzwischen liegen erste 

Erfahrungen vor. So konnte durch Schu­

lungsmaßnahmen von Postangestellten, d. h. 

von 34 000 Schalterkräften, über Allgemeine 

Geschäftsbedingungen erreicht werden, daß 

der traditionelle Gruppenunterricht in je 

durchschnittlich vier Stunden statt in zwei 

Tagen durchgeführt werden konnte. 5 

In einem Betrieb der englischen Automobil­

industrie wurde eine Verkürzung von Vier­

Tage-Kursen auf zwei Tage erzielt. 6 

Im öffentlichen Gesundheitswesen des Staa­

tes Florida konnte die durchschnittliche 

Schulungszeit um 25 Prozent mit einer indi­

viduellen Schulungszeit zwischen 60 und 194 

Stunden verkürzt werden. 7 

Das Beispiel des Staates Florida liefert be­

reits eine Teilerklärung des Erfolgs audiovi­

suell unterstützten Selbstlernens: Wenn die 

gebotene und benötigte individuelle Lernzeit 

um den Faktor drei divergiert, so kann auch 

der beste Lehrer dem im Gruppenunterricht 

nicht gerecht werden. Er wird notwendiger­

weise stets die einen über- und die anderen 

unterfordern. 

Indem darüber hinaus Bekanntes übersprun­

gen, Schwieriges anschaulich und leicht ein­

gängig dargestellt und Lernbarrieren besei­

tigt (Angst vor der Blamage in der Gruppe) 

werden, trägt all dies zu dem beobachteten 

Effekt der Zeitersparnis bei . 

Lernproduktivität 

Zwei von amerikanischen Universitäten 

(Brigham Young University und Brookhaven 

Community College) im College-Bereich an­

gestellte systematische Tests unterstreichen 

die Erkenntnis, daß audiovisuell unterstützte 

Selbstlernsysteme eine beachtliche Stoffmen­

ge in relativ kurzer Zeit vermitteln können. 8 

Durch Eingangs- und Ausgangstests wurde 

z. B. der durchschnittliche Lernzuwachs bei 

Klassenunterricht wie im Selbststudium ge-

messen und durch die dafür benötigte Zeit 

dividiert, woraus sich die Lernproduktivität 

ergab. 

Auffällig war, daß bei allen absoluten Unter­

schieden der Lernfortschritte und der Lern­

zeiten für die beiden Testgruppen dennoch 

der gleiche Faktor für die Steigerung der 

Lernproduktivität durch audiovisuell ge­

stützte Selbstlernmethodik gefunden wurde, 

nämlich der Faktor zwei. 

Langzeitbehalten 

Es drängt sich die Befürchtung auf, daß ein 

im Selbststudium schneller erzielter Wis­

senszuwachs auch rascher wieder verloren­

gehen könnte. Nach allen Erfahrungen, z. B. 

der Fluggesellschaft SAS und der U. S. Ar­

mee, trifft jedoch das Gegenteil zu. 9 

Die Erklärung, warum eine größere Stoff­

menge in kürzerer Zeit bewältigt und den­

noch langfristig besser im Gedächtnis behal­

ten werden kann , liegt zum einen im Einsatz 

der Audiovision: Bewegtes Bild und Ton 

sprechen intensiv die emotionale Ebene an 

und hinterlassen dort einen nachhaltigen 

Eindruck. So bleibt, was sich in der emotio­

nalen Ebene festsetzt , langfristig haften. 

Der zweite Grund für die hohe Langzeitwir­

kung liegt in der aktiven Erarbeitung des 

Stoffes. Der Lerner begnügt sich nicht wie 

im Frontalunterricht mit dem mehr oder we­

niger aufmerksamen Zuhören oder Hin­

schauen, sondern beantwortet Fragen des 

Systems, entscheidet über angebotene Va­

rianten, reagiert auf Test etc. und erhält dar­

aufhin jeweils eine Rückmeldung. 

Kognitives und Affektives Lernen 

Die mögliche Simulation von Realsituatio­

nen auch aus dem zwischenmenschlichen 

Bereich und die starke emotionale Kompo-
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nente der Audiovision machen ein solches 

Lernsystem nicht nur für die reine Wissens­

vermittlung tauglich - wie zuweilen ange­

nommen-, sondern auch für den Einsatz im 

Verhaltenstraining. 

Qualität der Inhalte 

Trotz der generellen systembedingten Vorzü­

ge des audiovisuell unterstützten interaktiven 

Selbstlernens hängt die Schulungsqualität 

von der didaktischen und inhaltlichen Quali­

tät des konkreten Programms ab. So wie es 

schlechte Trainer gibt, gibt es auch schlechte 

Selbstlernprogramme. 

Vor negativen Erfahrungen mag bei konven­

tionellem wie mediengestütztem Training al­

lemal das Einholen von Referenzen bisheri­

ger Anwender schützen. Darüber hinaus bie­

ten Selbstlernprogramme jedoch zwei system­

immanente Vorteile, die nicht unbedeutend 

sind: 

• Ihr Einsatz erfolgt unabhängig von der 

Tagesform des Trainers. 

• Ihre Inhalte und methodischen Ansätze 

können bereits im Vorfeld des Einsatzes ein­

deutig überprüft und nachvollzogen werden. 

Kosten 

Die Einzelkosten von Bildungsmaßnahmen 

stiegen leider in ebenso atemberaubendem 

Tempo wie die Schulungsnotwendigkeit In 

dieser sich stetig weiter öffnenden Schere 

unterbleiben viele eigentlich notwendige 

Schulungen mit der Gefahr, daß Konkurrenz­

nachteile im härter werdenden internationa­

len Wettbewerb entstehen. Selbstlernen bie­

tet hier die Möglichkeit, bei geringeren Ko­

sten gleichwohl intensiver zu schulen oder 

bei gleichem Schulungsbudget zusätzliche 

wichtige Bereiche durch Schulung abzu­

decken. 

Die Kosten für die didaktische Entwicklung, 

Filrnherstellung, Programmierung etc. konn-

ten bisher ohne weiteres einen halbe Mio. 

DM und mehr betragen. Inzwischen hat sich 

die Situation durch die Entwicklung von 

Lernprogrammangeboten verschiedener Me­

dienverlage geändert. 

Die Bertelsmann Telemedia GmbH Gütersloh 

bietet u. a. die in Zusammenarbeit mit dem 

Bundesinstitut für Berufsbildung entwickelte 

Reihe zur technisch-gewerblichen Grundbil­

dung mit dem Startprogramm "Weich- und 

Hartlöten" an. 

Fazit 

Der inzwischen erreicht Stand an Technolo­

gie, Methodik und Programmangebot macht 

es Unternehmen oder staatlichen Organisa­

tionen leicht, die neue Form des Lernens oh­

ne Risiko zu erproben und zu nutzen. Wün­

schenswert ist, daß dann nicht nur die Ko­

stenvorteile, sondern auch der Wert einer 

solchen Investition für das Betriebsergebnis 

eines Unternehmens deutlich wird. In die­

sem Sinne sollte auch in der betrieblichen 

Weiterbildung statt der bisherigen Dominanz 

der Kostenrechnung stärker die unternehme­

risch geprägte investitionsorientierte Be­

trachtung Platz greifen, in der zunehmend 

die neue Lernform "Interaktives audiovisuell 

unterstütztes Lernen" Beachtung fmdet. 
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Die Erprobung des neuen 
Rahmenstoffplans für 
die Ausbildung 
der Ausbilder beginnt 

Kathrin Hensge 

Der neue Rahmenstoffplan wurde 
nach zweijährigen Beratungen 
vom Hauptausschuß beschlossen 

und seine Anwendung empfohlen. 
Es schließt sich eine zweijährige Er­
probung an. Der Startschuß wurde 

im Februar auf der konstituieren­
den Sitzung des Beirats gegeben, 
der die Erprobung koordinierend 

begleitet. Der Beirat ist der "runde 
Tisch" der Erprobung; an ihm sit­

zen alle daran Beteiligten: die Ver­
treter der Gruppen im Hauptaus­

schuß, die Erprobungsträger, die 
wissenschaftliche Begleitung und 
das BIBB. Geschäftsführung und 
Vorsitz liegen beim Bundesinstitut, 
das die Erprobung fachlich betreut. 

Erprobt wird der neue Rahmenstoffplan in 

fünf Einrichtungen der beruflichen Bildung, 

die von den im Hauptausschuß vertretenen 

Gruppen hierfür eingesetzt wurden. Dies 

sind die Industrie- und Handelskammern 

München und Münster, das Berufsförde­

rungszentrum Essen, das Berufsfortbildungs­

werk des DGB und das Bildungswerk der 

DAG. Aufgabe der Erprobungsträger ist es, 

Konzepte zur Umsetzung des Rahmenstoff­

pians in Lehrgänge zur Vorbereitung auf die 

Ausbildereignungsprüfungen zu entwickeln 

und zu erproben. 

Die lehrgangsmäßige Umsetzung wird durch 

eine vom Bundesinstitut eingesetzte und fi­

nanzierte wissenschaftliche Begleitung eva­

luiert. Diese Aufgabe wird vom Institut für 

betriebliche Bildung und Unternehmenskul­

tur wahrgenommen. 



Fragestellungen und Zielsetzung 
der Erprobung 

Die Erprobung folgt einem Leitmotiv: Hält 

der neue Rahmenstoffplan, was er in seinem 

Vorwort verspricht? 

Im Vorwort werden die neuen Qualifika­

tionsanforderungen und Vermittlungsziele 

zusammengefaßt und vorgestellt. Sie bein­

halten im wesentlichen 

• die Förderung beruflicher Handlungs­
f:ihigkeit, d. h. die Vermittlung jener berufs­

übergreifenden Qualifikationen, die in den 

neuen Ausbildungsordnungen verbindlich 

vorgeschrieben sind. Sie setzen die Stan­

dards der Berufsausbildung. Auf sie müssen 

Ausbilder vorbereitet sein, denn Ausbilder 

können nur vermitteln, was sie selbst gelernt 

haben. 

• den Aufbau einer neuen Rollenkompe­
tenz des Ausbilders. Neue Qualifikations­

anforderungen verändern zwangsläufig tra­

dierte Rollenkonzepte. Die Förderung be­

ruflicher Handlungskompetenz bedeutet 

Handlungsfreiräume und Entscheidungs­

freiräume zur Verfügung zu stellen, die 

eigenverantwortliches Berufshandeln ermög­

lichen. 

• die Förderung von Methoden- und Pla­
nungskompetenzen: Die neuen Qualifika­

tionen finden keinen Platz im alten Metho­

denkanon der Ausbilderweiterbildung. Ge­

fragt sind offene Ausbildungskonzepte, die 

das selbständige Lernen der Auszubildenden 

ermöglichen. Im Aufgabenspektrum des Aus­

bilders verlagert sich der Tätigkeitsschwer­

punkt zusehends von der Ausbildungsdurch­

führung zur Ausbildungsplanung. Seine Auf­

gabe ist es, die Ausbildung so zu planen, daß 

er in der laufenden Durchführung den Lern­

prozeß unterstützt und nicht lenkt. An die 

Stelle der Belehrung tritt Beratung und statt 

Inhalte zu unterweisen, werden Lernprozes­

se moderiert. 

Diese generellen Zielsetzungen des Rahmen­

stoffplans legen für seine Erprobung folgen­

de Fragestellungen nahe: 

• Verwendbarkeit des Rahmenstoffplans für 

die Entwicklung handlungs- und persönlich­

keitsorientierter Lehrgangskonzeptionen, 

• Überprüfung der Struktur und der Inhalte 

des Rahmenstoffplans im Hinblick auf die 

Vermittlung fachlicher, sozialer und persön­

licher Handlungsfahigkeit der zukünftigen 

Ausbilder und Ausbilderinnen, 

• Analyse und Bewertung der eingesetzten 

Lehrgangsmaterialien, 

• Analyse des Umsetzungsprozesses und 

dabei auftretende Schwierigkeiten, 

• Verhältnis Lehrgang zu AEVO-Prüfung 

u. v. a. m. Dies ist ein vorläufiger Fragenka­

talog, dessen Präzisierung im Untersu­

chungsverlauf erfolgen wird. 

Zum Erprobungsablauf 

Der neue Rahmenstoffplan verzichtet bewußt 

auf verbindliche Vorgaben im Hinblick auf 

Gewichtung und Reihenfolge der Sachgebie­

te ebenso wie auf Vorgaben hinsichtlich ihrer 

methodischen Umsetzung. 

Diese Offenheit entfaltet breite Handlungs­

spielräume für die Lehrgangsgestaltung. Wie 

die Gestaltungsspielräume genutzt werden, 

wird letztlich von Erfahrungen, der Kreativi­

tät sowie von den Rahmenbedingungen der 

lehrgangsgestaltenden Einrichtungen abhän­

gen. Hier kommt den Einrichtungen, die 

sich an der Erprobung beteiligen, eine wei­

chenstellende Bedeutung zu. Sie entscheiden 

über Art und Umfang der lehrgangsmäßigen 

Umsetzung des Rahmenstoffplans, über Ver­

änderungstiefe und -breite ihrer neu ent­

wickelten Lehrgänge. 

Welche Spannweite der denkbaren Umset­

zungsalternativen in der Erprobung wahrge­

nommen werden, ob z. B nur einzelne Lehr­

gangsteile oder das ganze Konzept geändert 

wird, oder der Veränderungsschwerpunkt 

eher im inhaltlichen oder mehr im methodi­

schen Bereich liegen wird, ist noch offen. 

Zur Zeit befindet sich das Vorhaben in der 

Phase der Konzeptentwicklung, d. h., die 

Lehrgangskonzepte werden von den Trägern 

ausgearbeitet und im Beirat vorgestellt. Zu 

diesem Zweck tagt der Beirat in einem rollie­

renden System bei jedem Träger einmal, 

d. h. fünfmal in diesem Jahr. Auf den Sitzun­

gen werden die Konzepte diskutiert, mitein­

ander koordiniert und Erfahrungen mit der 

Umsetzung ausgetauscht. 

Aufgabe der wissenschaftlichen Begleitung 

ist es, die Träger bei ihrer Entwicklungsar­

beit zu unterstützen, ihren Untersuchungs­

plan mit den Lehrgangskonzepten abzustim­

men und die Lehrgangsdurchführung zu eva­

luieren. 

Nach Ablauf der Erprobungsphase werden 

die Ergebnisse ausgewertet, in einem Ab­

schlußbericht dokumentiert und im Beirat 

vorgestellt. Die Untersuchungsergebnisse 

sollen in eine Beschlußvorlage für den Haupt­

ausschuß einmünden. Diese muß den Erpro­

bungsauftrag auf den Punkt bringen und die 

Frage beantworten, soll der neue Rahmen­

stoffplan in der vorliegenden Fassung beste­

hen bleiben oder verändert werden? 

Fazit 

Der Rahmenstoffplan ist eine Empfehlung, 

keine Vorgabe zur Lehrgangsgestaltung. Die 

Erfahrungen mit dem alten Rahmenstoffplan 

zeigen, daß er als Leitlinie für die Lehr­

gangsgestaltung wirkte. Ob sein Nachfolger 

langsam in diese Rolle hineinwächst, wird 

nicht zuletzt auch von den Erfahrungen mit 

seiner Umsetzung abhängen. Damit erhält 

das Erprobungsvorhaben eine Signalfunktion 

bei der Standortbestimmung des neuen Rah­

menstoffplans bei der AEVO-Prüfungsvorbe­

reitung. Um hierbei auf möglichst breite Er­

fahrungen zurückgreifen zu können, bittet 

das Bundesinstitut alle an der Ausbildung 

der Ausbilder Beteiligten, ihre Erfahrungen 

mitzuteilen. Stellungnahmen, Materialien, 
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Anrufe etc. sind zu richten an: 

K. Hensge, Bundesinstitut für Berufsbil­

dung, Fehrbelliner Platz 3, W-1000 Berlin 31, 

Telefon: 0 30/ 86 43-23 58, 

oder an Dr. Herz, Institut für betriebliche 

Bildung und Unternehmenskultur, Telefon: 

0 8142 /5 82 00. 

Neue Wirtschafts-Modell­
versuche zum Umwelt­
schutz in der beruflichen 
Bildung 

Konrad Kutt 

Wirtschafts-Modellversuche zum 
Umweltschutz in der beruflichen 
Bildung haben sich zu einem stark 
ausdifferenzierten Förderschwer­
punkt weiterentwickelt. Dazu ge­
hören nach dem Stand von Anfang 
1993 insgesamt dreizehn Modell­
versuche in der Aus- und Weiterbil­
dung. Beteiligt sind Großbetriebe 
ebenso wie Klein- und Mittelbe­
triebe, Industrie, Handel und Hand­
werk, die Berufsbereiche Chemie, 
Bau, Metall, Elektro, Sanitär, Hei­
zung, Klima sowie Einzelhandel 
und kaufmännische Berufe. 

Einige Modellversuche wurden inzwischen 

abgeschlossen, so z. B. der Modellversuch 

zum "Ökologischen und sozialen Lernen in 

der chemischen Industrie" (Schering AG, Ber­

lin) , über den im Überblick ein Video-Clip 

"umweltbewußt und fachübergreifend" in­

formiert. Neue Akzente wurden gesetzt mit 

Konzepten zur besseren Integration der Um­

weltbildung als durchgängiges Prinzip in der 

Berufsausbildung, und zwar in Metall-, 

Elektro- und kaufmännischen Berufen in Zu­

sammenarbeit mit den Harnburgischen Elec­

tricitätswerken. 

Die Berücksichtigung des Umweltschutzes in 

der über- und außerbetrieblichen Bildung ist 

Gegenstand eines neuen Modellversuchs in 

Zusammenarbeit mit dem Arbeiter Bildungs­

eentrum in Bremen. Hier soll vor allem eine 

verbesserte Integration umweltbedeutsamer 

Lernziele in den Berufsbereichen Farb- und 

Raumgestaltung, Oberflächenbehandlung von 

Holz sowie in der Metallbearbeitung statt­

finden . 

Für die Verbreitung von Konzepten zur Aus­

bilderqualifizierung hat das Bundesinstitut in 

Zusammenarbeit mit Modellversuchs-Trä­

gern erneut mehrere Multiplikatoren-Semi­

nare durchgeführt. Diese Veranstaltungen 

wurden und werden von der Praxis sehr gut 

aufgenommen. 

Etwa zehn Monate nach den Multiplikatoren­

Seminaren fanden Nachbesprechungen statt , 

in denen die Teilnehmer vorstellen, was sie 

tatsächlich umsetzen konnten bzw. welche 

Schwierigkeiten in der Praxis auftreten. 

Kurzbeschreibungen aller Modellversuche 

und erste Ergebnisse sind kostenlos beim 

BIBB erhältlich: Faltblätter der Reihe Infor­

mationen für die Berufsbildungspraxis aus 

Modellversuchen Nr. 1-16; Umweltschutz 

in der beruflichen Bildung. Informationen 

und Materialien Hefte 1-12. 

Personalien 

Eleonore Martin, Diplomvolkswirtin und 

Referatsleiterin in Ministerium für Wirt­

schaft des Saarlandes, wurde mit Wirkung 

zum 29. März 1993 als Beauftragte der Län­

der für das Saarland in den Hauptausschuß 

des Bundesinstituts für Berufsbildung beru­

fen . E1eonore Martin wird damit Nachfolge­

rin des im März 1993 ausgeschiedenen Horst 

Backes. 
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Tagungen I Seminare 

Wie Ergebnisse aus Modellversuchen zum 

Umweltschutz in der beruflichen Bildung in 

die Praxis übertragen werden können, steht 

im Mittelpunkt einer Reihe von Tagungen 

und Seminaren , die das Bundesinstitut im 

Laufe der kommenden Wochen und Monate 

veranstaltet: 

• 2.-4. Juni in Harnburg 

Umweltschutz in der betrieblichen Ausbil­

dungsplanung und Methoden des Umweltler­

nens im Betrieb. Übertragungsseminar für 

Ausbilder und Ausbildungsleiter vorrangig 

aus dem industriellen Metall- und Elektro­

bereich 

• 14. Juni in Berlin 

Expertengespräch "Ökologische Beratungs­

kompetenz im Baustoffhandel" 

• 16.-18. Juni in Berlin 

Übertragungsseminar Umweltschutz für 

Ausbilder in Bauberufen "Umgang mit Ab­

fallen aus dem Baugeschehen" 

• 24.-25. Juni in Dortmund 

Fachtagung "Umweltbildung im Einzelhan­

del" mit Demonstration eines Ausbildungs­

projektes in Lebensmittelmärkten 

• 5.-6. Juli im Bildungszentrum Neuwied 

Sachverständigengespräch ,,Umweltbildung 

im Einzelhandel" für Ausbilder und Ausbil­

dungsleiteL 

• 22.-24. September in Berlin 

Übertragungsseminar für Multiplikatoren 

"Wie gestalte ich ein berufsübergreifendes 

Einführungsseminar zur Qualifizierung be­

trieblicher Ausbilder für den Umwelt­

schutz?" 

Nähere Informationen zu den Veranstaltun­

gen, für die keine Tagungsgebühren erhoben 

werden, sind zu erhalten beim Bundesinstitut 

für Berufsbildung, Fehrbelliner Platz 3, 

W-1000 Berlin 31, 

Fatma Yilar, Tel.: 0 30/ 86 43-25 68 und 

Konrad Kutt, Tel. : 030/8643-2398. 



Berufsbildung E.Europa 

Gemeinschaftsinitiative 
NOW zur Integration von 
Frauen in den Arbeitsmarkt 
tagte im BIBB 

lda Stamm, Brigitte Wolf 

Im Rahmen der EG-Gemeinschafts­
initiative New Opportunities for 
Women (NOW} trafen sich im De­
zember 1992 die Projektantragstel­

ler sowie Vertreterinnen aus dem 
Bundesministerium für Bildung und 
Wissenschaft, dem Bundesministe­
rium für Frauen und Jugend, der 
EG-Kommission und der nationalen 
Koordinierungsstelle im Bundesin­

stitut für Berufsbildung. um die 
Zusammenarbeit aller an der Durch­
führung der Initiative NOW Betei­
ligten fortzusetzen. 

Schwerpunktthema der Tagung waren neben 

den Themen in den vier Arbeitsgruppen Fra­

gen der für die Projekte verpflichtenden 

"transnationalen Zusammenarbeit" mit sog. 

Partnerprojekten in einem Ziel-I-Gebiet in 

der EG; das sind Projekte aus Ländern mit 

Entwicklungsrückstand (Griechenland, Por­

tugal , Irland, Nord-Irland sowie verschiede­

ne Provinzen in Spanien und Italien). 

1992 wurde l3 Projekten ein Zuschuß aus 

der Gemeinschaftsinitiative NOW bewilligt. 

Damit wurden ca. 35 Prozent des Förder­

volumens für Qualifizierungs- und Bera­

tungsmaßnahmen zur Integration von Frauen 

in den Arbeitsmarkt vergeben. Im Laufe des 

Jahres 1993 wird voraussichtlich der Förder­

satz mit den zur Begutachtung vorliegenden 

Projektanträgen ausgeschöpft. Die im Som­

mer 1992 angekündigte Aufstockung der 

Fördermittel kann bis zu 50 Prozent für Be­

rufsbildungsmaßnahmen im Bereich Fern­

unterricht verwendet werden: bisher wurde 

noch kein Antrag hierfür beschlossen. 

Trotz zusätzlicher Finanzierungsmöglichkei­

ten können die zahlreichen Projektanträge 

zur (Wieder-)Eingliederung von Frauen in 

den Arbeitsmarkt nicht flächendeckend ge­

fordert werden. 

Zur Einführung in das Schwerpunktthema 

der transnationalen Zusammenarbeit ging 

die Vertreterin der EG-Kommission auf die 

Bedeutung transnationaler Partnerschaften 

aus der Sicht der EG ein. Vorrangiges Ziel 

dieser Zusammenarbeit ist die wirtschaftli­

che und soziale Kohäsion zwischen den Mit­

gliedsstaaten und die Verbesserung der Mo­

bilität der einzelnen. In der Gemeinschafts­

initiative soll durch eine Zusammenarbeit 

auf Projektebene und die Verbreitung innova­

tiver Ansätze eine Verbesserung der berufli­

chen Bildung in allen Mitgliedsstaaten unter 

Beachtung des Subsidiaritätsprinzips erreicht 

werden. Der Beitrag der Gemeinschaftsin­

itiative NOW zu diesem Ziel ist die langfri­

stige Konsolidierung der transnationalen 

Partnerschaften und die Verbreitung der Pro­

jektergebnisse. Die Kommission unterstützt 

dieses Ziel durch die Einrichtung von Stüt­

zungsstrukturen z. B. durch technische Hilfe 

und die Einrichtung von Koordinierungsstel­

len, durch Informationsmaterialien und die 

Einrichtung einer Datenbank. Für das kom­

mende Jahr hat die Kommission ihre Unter­

stützung für transnationale Netzwerke im 

Rahmen der Initiative zugesagt. 

Die Konkretisierung transnationaler Zusam­

menarbeit wurde am Beispiel eines Projektes 

zur Ausbildung von Reiseverkehrskauffrauen 

dargestellt. Die Teilnehmerinnen haben im 

Rahmen ihrer Ausbildung zwei Praktika bei 

einem spanischen Partnerprojekt mit glei­

chem Ausbildungsziel absolviert. Die Teil­

nehmerinnen des spanischen Projektes führ­

ten im März dieses Jahres ein Praktikum in 

Deutschland durch. 

Problembereiche aus der Sicht des deutschen 

Projektpartners waren bei diesem Austausch 

vor allem die Sprachbarrieren, das "Sich­

Einlassen" auf die andere Kultur und die an­

deren Formen der Planung und Organisa­

tion, d. h. eine sehr offene Planung seitens 

der Spanier. 

In der sich anschließenden Diskussion wur­

den aus den anderen Projekten Erfahrungen 

mit der transnationalen Zusammenarbeit ein­

gebracht. Bei allen Projekten, deren Ziel der 

Teilnehmerinnen-und/oder Multiplikatorin­

nenaustausch ist, stand das Sprachproblem 

im Vordergrund. Weitere Probleme sind die 

Kooperation zwischen Projekten unter­

schiedlicher Altersgruppen und die unter­

schiedlichen finanziellen Ressourcen der 

Projekte. 

Auch in den Arbeitsgruppen standen Fragen 

der transnationalen Zusammenarbeit im Mit­

telpunkt der Diskussion. 

In der Arbeitsgruppe I "Beratung und 
Qualifizierung zur Existenzgründung" 
waren sieben Projekte vertreten. Die Zielset­

zungen dieser Projekte lassen sich in drei un­

terschiedliche Schwerpunkte einteilen: Bera­

tung bei der Existenzgründung, Qualifizie­

rung von Migrantinnen zur Existenzgrün­

dung und die Gründung kooperativer Unter­

nehmensformen. Aus Sicht der Projektver­

treterinnen bestimmen hauptsächlich zwei 

Gründe die Teilnahme an diesen Maßnah-

men: 

• Existenzgründung ist eine Alternative zur 

Arbeitslosigkeit und 

• durch die Gründung einer eigenen Exi­

stenz läßt sich ein "ganzheitliches Lebens­

bild" eher verwirklichen. 
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Weitere Themen dieser Diskussionsrunde 

waren der für Frauen erschwerte Zugang zu 

Krediten und die spezifische Herangehens­

weise von Frauen an die Vermarktung von 

Produkten. Die transnationale Zusammenar­

beit in den Projekten erstreckt sich überwie­

gend auf die gemeinsame Erarbeitung von 

Curricula, Beratungskonzepten und den Aus­

tausch von QualifizierungspersonaL 

Bei den sechs Projektvertretern der Arbeits­
gruppe II "Datenverarbeitung" standen 

die Sprachprobleme und die Unterschied­

lichkeit der Partnerprojekte im Vordergrund. 

Die Unterschiede in den Lehrmethoden sind 

in den Kulturen erheblich, und die Qualifi­

zierung findet in vielen Ländern überwiegend 

in "Männerstrukturen" statt. Aufgrund un­

terschiedlicher Laufzeiten gestaltet sich die 

zeitliche Koordinierung der geplanten Akti­

vitäten mit den Partnerländern schwierig. 

Die Arbeitsgruppe III "Berufliche Weiter­
bildung I Qualifizierung in anerkannte 
Ausbildungs- und Umschulungsberufe" 
umfaßt über ein Dutzend Qualifizierungspro­

jekte in verschiedenen Bereichen wie Metall, 

Elektronik, Öko-Technik, kaufmännisch­

verwaltende Berufen sowie Qualifizierung 

auf akademischem Niveau. Die erste ausgie­

bige Sitzung dieser Art ermöglichte den Mit­

gliedern einen Einblick in die Bandbreite der 

vorgesehenen NOW-Projekte sowie einen 

ersten konkreten Austausch über die Erwar­

tungen, Inhalte und Erfahrungen in der Zu­

sammenarbeit mit dem Partnerprojekt. Die­

ser Punkt der übergreifenden Projektarbeit 

wird in den folgenden Treffen fortgeführt mit 

dem Ziel, eine Art "Checkliste" zur Herstel­

lung und Durchführung transnationaler Ko­

operation gemeinsam zu erstellen. 

Als Themenkatalog für 1993 wurden folgen­

de Schwerpunkte erarbeitet: 

• innovativer Aspekt der Qualifizierungs­

maßnahme, 

• frauenspezifischer Ansatz des Projektes, 

• Notwendigkeit der Frauenspezifik, 

• fürderliehe bzw. hinderliche Rahmenbe­

dingungen, 

• Erarbeitung eines Kriterienkatalogs für 

frauenspezifische Qualifizierungsmaßnahmen. 

Bei den acht Projekten der Arbeitsgruppe 
IV "Berufsvorbereitung und -beratung" 
standen die Probleme, die durch die zehnte 

Novelle des Arbeitsforderungsgesetzes ent­

standen sind, im Vordergrund. Der Versuch, 

hier Lösungen für eine Finanzierung der 

Projekte zu finden, bestimmte die Diskussion. 

Die Ergebnisse der Arbeitsgruppen wurden 

abschließend im Plenum vorgestellt und die 

"weitere Arbeitsplanung" vereinbart. 

Im ersten Halbjahr 1993 sollten separate 

Treffen der Arbeitsgruppen stattfinden, in 

denen die Diskussion fortgeführt werden 

soll. In der zweiten Jahreshälfte findet das 

dritte Arbeitstreffen aller Projekte mit aus­

schließenden Arbeitsgruppensitzungen statt. 

Die deutsche Koordinierungsstelle wird 

zweimal jährlich ein "Newsletter" herausge­

ben. Die Projekte werden sich mit Beiträgen 

daran beteiligen. 

Es wurde vereinbart, bei der nächsten Ta­

gung mehr Raum für einen bilateralen Erfah­

rungsaustausch der Projekte einzuräumen. 

Symposium des 
internationalen Arbeits­
kreises Sonnenberg 

Klaus Hahne 

Zu Fragen der "Vorberuflichen und 
beruflichen Bildungangesichts des 
Wandels in der Arbeitsorganisation 
der Industriegesellschaften (am 
aktuellen und historischen Wandel 
Rußlands und Deutschlands)" tra­
fen sich Experten auf einem inter­
nationalen Symposium im Septem­

ber 1992 in Moskau. 
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Die Teilnehmer aus Deutschland waren 

Hochschullehrer im Bereich der allgemeinen 

(Technik, Bildung, Arbeitslehre) und der 

Berufsbildung sowie Lehrer und Praktiker 

der Berufsbildung und allgemeinbildende 

Lehrer. Die russischen Teilnehmer kamen 

aus Instituten zur vorberuflichen und beruf­

lichen Bildung sowie zur Berufsorientierung 

an der Akademie der pädagogischen Wissen­

schaft. 

Das Symposium sowie die noch folgenden 

haben das Ziel, vorberufliche (insbesondere 

in den Bereichen Werken, Arbeitslehre, 

Technik) und berufliche Bildung im interna­

tionalen Vergleich zu bearbeiten und neue 

Kenntnisse über historische und aktuelle 

Probleme zu gewinnen. 

Am ersten Tag wurde, nach der Vorstellung 

der Teilnehmer, die Tagung mit einem Refe­

rat von GüNTER WIEMANN "über den Wandel 

der Arbeitsorganisation in den Industriege­

sellschaften" eröffnet. Dabei stand u. a. das 

Wirken von VICTOR DELLA Vos und die drei 

Formen der Arbeit in unserer Zeit im Mittel­

punkt. 

Anschließend gab es einen Beitrag von 

V. POUAKOW zur Arbeitserziehung in der 

UdSSR und über die Probleme, die durch 

den gesellschaftlichen Umbruch auf dem 

Gebiet der Bildung entstehen. Schwerpunkte 

der Ausführung waren die methodischen und 

didaktischen Reformen, in deren Zentrum 

die Entwicklung der Persönlichkeit stehen 

muß. 

Im Anschluß an die Einleitungsreferate gab 

es Fachbeiträge zu folgenden Themen: 

• die Entwicklungen der Technik-Didaktik 

im Verlauf der Geschichte der Bundesrepu­

blik (R. ÜBERLIESEN) , 

• die Probleme der Lehrplanumgestaltung 

im Werk- und Technikunterricht der Klassen 

7 bis 10 am Beispiel der aktuellen Entwick­

lung in Sachsen und Brandenburg 

(C. SACHS), 



• Probleme der Berufsfindung in Rußland 

als Teil der Persönlichkeitsentwicklung 

(TSCHISTJAKOVA) , 

• die Bedeutung der ökonomischen Bildung 

in der allgemeinen Bildung (SASOVA). 

Am zweiten Tag wurden die Fachbeiträge 

mit folgenden Schwerpunkten fortgesetzt: 

• prinzipielle historische Entwicklungen 

unter dem Prinzip der Anschaulichkeit 

(R. KLOSE), 

• drei Säulen der Berufsbildung in der Pra­

xis eines Großbetriebes (E. FISCHER), 

• Berufe und Berufspädagogik aus der 

Sicht der Psychologie (N. NETSCHAEW) , 

• Methoden- und Medieninnovationen in 

der beruflichen Bildung (K. HAHNE). 

Anschließend wurden die zu den bisherigen 

Vorträgen und Diskussionen gebrachten An­

merkungen auf Flipchart festgehalten und 

zwei Arbeitsgruppen zugeordnet. Die Ar­

beitsgruppen konzentrierten sich auf die Be­

reiche der Berufsfindung und der vorberufli­

chen Bildung unter Einbeziehung von Poly­

technik und Arbeitslehre einerseits sowie auf 

die berufliche Bildung andererseits. 

Das Symposium wurde am dritten Tag mit ei­

nem Besuch in der russischen Akademie der 

Wissenschaften fortgesetzt. Nach dem Emp­

fang durch den Präsidenten besichtigten die 

deutschen Teilnehmer ein Lern-Produktions­

Kombinat. Das Prinzip der allgemeinbilden­

den polytechnischen Schule ist so aufgebaut, 

daß im Unterricht und in den "Produktions­

klassen" Produkte für den Markt oder für die 

Vermarktung hergestellt werden können. 

Im Anschluß daran wurde der Besuch mit 

einem deutsch-russischen Curriculum-Basar 

in der russischen Akademie der Wissenschaf­

ten fortgesetzt. Zu Beginn wurde das Tech­

nikkonzept von H. BENJES praktisch vorge­

stellt. Es läßt sogenannte Halbzeuge, die zu 

Technikbaukästen kompatibel sind, herstel­

len. Es wurde angeregt, einen Transfer des 

Technikdidaktikkonzepts nach Rußland zu 

unterstützen. Anschließend standen Neuent­

wicklungen des Bundesinstituts für Berufsbil­

dung zur Leittextentwicklung, zur Ausbilder­

förderung sowie zu den Bereichen "kreatives 

und situatives Lernen" im Mittelpunkt. 

Weitere Aktivitäten des Curriculum-Basars 

• illustrierte Formen des Projektunterrichts 

in der Hauptschule, 

• Ansätze des Technikunterrichts mit Im­

migrantenkindern, Kindern von Asylbewer­

bern und anderen sozialen Randgruppen in 

Hamburg, 

• historische Ansätze der Berufsbildung am 

Beispiel der Junkers-Flugzeugwerke in 

Deutschland und Rußland, 

• die Serie des Niedersächsischen Landes­

instituts für Lehrerfortbildung im Bereich 

des Informatikunterrichts für alle Fächer. 

Im Anschluß präsentierten die russischen 

Teilnehmer ihren Curriculum-Basar. Sie 

führten technische Baukästen vor, zeigten 

eine CNC-gesteuerte Einheit für den vorbe­

ruflichen Unterricht, die aus Technik-Baukä­

stenbestandteilen gefertigt waren und führten 

einen Kompakt-Lehrsystemkoffer zum Be­

reich Elektronik vor. 

Der vierte Tag begann mit einem Beitrag 

über Beruf und Persönlichkeit. Im Anschluß 

daran wurde die "Pädagogik in der Dschun­

gellandschaft einer Großstadt" vorgestellt 

(D. PLICKAT) . 

Weitere Beiträge befaßten sich mit dem Wir­

ken Kerschensteiners in München und Pro­

blemen in der Geschichte der polytechni­

schen Bildung in Rußland sowie aktuellen 

Problemen der Berufsfindung und der Be­

rufswahl angesichts des Wandels der russi­

schen Gesellschaft. 

Der letzte Tag des Symposiums wurde mit 

einem Referat von H. BIERMANN über 

BLONSKIS Wirken in Deutschland eingeleitet. 

Anhand von Blonskis Biographie wurde des­

sen Ansatz der Arbeitsschule entwickelt. 

Das Symposium wurde mit einem Auswer­

tungsgespräch abgeschlossen. Dabei wurden 

die wesentlichen Fragen der Tagung in 

Aspekten zusammengefaßt, die u. a. sind: 

• Wo bleiben pädagogische Traditionen? 

• Welches neue Lernen ist angesagt? 

• Kann man in der Bundesrepublik Deutsch­

land von einer Krise des dualen Systems 

sprechen? 

• Was bedeutet es, wenn Schlüsselqualifi­

kationen Gegenstand der beruflichen Bil­

dung werden? 

Alle Teilnehmer des Symposiums sprachen 

sich für die Fortsetzung der gemeinsamen 

Arbeit aus. Der Austausch von Forschungs­

material, von Wissenschaftlern und Prakti­

kern müsse intensiviert werden. Die ver­

schiedenen Vorschläge der Abschlußdiskus­

sion wurden von einigen russischen und 

deutschen Teilnehmern in einem Abschluß­

dokument zusammengefaßt, das von allen 

Teilnehmern einstimmig verabschiedet wurde. 

Es ist beabsichtigt, die Materialien über das 

Symposium in einem Tagungsband beim in­

ternationalen Arbeitskreis Sonnenberg her­

auszubringen. 

Erste nationale 
EUROFORM-Tagung 

Agnes Dietzen 

Die Koordinierungsstelle EURO­
FORM im Bundesinstitut für Be­
rufsbildung hat im Dezember 1992 
die erste nationale EUROFORM-Ta­
gung organisiert und moderiert. 
Die eintägige Veranstaltung, zu 
der ca. 70 Teilnehmer geladen wa­
ren, richtete sich an die deutschen 
Projektträger in EUROFORM. Zu 
den Gästen gehörten eine Vertrete­
rin aus der EG-Kommission (DG V), 
der nationale Koordinator aus dem 
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Bundesministerium für Bildung 
und Wissenschaft, Vertreter der 
Generalkoordination für die Ge­
meinschaftsinitiativen aus dem 
Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung sowie die Ansprech­
partnerinnen der finanztechni­
schen Überprüfung und Abwick­
lung durch BBJ-Servis. 

Zum Zeitpunkt der Veranstaltung waren 

zwölf EUROFORM-Projekte bewilligt, wei­

tere 30-35 Projekte wurden im Hinblick auf 

eine Bewilligung geprüft. 

Die Projektträger haben im Rahmen dieser 

ersten Arbeitstagung die Gelegenheit ge­

nutzt, andere Projekte in EUROFORM ken­

nenzulernen und ihre Erfahrungen während 

der Phasen von Beantragung und Bewilli­

gung auszutauschen. Lebhafte Diskussionen 

gab es hierzu bei dem Thema der grenzüber­

schreitenden Kooperationen zwischen den 

Projekten. Im Rahmen der Gemeinschafts­

initiative ist die transnationale Zusammenar­

beit mit mindestens einem europäischen 

Partnerprojekt eine notwendige Förderbedin­

gung. 

Als besonderes Problem erwies sich dabei 

für viele Projekte der unterschiedliche Zeit­

punkt der Initiierung und Durchführung der 

Gemeinschaftsinitiativen in den einzelnen 

Mitgliedsstaaten. Deutlich wurde, daß zeit­

liche Verzögerungen bei der Bewilligung von 

Projekten für die meisten Projektträger zu 

Koordinationsproblemen mit ihren Partnern 

führen und die gemeinsame Planung und 

Durchführung der Austauschmaßnahmen 

zwischen den Partnern erschweren. Wenn 

auch bisher in vielen Fällen diese Schwierig­

keiten durch bilaterale Abstimmungen zwi­

schen Projekten und auf der Ebene der natio­

nalen Koordinierungsstellen aufgefangen 

werden konnten, so zeigt sich doch im Hin­

blick auf zukünftige Gemeinschaftsinitia­

tiven, daß intensive administrative Abspra­

chen zwischen den Mitgliedsstaaten notwen­

dig sind. 

Ein zweiter Diskussionsschwerpunkt waren 

Fragen der finanztechnischen Planung und 

Abwicklung der Projekte. Viele, besonders 

kleinere, Projektträger haben Schwierigkei­

ten, die im Rahmen von EUROFORM not­

wendigen Kofinanzierungsmittel von 55 Pro­

zent des Gesamtfürdervolumens aufzubrin­

gen. Das Gros der Projekte beantragte diese 

Komplementärmittel aufgrund der Förde­

rungsverpflichtung für die Zielgruppen 

(Langzeitarbeitslose und Jugendliche mit 

Eingliederungsproblemen) in EUROFORM 

bei den kommunalen Arbeitsverwaltungen 

im Rahmen von Maßnahmen der Arbeitsför­

derung. Probleme für die Antragsteller ent­

stehen vielfach aufgrund unterschiedlicher 

kommunaler Auslegungen von Förderungs­

bedingungen . Die dabei auftretenden 

Schwierigkeiten für die Projektträger ma­

chen deutlich , daß auch national eine stärke­

re Abstimmung zwischen nationalen kofi­

nanzierenden Institutionen und der Gemein­

schaftsinitiative notwendig ist. 

Als wichtiges Ergebnis der Tagung schließ­

lich wurde gemeinsam mit den Projektträ­

gern nach einem praktikablen Verfahren für 

eine projektübergreifende Zusammenarbeit 

gesucht und auf nationaler Ebene festgelegt. 

Die Koordinierungsstelle hat vorgeschlagen, 

thematische Arbeitskreise zu bilden, die es 

den Projekten ermöglichen, in regelmäßigen 

Abständen zusammenzukommen und inhalt­

lich über verschiedene Themen wie 

• innovative Ausbildungsmethoden und 

Qualifizierungsinhalte, 

• modulare Teilqualifizierungen, 

• transnationale Kooperationen, 

• Fragen der Zertifikation 

u. a. zu arbeiten. Die thematischen Schwer­

punkte der Arbeitskreise sind an der Vielfalt 

der Projektinhalte in EUROFORM orien­

tiert. Von der Koordinierungsstelle wurden 

folgende Arbeitskreise vorgeschlagen: 

I. Qualifizierung in anerkannten Ausbil­

dungs- und Umschulungsberufen/beruf­

liche Weiterbildung, 
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II. Berufsbildungsprojekte für Jugendliche 

und Langzeitarbeitslose unter besonde­

rer Berücksichtigung spezifischer Lehr­

und Lernbedingungen, 

III. Sektorenübergreifende Berufsbildungs­

projekte im Ökologiebereich unter be­

sonderer Berücksichtigung von Umwelt­

technologien, ökologischem Bauen und 

ökologisch orientierten Dienstleistungen 

(Verkehr, Tourismus), 

IV. Qualifizierungsprojekte unter besonde­

rer Berücksichtigung neuer Technolo­

gien. 

Die Koordinierungsstelle plant, zusammen 

mit den neu konstituierten Arbeitskreisen, 

im Verlauf des Jahres 1993 je zwei Treffen 

pro Arbeitskreis rnitzugestalten. Zur Mitar­

beit an diesen Arbeitstreffen eingeladen sind 

auch die Fachgutachter aus dem BIBB, die 

während der Antragsphase die Projektträger 

beraten und Fachgutachten erstellt haben. 

Auf der Tagung wurde ein Kommunikations­

prozeß begonnen, durch den die Projektträ­

ger Gelegenheit hatten , gemeinsam mit al­

len , die am Antragsverfahren und Entschei­

dungsprozeß beteiligt sind, über Stärken und 

Schwächen, aber insbesondere auch über 

mögliche neue Perspektiven der Gemein­

schaftsinitiativen nachzudenken. Dieses 

Treffen war geprägt von dem Engagement 

und der hohen Bereitschaft aller Gäste, mit­

einander zu diskutieren, Kritik zu formulie­

ren und gemeinsam über neue Perspektiven 

nachzudenken. Dieser erfreuliche Anfang 

sollte fortgesetzt werden. 



Weiterbildung in 
Deutschland 

Heinrich Krüger 

Von der Abgrenzung zum Beitritt 
Erwachsenenbildung I Weiterbildung in der 

Bundesrepublik Deutschland und der Deut­

schen Demokratischen Republik vor und 

nach der "Wende" 

Knall , Joachim H.; Sommer, Ulrike (Hrsg.) 

expert-verlag, Ehningen bei Böblingen, 1992, 

142 Seiten 

Mit großer Sachkenntnis liefern die beiden 

Herausgeber von der Ruhr-Universität Bo­

chum eine ausführliche Revue der Stationen 

und Phasen der Weiterbildung, schwerpunkt­

mäßig auf den Zeitraum der Existenz zwei er 

deutscher Staaten begrenzt. Drei Berliner 

Autoren aus der DDR beleuchten in ihren 

eher knapp bemessenen Beiträgen vor allem 

die gesellschaftliche Umbruchphase mit ih­

ren Folgen für Weiterbildung. 

Insgesamt spiegelt das kleine Oeuvre, was 

die aktuellen Passagen betrifft, die Zeit von 

1990-1991 wider. Die Herausgeber wün­

schen sich die Volkshochschulen der DDR in 

der Tradition von kommunikativen und so­

ziokulturellen Bildungseinrichtungen. Von 

dieser "positiv zu veranschlagenden Tradi­

tion" haben sich die VHS der Bundesrepu-

blik teilweise verabschiedet und "sich Kon­

zepten von Teilnehmerorientierung und be­

ruflich-qualifikatorischer Programmatik ge­

öffnet" (S. 5). Der Ablauf der politischen 

Ereignisse überrollte die bildungspolitischen 

Diskussionen am "runden Tisch". Dagegen 

wird ein "Beratungs-Tourismus" ausge­

macht, dem es oft an Sachkompetenz man­

gelt, der aber "vor allem alternative Modelle 

und Vorgehensweisen ausschließt und sol­

chermaßen eine Entmündigung mit anderen 

Vorzeichen fortsetzt" (S. 4). 

Etwa bis Mitte der 60er Jahre bezogen sich 

Vergleiche beider Systeme oft auf die tat­

sächliche oder vermeintliche Überlegenheit 

der einen oder anderen Seite. Nach dieser 

Zeit, konstatiert Knall, daß die Erwachse­

nenbildung in beiden deutschen Staaten, von 

wenigen Ausnahmen abgesehen, nicht mehr 

zum Gegenstand wissenschaftlichen Interes­

ses wurde ("Die Stimme der Erwachsenen­

bildung schweigt hier wie dort", S. 16) . In 

der DDR wurde das erziehungswissenschaft­

liehe Schriftum der BRD allenfalls sektoral 

wahrgenommen. Die Entwicklung der Er­

wachsenenbildung ging aber auch ohne 

deutsch-deutschen Dialog voran , es gibt ei­

nen Trend hin zu einer "Konvergenz von Er­

wachsenenbildungssystemen in industriellen 

Staaten" (S. 67), wo weniger "die Systembe­

grenzungen für die Erwachsenenbildung be­

stimmend sind als der Entwicklungsstand 

des Landes und die Systemgrenzen übergrei­

fenden Sachzwänge" (S. 63). Letztlich geht 

dieser Trend dahin, daß auch die "allgemeine 

Erwachsenenbildung in Zukunft stärker an 

die sozialen und gesellschaftlichen Besorg­

nisse gebunden sein wird denn an die weltan­

schaulichen" (S. 63). Weder Knall noch ir­

gendein anderer Autor greift den Zusam­

menhang von sozio-ökonomischen Bedürf­

nissen/Erfordernissen und Formen von Wei­

terbildungsinteressen auf. Unverkennbar 

bleibt die Neigung auf der begrifflich-defini­

torischen Ebene mit dem Thema umzugehen 

und Historisches als Illustrationsmaterial zu 

verwenden (Dimension des Begriffs Erwach-

senenbildung /Weiterbildung; mehrfache Pa­

radigmenwechsel in der Erwachsenenbil­

dung; S. 8ff.) , als beispielsweise dem kon­

kret-anschaulich zu verfolgenden Prozeß von 

der Entstehung und dem Fortgang der aus 

Mitteln der Bundesanstalt gespeisten Weiter­

bildung im Rahmen der Wirtschafts- und 

Konjunkturpolitik. Zwar registriert Knall 

des öfteren Widersprüche, Gegensätze oder 

Abgründe zwischen bildungspolitischen Zie­

len und tatsächlicher meist hinterherhinken­

der bildungspolitischer Praxis, und zwar in 

Ost und West, jedoch der zwiespältige Be­

fund wird nur gedeutet, nicht analysiert. 

Frau Sommers Beitrag zielt auf die Deckung 

westdeutschen Informationsbedarfs bei Wei­

terbildnern, Lehrern und Ökonomen, wie er 

sich in der Phase des gesellschaftlichen Um­

bruchs ergeben hat. Zwei Eckpfeiler kenn­

zeichnet die Weiterbildungssituation in der 

DDRjenseits aller auch hier vollzogenen Pa­

radigmenwechsel: Enge Bindung an die Be­

triebe und Orientierung an den aktuellen Er­

fordernissen der Produktion. Die Änderun­

gen der parteipolitischen Vorgaben werden 

akribisch anhand der Parteitagsdokumente 

vorgeführt. Schwierigkeiten bei deren Um­

setzung werden stellenweise benannt, mehr 

Gewicht liegt jeweils auf der vergleichenden 

Analyse der Schriftstücke. Perioden mit ein­

seitig produktionsnaher Ausrichtung der 

Weiterbildung wechseln mit solchen ver­

stärkter Betonung allgemeinbildender Ele­

mente. Bei der ersteren kommt die ideologi­

sche Zielsetzung (Entwicklung allseitig ge­

bildeter Persönlichkeiten) zu kurz, letztere 

sollte durch eine enge Verbindung von fach­

lich-qualifikatorischen und allgemeinbilden­

den Inhalten den ideologischen Vorgaben nä­

herkommen. 

Zusammenfassend resümiert die Verfasserin 

treffend: "Vom sozialistischen Bildungsideal 

war damit letztlich nicht viel mehr geblieben 

als der Appell an die Arbeitsmoral der Werk­

tätigen" (S. 99) . Es bleibt leider ungeklärt, 

warum sich bestimmte gesellschaftliche Be­

wußtseinsformen so weit verselbständigen 
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konnten, daß die fehlenden oder unzurei­

chenden Möglichkeiten der Realisierung der­

selben dabei ausgeblendet blieben. 

Wer als Leser des Buches nun glaubt, wenig­

stens von den DDR-Insidern den Schlüssel 

für viele Ungereimtheiten in der Erwachse­

nenbildung der DDR zu erhalten, sieht sich 

enttäuscht. Die Mängelliste bei der Erwach­

senenbildung wird additiv verlängert. 

Schuldzuweisungen für das Versagen der 

Weiterbildung lauten nach bekanntem Mu­

ster: Erwachsenenbildung wurde zentrali­

stisch vom etablierten Machtapparat gesteu­

ert, weltanschaulich-ideologisch einseitige 

Beeinflußung durch Staat und Partei , admini­

strativ-zentralistische Verwaltung, Komman­

dostruktur der Planwirtschaft, fehlender Plu­

ralismus, keine Demokratie. Zuletzt werden 

Illusionen verbreitet, die vor dem Hinter­

grund der gesellschaftlichen Umbruchphase 

noch verständlich erscheinen. Ein Erneue­

rungsprozeß in der Erwachsenenbildung 

wird als eine ideologische Mixtur von Ost 

und West vorgestellt: Es muß "ein reichhalti­

ges, vielfaltiges und flexibles Bildungsange­

bot bereitgestellt werden, das in den besten 

Traditionen eines streitbaren Humanismus 

und dem Reichtum der menschlichen Kultur 

begründet ist und den Bürgern wirksame 

Hilfe für die Entfaltung ihrer Individualität, 

die mit Sachkompetenz , sozialer Verantwor­

tung, Mündigkeit und Gewissenhaftigkeit ge­

paart ist, bietet" (S. 104). Es wird der ra­

schen Einführung der Sozialen Marktwirt­

schaft das Wort geredet: "ab sofort möglichst 

viele gesetzliche Regelungen und praktische 

Erfahrungen der Bundesrepublik verbind­

lich , d. h. rechtsgültig zu übernehmen" 

(S. 126). Die DDR-Autoren thematisieren 

ihren eigenen gesellschaftlichen Standort in­

nerhalb des arbeitsteiligen Systems nicht. 

Wie hätte darüber hinaus eine Erklärung für 

die Lage der Erwachsenenbildung in der 

DDR aussehen können? In einer sich soziali­

stisch verstehenden Gesellschaftsordnung 

hätte als Maßstab bei Bildung und Pädagogik 

die dazu von Marx, Engels und Lenin am hi­

storischen Stoff entwickelten Einsichten her­

angezogen werden können. Bereits hier lie­

ßen sich Widersprüche, ja Gegensätze zu den 

politischen Vorgaben von Partei und Staat 

feststellen . Die konkrete historische Situa­

tion blieb fast immer unberücksichtigt, so 

daß der Umsetzungsprozeß stets auf Hinder­

nisse, Widerstand und Unverständnis sehr 

konkreter Natur stieß. Manch brauchbarer 

Ansatz versandete im unbegriffenen gesell­

schaftlichen Getriebe. Als Teil ehemaliger 

Produzenten "sozialistischer Ideologie" wä­

re eine ideologiekritische Aufhellung der in 

der DDR vorherrschenden Verhältnisse und 

Ideologien im Sinne der von Marx geforder­

ten unbefangenen, freien wissenschaftlichen 

Forschung, "die sich nicht vor ihren Resulta­

ten fürchtet und ebensowenig vor dem Kon­

flikt mit den vorhandenen Mächten" (Marx 

an Ruge, MEW 1/S. 344) von den DDR-Au­

toren angezeigt gewesen. Statt dessen wird 

Marx von einem der Autoren fal sch zitiert 

(Dritte These über Feuerbach, S. ll7). Dann 

übernimmt der Autor die Ansicht des russi­

schen Philosophen Struwe: Der Sozialismus 

lasse prinzipiell "die individuelle Selbstver­

wirklichung des Menschen" außer acht. 

Vom Realsozialismus ließe sich dies durch­

aus behaupten, doch von Marx? Der Autor 

kann sich durchaus als Opfer realsoziali­

stischer Verhältnisse verstehen, nur bei eige­

nem Gebrauch des Kopfes wäre ihm wohl die 

Nichtidentität von Marx und Realsozialismus 

aufgefallen. Einem nach Wahrheit streben­

den Leser sei geraten: Die Feuerbachthese 

im Original nachlesen und sich selbst ein Ur­

teil bilden. 

Leider erhöhen die Beiträge der DDR-Auto­

ren nach Ansicht des Rezensenten den Infor­

mationsgehalt des Buches nur gering. 
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Aus- und Weiterbildung 
in der Praxis 

Hermann Walter 

"Lernen für die Zukunft durch verstärk­

tes Lernen am Arbeitsplatz" 

Dezentrale Aus- und Weiterbildungskonzepte 

in der Praxis 

Dehnbostel , P.; Holz, H.; Novak, H. (Hrsg.) 

Berichte zur beruflichen Bildung, Bd . 149, 

Berlin, Bonn: Bundesinstitut für Berufsbil­

dung, 1992, 404 Seiten, 25,- DM 

Lern- und Qualifikationsprozesse für und 

durch Arbeitsprozesse sind traditionelle De­

terminanten beruflicher Bildung. Als zu Be­

ginn des Jahrhunderts die Industrie begann, 

eine eigene intensive Verantwortung um ge­

ordnete und systematische Ausbildungsver­

hältnisse in den Unternehmen in Deutsch­

land zu entwickeln, tat sie das selbstver­

ständlich vor dem Hintergrund zeitgemäßer 

" industrieller Bedürfnisse". Bis an diese 

Quellen heran reicht heute noch das zur Re­

gel bestimmte System von zentraler und de­

zentraler Berufsausbildung in der Industrie. 

Die kausale Verknüpfung intensiven Lernens 

in Lehrwerkstätten und Laboren mit praxis­

wirksamer Bewährung und Sozialisation in 

der Unternehmensrealität war am besten in 

der Lage, Widersprüche zwischen hand­

werklichen Ausbildungsformen und indu­

strieller Arbeitsweise zu überwinden. An 

dieser Problemlage hat sich so grundsätzlich 

bis heute nichts geändert. Und dennoch kann 

man die in Modellversuchen , Projekten und 

Berufsbildungsbereichen gewonnenen Ein­

sichten über die wachsende Bildungskraft ar­

beitsplatzbezogener Aus- und Weiterbil­

dungskonzepte nicht nur als logische zeit­

und anforderungsgemäße Ausdehnung des 

curricularen Gesamtrahmens betrieblicher 

Ausbildung verstehen. 

Man spürt die Überzeugungskraft und ist 

beim Lesen der Berichte geneigt, an die Be-



rufsbildungsgeschichte und ihre Fakten wei­

ter anzuknüpfen. Man fragt sich, was soll, 

was muß verstärkt werden? Worin besteht 

das "industrielle Bedürfnis" heute? 

Dehnbostel entwirft in seiner Einführung 

zwingende Leitlinien neuer Qualität ar­

beitsplatzbezogenen Lernens. Veränderte In­

halte der Facharbeit, "Partizipation, Autono­

mie, Dispositions- und Gestaltungsmöglich­

keiten" heben die systematische Trennung 

von planender und ausführender Arbeit wei­

ter auf. 23 Beiträge, in zwei Teilen noch eher 

forderungspolitisch als schon sach- oder er­

kenntnislogisch zusammengestellt, vermit­

teln die Vielfalt möglicher inhaltlicher, di­

daktisch-methodischer und organisatorischer 

Antworten betrieblicher Berufsbildung auf 

die neuen Technologie- und Führungskon­

zepte. Dabei werden implizite Fragen nach 

dem betriebswirtschaftliehen Kontext, der 

zur breiten Umsetzung moderner Berufsbil­

dungslösungen erforderlich ist, gestellt. Pa­

radoxerweise vor dem Hintergrund des Wir­

kens arbeitmarktpolitischer Regularien, die 

von Fall zu Fall eine Entlassung aus der un­

ternehmerischen Verantwortung für dezen­

trale, arbeitsplatznahe Lernformen fordern. 

So gesehen ist jeder Bericht wohl auch ein 

Appell, eine Mahnung, die Funktion betrieb­

licher Ausbildung im dualen System weiter 

zu stärken. Interessant für Praktiker, Wissen­

schaftler und noch wichtiger für Vertreter 

der Wirtschaft. 

Der Bericht versteht sich als vorläufiges Re­

sümee einer 1989 angelegten und bis 1996 

arbeitenden Modellversuchsreihe "Dezen­

trales Lernen". Er ist eine Chance, manche 

Fragestellung, auch hinsichtlich der Inkraft­

setzung des Berufsbildungsgesetzes für die 

neuen Bundesländer und des kritischen ge­

samtwirtschaftlichen Rahmens, neu zu über­

denken. Ein ein für alle Mal gültiges Be­

kenntnis zur betrieblichen, auch arbeitsplatz­

nahen Ausbildung, wird sich mit Einzel­

lösungen nicht erreichen lassen. "Profitcen­

ter" und andere außerbetriebliche Lernorte 

sind die Antwort auf gleiche Fragen, aber 

mit unterschiedlichen Lösungen. Im weite­

ren Verlauf der Modellversuche und Projekte 

wird auch darauf zu reagieren sein. 

Wir suchen für die Beratung und 
Mitarbeit beim Auf- und Ausbau 
des "Centre d'Etudes et de Recher­
ehes sur I es Professionset I es Qua­
lifications" (CERPEQ) in Algier 

Algerien 

Arbeitsmarktforscher /in 
Zielsetzung ist es, innerhalb des Die Anforderungen: Hochschulab- für Technische Zusammenarbeit 
o.g. Institutes einen Beitrag zu Iei- schluß in einem der Aufgabe ent- (GTZ), ein weltweit tätiges Unter­
sten zum Ausbau des Berufsbil- sprechenden Fachgebiet; mehr- nehmen, das im Auftrag des Bun­
dungswesens, insbesondere die jährige Forschungs- und Pla- des und anderer Regierungen an 
verbesserte Anpassung der Ausbil- nungstätigkeit an entsprechenden der Lösung von Entwicklungspro­
dungsprogramme an die Bedürfnis- Instituten; fundierte Kenntnisse der blemen arbeitet. Dabei benötigen 
se des Arbeitsmarktes. Methoden und Verfahren; aus- wir die Mithilfe hochqualifizierter 
Die Aufgabe: Beratung des Part- geprägte Managementfähigkeiten, und -motivierter Fachkräfte. 
ners bei der Entwicklung und Um- die Sie in der Leitung entspre- Entspricht die Ausschreibung 
setzung von Methoden und Verfah- ehender Forschungs- und Pla- Ihrem Profil? Dann schicken Sie 
ren der Arbeitsmarkt- und Berufs- nungsteams erworben haben und bitte Ihre Bewerbungsunterlagen 
qualifikationsforschung sowie der gute Französischkenntnisse in mit Lebenslauf, Zeugniskopien und 
Entwicklung von Vorgaben der Wort und Schrift. Lichtbild unter der Kennziffer St 05 
Berufsbildungsplanung; Beratung Weitere Informationen gibt Ihnen an: 

und Mitarbeit beim Aufbau eines gerne Herr Ständer, Telefon Deutsche Gesellschaft für Techni­
lnformations- und Dokumentations- 06196/79-3249. sehe Zusammenarbeit (GTZl GmbH, 
dienstes. Wir sind die Deutsche Gesellschaft Postfach 5180, 6236 Eschborn 1. 
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ln dem Reader wird die Übergangsphase der Umstellun 
Berufsbildungssystems in den neuen Bundesländern l)r 
orientiert dokumentiert. Er enthält 32 Beiträge von Autoren 
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aus den alten und neuen Bundesländern, aus Wirtschaft, 
Wissenschaft, Verbänden und der Berufsbildungsforschung 
zu Themenkomplexen wie Prozeßanalysen zum 
dem Vergleich alter und neuer 
Umstellung der Ausbildungsberufe, qualitativer und quantlta· 
tiver Fragen der Ausbildungsplatzversorgung, der Situation 
von Auszubildenden und Auspildungspersonal, Wanderungen 
und Austauschprozessen, aber auch den Zusammenhängen 
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